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A5.5 Prüfungsteilnehmer und  
Prüfungs teilnehmerinnen sowie  
Berufsabschlüsse

Abschlussprüfungen (Gesellenprüfungen) sind in 
anerkannten Ausbildungsberufen am Ende der Be-
rufsausbildungszeit durchzuführen; sie dienen zum 
Nachweis der erreichten beruflichen Qualifikation. 
Festgestellt wird, ob die Prüflinge die für den Berufs-
abschluss verlangte Handlungskompetenz und die 
nach der Ausbildungsordnung geforderten beruflichen 
Kenntnisse und Fertigkeiten besitzen. Als Abschluss-
prüfungen gelten auch Prüfungen am Ende von 
Ausbildungsabschnitten im Rahmen der Stufenausbil-
dung, sofern damit die Ausbildung beendet wird und 
kein Anschlussvertrag für die Folgestufe eingegangen 
wurde. Wird die Abschlussprüfung nicht bestanden, 
kann sie zweimal wiederholt werden (Wiederholungs-
prüfungen). Auszubildende können bei besonderen 
Leistungen bereits vor Ablauf der vertraglich festge-
legten Ausbildungszeit zur Abschlussprüfung zugelas-
sen werden (vorzeitige Zulassung). 

Darüber hinaus können unter bestimmten Bedin-
gungen auch Personen gemäß Berufsbildungsgesetz 
(BBiG) zur Abschlussprüfung zugelassen werden, 
die nicht im dualen System ausgebildet wurden (alte 
Fassung: § 40 Abs. 2 und 3 BBiG bzw. § 37 Abs. 
2 und 3 HwO; neu: § 43 Abs. 3 bzw. § 45 Abs. 2). 
Vorausgesetzt wird entweder eine Mindestdauer ein-
schlägiger praktischer Berufstätigkeit bzw. ein Nach-
weis, der die Teilnahme an der Prüfung rechtfertigt, 
oder eine schulische Ausbildung an einer berufsbil-
denden Schule oder Bildungseinrichtung, sofern der 
Bildungsgang der Ausbildung in einem anerkannten 
Ausbildungsberuf entspricht. Die Statistik erfasst die 
jeweilige Gruppe als sogenannte „externe“ Prüfungs-
teilnehmer und unterscheidet sie auch nach der Art 
der Zulassung (Externenprüfungen). Auf diesem Weg 
erschließen sich für Externe Handlungsoptionen und 
Entwicklungsperspektiven (vgl. Kremer 2006): Sie 
erhalten einen auf dem Arbeitsmarkt attraktiven Be-
rufsabschluss, nachdem sie die Abschlussprüfung in 
einem anerkannten Ausbildungsberuf vor der dafür 
zuständigen Stelle bestanden haben. 

Im Weiteren werden Ergebnisse zu den seit Anfang 
der 1990er-Jahre bis 2006 durchgeführten Ab-

schlussprüfungen und Prüfungserfolg vorgelegt, die 
im Rahmen der Berufsbildungsstatistik des Statis-
tischen Bundesamtes erhoben wurden.131 Für das 
aktuelle Berichtsjahr 2007 liegen allerdings keine 
veröffentlichungsfähigen Ergebnisse zu Abschluss-
prüfungen vor (vgl. Statistisches Bundesamt 2008c,  
S. 11; Schmidt 2008).132 

Statistik über die Abschlussprüfungen

 
Die Statistik über die Berufsbildung (Erhebung zum 31.  De-
zember) des Statistischen Bundesamtes erhebt jährlich die 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer an Abschlussprüfungen 
(vgl. Statistisches Bundesamt 2002, 2007a). Gemeldet 
werden die Angaben durch die zuständigen Stellen:133 Sie 
umfassen alle während des Kalenderjahres (= Berichts-
zeitraum) abgelegten Abschlussprüfungen gegliedert nach 
Ausbildungsberufen, Geschlecht, Prüfungserfolg (bestan-
den, nicht bestanden), die Art der Prüfungszulassung sowie 
die Wiederholungsprüfungen.134 Erfasst wird die Zahl der 
Prüfungsfälle und keine Prüfungspersonen. Die Statistik ist 
eine Vollerhebung, für die Auskunftspflicht besteht. 

Die Statistik der Abschlussprüfungen enthält außerdem 
sogenannte Externenprüfungen und die Wiederholungsprü-
fungen. Das heißt, Teilnehmer/-innen, die nicht bestanden 
haben und später an Wiederholungsprüfungen teilnehmen, 
werden mehrfach gezählt. Seit 1993 werden diese Per-
sonen eigens erfasst und als Wiederholer ausgewiesen; 
das wird für die Berechnung und Beurteilung von Erfolgs-
quoten entsprechend berücksichtigt (vgl. Werner 1998). 
Die Teilnehmer/-innen an Externenprüfungen sind keine 
Auszubildenden: Sie werden daher nur in der Statistik der 
Abschlussprüfungen, nicht aber bei den Auszubildenden 

131 Die Rechtsgrundlage der Statistik (§§ 4 und 5 Berufsbildungsförderungsgesetz) 
ist für die Erhebungen von 1993 bis 2004 unverändert, seitdem galt das Berufs-
bildungsreformgesetz vom 23. März 2005 (BGBl I S. 931), Artikel 1 Berufsbil-
dungsgesetz (BBiG), §§ 84 bis 90. Für den hier betrachteten Zeitraum liegen somit 
vergleichbare Daten zu Abschlussprüfungen vor auf der Ebene des Bundes, für 
Bundesländer oder einzelne Kammern.

132 Bedingt ist dies durch die vollständige Neukonzeption der Berufsbildungsstatistik 
mit einer technisch und inhaltlich geänderten Form der Datenlieferung. So waren 
etwa zusätzliche oder differenzierter erhobene Merkmale für externe Prüfungen 
erst ab dem 1. April 2007 von den zuständigen Stellen zu erfassen; dagegen 
galten im ersten Quartal 2007 noch die bisherigen gesetzlichen Regelungen. 

133 Zu melden sind die Angaben zu Abschlussprüfungen von den Kammern, bei 
denen der Ausbildungsvertrag eingetragen ist, nicht von einer evtl. abweichend 
prüfenden Stelle.

134 Prüfungsteilnehmer/-innen mit vorzeitiger Zulassung (Verkürzung) und Wieder-
holer/-innen werden seit 1993 ausgewiesen.
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nachgewiesen. Für einzelne Ausbildungsberufe kann deshalb 
die Zahl der Teilnahmen an Abschlussprüfungen die der 
Auszubildenden übersteigen. Die Meldung zu Externenprü-
fungen erfolgt je Kammer und Ausbildungsbereich, und es 
wird nach der Art der Zulassung unterschieden, nicht jedoch 
nach Ausbildungsberufen. Der Bereich Handwerk meldet 
allerdings die Externenprüfungen nicht gesondert, sie sind 
dort aber in den Abschlussprüfungen enthalten. Ebenso sind 
in den Angaben des Handwerks auch die Umschulungsprü-
fungen in den Abschlussprüfungen enthalten; die übrigen 
Ausbildungsbereiche erfassen diese dagegen getrennt. 

Die Neufassung des Berufsbildungsgesetzes vom 23. März 
2005 (BGBl. I S. 931) führt auch zu einer inhaltlichen und 
methodischen Umstellung der Berufsbildungsstatistik; 
sie trat zum 1. April 2007 in Kraft (Y vgl.  in Kapitel 
A5.2). Ab dem Erhebungsjahr 2007 werden Angaben zu 
Abschlussprüfungen als Individualdaten (statt aggregier-
ter Summensätze) erhoben und teils neue oder bisherige 
Merkmale differenzierter ausgewiesen. Neu erfasst werden 
etwa Monat und Jahr des letzten Teils der Abschluss- bzw. 
Wiederholungsprüfung. Beim Prüfungserfolg wird künftig 
unterschieden in bestanden, nicht bestanden oder aber 
endgültig nicht bestanden; anzugeben ist nur das Ergeb-
nis der letzten Prüfung, sofern mehr als eine Prüfung im 
Berichtsjahr erfolgt.

Y Übersicht A5.5-1 gibt Einblick in Ausmaß und 
Strukturen des Prüfungsgeschehens zur Ausbildung 
im dualen System der letzten eineinhalb Jahrzehnte. 
Danach haben fast 560.000 Auszubildende und Ex-
terne im Jahr 2006 an Abschlussprüfungen teilge-
nommen; der Anteil der Frauen lag bei rund 41 %. 
Bestanden haben die Abschlussprüfung in 2006 rund 
480.000 Teilnehmerinnen und Teilnehmer, das sind 
85,7 % der Prüflinge. Mit gemeldeten 527.000 für 
1993 bzw. 545.000 (1994) bestandenen Prüfungen 
erhielten allerdings deutlich mehr Ausgebildete des 
dualen Systems einen Berufsabschluss. Während 
die Erfolgsquote als Anteil bestandener Prüfungen 
im gesamten Betrachtungszeitraum recht stabil 
zwischen 84 % und 86 % liegt, fällt die Zahl der 
Prüfungsbeteiligten 2006 deutlich ab zu den Höchst-
werten von 612.000 bzw. 637.000 der Jahre 1993 
und 1994. Für das Jahr 1995 (592.504) war aller-
dings die Teilnahme an Abschlussprüfungen zum 
Vorjahr mit einem Minus von 7 % (-44.600 Prüflinge) 
stark rückläufig. Die Zahl abgelegter Prüfungen ging 

dann in 1996 abgeschwächt auf ca. 576.700 zurück; 
in den Jahren bis 1999 blieb sie auf diesem Niveau. 
Nach dem leichten Anstieg auf rund 600.000 ge-
meldete Abschlussprüfungen für die Jahre 2000 bis 
2002 kam es erneut zu Rückgängen von jeweils rund 
15.000 in den 3 folgenden Jahren. Die Prüfungs-
teilnehmerzahl ist dann von 2005 zum Jahr 2006 
nur noch gering um rund 700 Prüfungen gesunken 
(-0,1 %). Fast in all den betrachteten Jahren wurden 
etwas mehr als 20.000 Auszubildende vorzeitig vor 
Ablauf der vertraglich bestimmten Ausbildungszeit 
zur Abschlussprüfung aufgrund guter Leistungen 
zugelassen; anteilsmäßig entspricht dies durchweg 
rund 6 % der durchgeführten Prüfungen.135 Viele 
Prüfungsteilnehmer/-innen einer dualen Ausbildung, 
die beim ersten Versuch scheitern, wiederholen die 
Abschlussprüfung, um den gewünschten Berufsab-
schluss zu erhalten. Im betreffenden Zeitraum nah-
men jährlich zwischen 53.000 und 62.000 Auszubil-
dende an Wiederholungsprüfungen teil: Deren Anteil 
an allen Abschlussprüfungen lag in all den Jahren 
bei rund 10 %.

Ähnlich wie in früheren Jahren bestanden auch im 
Jahr 2006 mehr Frauen, nämlich 87,9 %, als Männer 
(84,2 %) die Abschlussprüfung; im Jahr 1993 un-
terschied sich der Prüfungserfolg nicht in dem Maß 
(86,4 % vs. 85,9 %). Größer fallen die Unterschiede 
zwischen den beiden Landesteilen aus. So lag der 
Anteil bestandener Prüfungen in den neuen Ländern 
in all den Jahren des untersuchten Zeitraums etwa  
7 Prozentpunkte unter dem der alten Länder: z. B. 
beträgt diese Erfolgsquote im Jahr 2006 für die neu-
en Ländern 80,4 %, für die alten Länder 87,5 % (Bun-
desministerium für Bildung und Forschung 2008a,  
S. 146).136

Wie aus Y Übersicht A5.5-1 ferner hervorgeht, 
unterscheidet sich die (herkömmliche) Erfolgsquo-
te auch im Jahr 2006 je nach Ausbildungsbereich 

135 Grundlage ist § 45 Abs. 1 Berufsbildungsgesetz. Ausnahme waren die Jahre 1994 
und besonders 1993, in dem allein vom Bereich Industrie und Handel 109.466 
vorzeitige Zulassungen zur Abschlussprüfung gemeldet worden sind; in 1995 
wurden dort noch ca. 21.000 gezählt, und im Jahr 2006 kam es im IH-Bereich zu 
18.288 vorzeitigen Prüfungszulassungen. Anteilsberechnung ohne Einbeziehung 
des Handwerks, wo dieses Merkmal nicht eigens erfasst wird.

136 Entsprechende Anteilswerte für Eckjahre wie 1993 sind: 80,1 % in den neuen 
Ländern und 87,7 % in den alten Ländern oder für das Jahr 2000: 80,3 % vs. 
87,3 %.
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deutlich. Niveau und Struktur der Unterschiede 
sind in ähnlicher Form seit vielen Jahren gegeben. 
Außerdem stehen Prüfungserfolgsquote und Anteil 
der Wiederholer im Zusammenhang (vgl. Werner 
1998, S. 43 f.). So liegt 2006 die Erfolgsquote in den 
Bereichen Hauswirtschaft (83,0 %), Landwirtschaft 
(82,3 %) und mit 79,6 % im Handwerk unter dem 
Durchschnittswert der Ausbildungsbereiche von 
86,1 %, die übrigen Bereiche lagen darüber. Aus-
zubildende in Landwirtschaft und Handwerk fallen 
demnach am häufigsten bei der Abschlussprüfung 
durch. Andererseits weisen diese Bereiche mit 
13,5 % auch die höchsten Wiederholeranteile aus. 
Auch die Zahlen für die Jahre 1993 oder 2000 zei-
gen Vergleichbares: Niedrige Prüfungserfolgsquoten 
von 82,8 % (1993) bzw. 79,2 % (2000) im Handwerks-
bereich oder von 84,0 % (1993) bzw. 81,2 % (2000) 
in der Landwirtschaft standen überdurchschnitt-
lichen Wiederholeranteilen gegenüber.137 Wie üblich, 
wiederholten auch in 2006 mit 6,5 % im öffentlichen 
Dienst (1993: 5,1 %) und nur 3,3 % in der Seeschiff-
fahrt (1993: 6,4 %) die wenigsten Prüflinge die Ab-
schlussprüfung. Seit Langem werden dort allerdings 
mit über 90 % die höchsten Prüfungserfolgsquoten 
der Ausbildungsbereiche erzielt. 

Allerdings gilt es für die Beurteilung der in Y Über -
sicht A5.5-1 ausgewiesenen herkömmlichen Erfolgs-
quote zu beachten: Für die Berechnung der Erfolgs-
quote werden die bestandenen Abschlussprüfungen 
durch die Zahl sämtlicher Prüfungsteilnehmerinnen 
und Prüfungsteilnehmer eines Berichtsjahres geteilt, 
worunter sich auch Personen befinden, die die 
Prüfung wiederholen. Wiederholer werden somit 
mehrfach gezählt, was zu einer überhöhten Zahl 
von Prüfungsbeteiligten und zugleich zu einer zu 
geringen Erfolgsquote führt (vgl. Bundesminister 
für Bildung und Forschung 2008a, S. 145). Um eine 
auf Prüfungspersonen bezogene bereinigte Erfolgs-
quote als Leistungsindikator des dualen Systems zu 
erhalten und zu beantworten, wie viele nach der 
Ausbildung letztlich ohne Abschluss bleiben, sind 
die Wiederholungsprüfungen von der Gesamtzahl 
der Prüfungen abzuziehen. Danach ergibt sich für 
das Jahr 2006 eine sogenannte bereinigte Erfolgs-

137 Handwerk 2000: 14,4 %, 1993: 10,1 %; Landwirtschaft 2000: 11,8 %, 1993: 
7,4 %. 

quote von 95,1 %; die höchste Quote im untersuchten 
Zeitraum wurde mit 96,0 % im Jahr 2004 erreicht, 
die niedrigste im Jahr 1996 (94,0 %). Das heißt: 
Im Durchschnitt haben also nur 4 % bis 6 % der 
Teilnehmer/-innen die Abschlussprüfung endgültig 
nicht bestanden und bleiben nach der Ausbildung 
ohne dualen Berufsabschluss.138 Werden die Wie-
derholungsprüfungen berücksichtigt, errechnet sich 
im Jahr 2006 z. B. für den öffentlichen Dienst eine 
bereinigte Erfolgsquote von 97,9 % oder von 96,3 % 
für den Bereich Industrie und Handel; die entspre-
chende Quote des Handwerks liegt bei 92,0 %.139 Die 
einzelnen Ausbildungsberufe unterscheiden sich 
hinsichtlich des Prüfungserfolgs, der Wiederholerra-
te und dem letztlich erreichten Berufsabschluss teils 
erheblich (vgl. Bundesministerium für Bildung und 
Forschung 2008a, S. 147  f.).

Zusätzlich nahmen im Jahr 2000 rund 49.700 Per-
sonen (1999: 47.686) an Prüfungen im Rahmen  
von Umschulungsmaßnahmen teil (§ 58 BBiG bzw. 
§ 42e HwO).140 Erwachsenen soll so der Übergang 
und Aufstieg in eine andere geeignete Berufstä-
tigkeit ermöglicht werden. Die Umschulungsmaß-
nahmen können von der Bundesagentur für Arbeit 
(BA) gefördert werden. Im Jahr 2002 zählte man 
sogar 61.200 Umschulungsprüfungen. Allein 57.300 
Prüfungen waren vom Bereich Industrie und Handel 
gemeldet worden. Insgesamt setzte sich mit 34.521 
Prüflingen im Jahr 2006 der starke Rückgang 
(-30,4 % zu 2005) der Vorjahre fort (2005: 49.600 
Prüflinge; 2004: 62.076). Fast durchweg erfolgten 
die Umschulungen in anerkannten Ausbildungsbe-
rufen. Frauen stellen seit Jahren rund zwei Fünftel 
der Prüfungsteilnehmer. Der Anteil erfolgreich abge-
legter Umschulungsprüfungen lag durchweg etwas 
über 80 %. Die teils starken Abweichungen bei den 
Prüfungen nach Umschulungsmaßnahmen dürften 
auch mit den geänderten Förderregelungen und 
der Förderpraxis der Arbeitsverwaltung zusam-
menhängen.

138 Da die Wiederholungsprüfungen nicht nach Geschlecht gemeldet werden, lässt 
sich für Frauen und Männer keine bereinigte Erfolgsquote ermitteln.

139 Vgl. zu Faktoren des Prüfungserfolgs u. a. Settelmeyer/Tschirner 2002, S. 42 ff.
140 Anders als die übrigen Ausbildungsbereiche weist das Handwerk die Zahlen 

für Umschulungen nicht getrennt aus; sie sind dort in den Abschlussprüfungen 
enthalten.
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Externenprüfung im Zeitraum 1993 bis 2006

Neben der Abschlussprüfung nach einer regulären 
Ausbildung eröffnet das Berufsbildungsgesetz seit 
Ende der 1960er-Jahre den Weg zum Berufsab-
schluss auch über die sogenannte Externenprü-
fung.141 Bildungspolitisch hat dieses Instrument zum 

141 BBiG vom 14. August 1969 (BGBl. I S. 1112) § 40 Abs. 2 und 3 bzw. HwO § 37 
Abs. 2 und 3.

Nachholen von Ausbildungsabschlüssen angesichts 
des gegebenen Fachkräftebedarfs große Bedeutung 
(vgl. Bundesinstitut für Berufsbildung 1996). Die 
Neufassung des Gesetzes von 2005 verbesserte  die 
bisherigen Zulassungsregelungen zur Kammerprü-
fung für Absolventen und Absolventinnen vollzeit-
schulischer Bildungsgänge und nicht beruflich 
qualifizierte Personen mit Berufserfahrung (vgl. 
Kremer 2006; Bundesministerium für Bildung und 
Forschung 2008a, S. 148).

Übersicht A5.5-1:   Teilnehmer/-innen an Abschlussprüfungen in der beruflichen Ausbildung und Prüfungserfolg 
1993 bis 2006

Jahr

Prüfungsteilnehmer/-innen 

Männer Frauen Insgesamt

darunter:

mit vor- 
zeitiger 

Prüfungs- 
zulassung1

mit  
bestandener 

Prüfung

Erfolgs- 
quote

Wieder- 
holungs-

prüfungen

Anteil der  
Wiederholer

Anzahl in % Anzahl in %

1993 343.156 269.175 612.331 114.950 527.370 86,1 53.147 8,7

1994 360.675 276.432 637.107 33.289 544.560 85,5 58.774 9,2

1995 338.862 253.642 592.504 26.512 502.673 84,8 59.404 10,0

1996 332.321 244.378 576.699 23.729 488.243 84,7 57.154 9,9

1997 332.629 240.660 573.289 20.078 482.248 84,1 59.237 10,3

1998 336.358 241.226 577.584 21.028 487.179 84,3 62.685 10,9

1999 337.091 239.765 576.856 22.272 491.239 85,2 58.720 10,2

2000 341.500 247.104 588.604 21.929 502.578 85,4 57.469 9,8

2001 343.732 253.556 597.288 24.421 514.005 86,1 58.749 9,8

2002 346.467 255.865 602.332 25.317 513.443 85,2 60.268 10,0

2003 340.168 250.608 590.776 24.354 504.274 85,4 60.703 10,3

2004 329.378 245.584 574.962 19.801 492.836 85,7 61.422 10,7

2005 323.975 236.041 560.016 21.911 477.789 85,3 60.502 10,8

2006 327.651 231.647 559.298 22.640 479.575 85,7 54.825 9,8

Ausbildungsbereich 2006

Industrie und Handel 189.131   132.853   321.984   18.288   284.349   88,3 26.708   8,3       

Handwerk1 117.920   34.852   152.772   0   121.565   79,6 20.694   13,5       

Öffentlicher Dienst 5.802   9.290   15.092   609   13.821   91,6 976   6,5       

Landwirtschaft 11.966   3.980   15.946   167   13.116   82,3 2.153   13,5       

Freie Berufe 2.317   42.902   45.219   3.528   39.840   88,1 3.520   7,8       

Hauswirtschaft 456   7.768   8.224   35   6.824   83,0 772   9,4       

Seeschifffahrt 59   2   61   13   60   98,4 2   3,3       

Alle Bereiche 327.651   231.647   559.298   22.640   479.575   85,7 54.825   9,8       

1  Das Handwerk meldet die Teilnehmer/-innen nicht gesondert, die vorzeitig zur Prüfung zugelassen werden; sie sind aber in den Teilnahmezahlen enthalten. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 3, Berufliche Bildung; Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 
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Übersicht A5.5-2:   Externe Prüfungsteilnehmer/-innen und Prüfungserfolg 1993 bis 2006 nach Ausbildungs-
bereichen (Teil 1)

Jahr Externe insgesamt
Anteil Externe an allen 
Abschlussprüfungen1

Anteil bestandener 
Prüfungen von  

Externen 

Anteil bestandener 
Prüfungen an  

Prüfungen insgesamt 

Anzahl in %

Ausbildungsbereiche insgesamt1

1993 30.755 7,0 79,8 86,1

1994 34.664 7,6 74,1 85,5

1995 31.903 7,7 77,0 84,8

1996 23.571 6,1 79,4 84,7

1997 25.761 6,9 79,3 84,1

1998 24.945 6,8 78,7 84,3

1999 20.577 5,5 80,9 85,2

2000 20.757 5,4 79,4 85,4

2001 20.676 5,1 74,8 86,1

2002 25.341 6,1 75,6 85,2

2003 23.649 5,8 75,9 85,4

2004 29.303 7,2 71,2 85,7

2005 29.631 7,4 76,3 85,3

2006 29.258 7,2 77,1 85,7

Industrie und Handel

1993 24.445 7,1 77,1 86,9

1994 28.262 8,2 70,7 86,4

1995 23.800 7,7 73,9 86,4

1996 15.051 5,4 75,3 87,2

1997 17.495 6,4 75,4 86,9

1998 17.164 6,3 75,5 87,5

1999 12.892 4,6 78,0 88,3

2000 14.678 5,0 76,4 88,9

2001 15.765 5,0 72,0 88,6

2002 19.052 5,8 73,3 88,4

2003 18.093 5,6 74,4 88,4

2004 22.898 7,1 69,9 88,2

2005 23.355 7,4 74,4 88,0

2006 24.376 7,6 76,7 88,3

Öffentlicher Dienst

1993 667 2,7 91,6 93,3

1994 1.397 4,8 87,0 92,2

1995 2.572 8,7 83,4 91,4

1996 2.300 8,4 83,9 90,6

1997 2.709 12,2 84,9 90,9

1998 2.008 11,1 82,6 89,2

1999 1.507 8,5 73,2 92,2

2000 1.246 7,1 79,2 91,2

2001 962 5,7 67,2 91,7

2002 1.037 6,1 76,2 91,1

2003 950 5,8 73,4 90,7

2004 1.289 8,0 86,9 91,3

2005 920 5,8 86,2 91,2

2006 680 4,5 83,7 91,6
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Jahr
Externe insgesamt

Anteil Externe an allen 
Abschlussprüfungen1

Anteil bestandener 
Prüfungen von  

Externen

Anteil bestandener 
Prüfungen an  

Prüfungen insgesamt

Anzahl in %

Landwirtschaft

1993 1.577 9,6 94,9 84,0

1994 1.703 11,6 90,0 87,0

1995 1.868 14,9 94,4 86,9

1996 1.727 13,0 93,6 85,2

1998 1.412 9,8 92,4 83,1

1999 1.636 10,5 90,6 81,8

2000 786 4,7 94,3 81,2

2001 1.294 8,1 93,1 82,1

2002 1.373 8,8 89,6 81,5

2003 1.203 8,3 90,3 81,8

2004 1.304 8,9 86,7 80,9

2005 1.474 9,6 87,1 82,0

2006 1.128 7,1 90,9 82,3

Freie Berufe

1993 2.135 4,2 81,3 89,2

1994 721 1,3 86,5 87,2

1995 743 1,4 84,9 85,8

1996 721 1,3 81,6 86,8

1997 577 1,0 79,7 86,3

1998 549 1,0 76,1 88,5

1999 425 0,8 76,0 89,9

2000 211 0,4 77,3 89,0

2001 375 0,8 96,0 91,1

2002 371 0,8 86,8 89,2

2003 169 0,4 86,4 90,3

2004 194 0,4 92,3 90,3

2005 223 0,5 84,8 87,6

2006 228 0,5 88,2 88,1

Hauswirtschaft

1993 1.883 35,9 94,8 87,2

1994 2.549 26,0 90,7 89,3

1995 2.895 37,0 83,3 87,2

1996 3.664 46,9 86,0 88,3

1997 3.636 48,2 89,5 86,0

1998 3.812 46,5 86,2 85,7

1999 4.117 47,8 89,5 88,7

2000 3.836 49,0 88,0 86,6

2001 2.280 29,1 82,8 86,3

2002 3.469 44,2 81,3 81,6

2003 3.166 42,4 79,2 82,8

2004 3.618 45,5 67,1 81,3

2005 3.659 47,8 81,2 83,5

2006 2.846 34,6 73,3 83,0

1  Ausbildungsbereiche insgesamt ohne Handwerk

Im Bereich Handwerk werden die externen Prüflinge nicht gesondert gemeldet, sind aber in den Teilnehmerzahlen an Abschlussprüfungen enthalten.

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Bildung und Kultur, Reihe 3, Berufliche Bildung; Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung

Übersicht A5.5-2:   Externe Prüfungsteilnehmer/-innen und Prüfungserfolg 1993 bis 2006 nach Ausbildungs-
bereichen (Teil 2)
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Jährlich erwarben im untersuchten Zeitraum (1993 
bis 2006) zwischen 20.000 und 35.000 Personen  einen 
Berufsabschluss über die Externenprüfung. Deren 
Anteil an den abgelegten Abschlussprüfungen bewegte 
sich in diesen Jahren zwischen 5  % und knapp 8 % 
Y  Übersicht A5.5-2.142 Nach 1995 (31.903) ging die 
Zahl der Externenprüfungen sprunghaft bis auf 20.000 
in den Jahren 1999 bis 2001 zurück; das sind rund 
zwei Drittel der Teilnehmer/-innen des Ausgangsjah-
res 1993. Seit 2001 stiegen die gemeldeten Externen-
prüfungen wieder, um für die Jahre 2004 bis 2006 er-
neut das Niveau des Jahres 1993 zu erreichen.143 Auch 
anteilsmäßig näherten sich damit die von Externen 
abgelegten Prüfungen (z. B. 2006: 7,2 %) dem höchsten 
Wert von 7,7 % im Jahr 1995 an. Andererseits schnit-
ten die extern Zugelassenen im untersuchten Zeitraum 
mit einem Erfolgsanteil im Ausmaß von 70 % (2004) 
bis 81 % (1999) bei der Kammerprüfung durchweg 
weniger erfolgreich als die Prüflinge insgesamt ab: Um 
4 bis fast 15 Prozentpunkte lag deren Prüfungserfolg 
im Durchschnitt in all den Jahren über dem Anteil 
bestandener Prüfungen der Externen.

In den einzelnen Ausbildungsbereichen sind Zahl 
und Anteil der Externenprüfungen an den Abschluss-
prüfungen unterschiedlich hoch: Die meisten Exter-
nenprüfungen wurden im untersuchten Zeitraum im 
Bereich Industrie und Handel gezählt, gefolgt von 
den Bereichen Hauswirtschaft sowie Landwirtschaft 
und öffentlicher Dienst. So weist der IH-Bereich 
jährlich Prüfungsteilnahmen in der Bandbreite von 
rund 13.000 (1999) bis 28.000 Personen (1994) aus 
und stellt damit zwei Drittel bis zu vier Fünftel aller 
extern zugelassenen Prüflinge; anteilig sind das 
jedoch nur zwischen 4,6 % (1999) und 8,2 % (1994) 
der jährlichen Abschlussprüfungen des Bereichs. 
Ganz anders im Bereich Hauswirtschaft, wo die im 
Jahr 2006 durchgeführten 2.846 Externenprüfungen 
gut ein Drittel (34,6 %) aller Abschlussprüfungen des 
Bereichs ausmachen. Allerdings kam das Instrument 
Externenprüfung dort häufiger zum Einsatz: so in 
den Jahren 1996 bis 2000 oder 2003 bis 2005, wo 
Externe nahezu die Hälfte der Abschlussprüfungen 

142 Bis auf das Handwerk melden die Ausbildungsbereiche die Anzahl der externen 
Prüfungen gesondert.

143 Die gegenwärtige Zunahme dürfte auch mit geänderten Förderbedingungen der 
BA zusammenhängen.

abgelegt hatten.144 Nicht dieses Gewicht kommt den 
Externenprüfungen im öffentlichen Dienst zu, ob-
wohl deren Zahl nach 1993 in den Folgejahren stark 
anstieg; mit 2.700 gemeldeten Externenprüfungen 
erreichten sie etwa im Jahr 1997 das Vierfache des 
Jahres 1993 (667 Prüfungen). Sehr gering fällt inzwi-
schen der Anteil der Externenprüfungen im Bereich 
freie Berufe aus (2006: 0,5 %). Im Jahr 1993 hatten 
die Externen dort noch 4,2 % der Abschlussprüfun-
gen gestellt.145 Vermutlich hängen die unterschied-
lichen Anteile in den Jahren sowohl vom regulären 
Ausbildungsplatzangebot früherer Jahre als auch 
von den unterschiedlichen beruflichen Gegebenhei-
ten ab. Die nachträgliche Qualifizierung wird auch 
von den Betrieben und Verwaltungen gefördert. 
Auch die Zugänglichkeit zu Lehrgängen zur Prü-
fungsvorbereitung oder Unterstützung im Rahmen 
der Arbeitsförderung oder durch Förderprogramme 
der Länder spielte eine wichtige Rolle (vgl. Bundesin-
stitut für Berufsbildung 1996).

Y Übersicht A5.5-2 zeigt ferner die jährliche Ent-
wicklung des Prüfungerfolgs der extern zugelassenen 
Personen im Vergleich zum Anteil der bestandenen 
Abschlussprüfungen in den Ausbildungsbereichen. 
Erstens weichen die Anteile bestandener Externen-
prüfungen in den Bereichen durchweg stärker von-
einander ab als bei den Abschlussprüfungen insge-
samt. Zweitens differieren die bereichsspezifischen 
Erfolgsquoten der beiden Gruppen oft beträchtlich. 
So z. B. im Bereich Industrie und Handel, wo in meh-
reren Jahren oft mehr als 10 Prozentpunkte Unter-
schied dazwischenliegen. Zumeist erhielten die regu-
lär Ausgebildeten häufiger das Abschlusszertifikat. 
Eine Ausnahme ist hier der Bereich Landwirtschaft; 
in der Hauswirtschaft ist die Entwicklung wechsel-
haft. So sind im Landwirtschaftsbereich die extern 
zugelassenen Prüflinge seit Jahren erfolgreicher als 
jene des regulären Ausbildungsweges.146 

Y Übersicht A5.5-3 unterscheidet die Prüflinge an 
Externenprüfungen für die Zeit von 1993 bis 2006 

144 In den genannten Jahren war die Zahl der durchgeführten Externenprüfungen 
rund doppelt so groß wie etwa im Jahr 1993.

145 Bereits im Folgejahr 1994 waren sie allerdings um 66 % eingebrochen, um dann 
stetig an Bedeutung zu verlieren.

146 Bestandene Prüfungen z. B. für das Jahr 1993: 94,8 % vs. 84,0 %; für 2000: 
94,3 % vs. 81,2 % bzw. im Jahr 2006: 90,9 % vs. 82,3 %.  
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Übersicht A5.5-3:   Externe Prüfungsteilnehmer/-innen 1993 bis 2006 nach Art der Zulassung zur Abschluss-
prüfung1

Jahr

Teilnehmer/-innen Anteil an den Externenprüfungen insgesamt

mit Zulassung nach1 mit Zulassung nach1 

BBiG § 43 Abs. 2  
(alt: § 40 Abs. 3)

BBiG § 45 Abs. 2  
(alt: § 40 Abs. 2)

BBiG § 43 Abs. 2  
(alt: § 40 Abs. 3)

BBiG § 45 Abs. 2  
(alt: § 40 Abs. 2)

Berufliche Schule/ 
Bildungseinrichtung

Berufstätigkeit
Berufliche Schule/ 

Bildungseinrichtung
Berufstätigkeit

Anzahl in %

1993 2.530 28.225 8,2 91,8

1994 2 854 7.573 2,5 21,8

1995 2 2.705 23.321 8,5 73,1

1996 1.856 21.715 7,9 92,1

1997 3.097 22.664 12,0 88,0

1998 3.457 21.488 13,9 86,1

1999 3.447 17.130 16,8 83,2

2000 5.794 14.963 27,9 72,1

2001 5.003 15.673 24,2 75,8

2002 5.248 20.093 20,7 79,3

2003 4.972 18.677 21,0 79,0

2004 5.114 24.189 17,5 82,5

2005 5.159 24.472 17,4 82,6

2006 4.641 24.617 15,9 84,1

Ausbildungsbereiche 2006

Industrie und Handel 3.075 21.301 12,6 87,4

Öffentlicher Dienst 79 1.049 7,0 93,0

Landwirtschaft 36 192 15,8 84,2

Freie Berufe 47 633 6,9 93,1

Hauswirtschaft 3 1.404 1.442 49,3 50,7

Seeschifffahrt 0 0 – –

Alle Bereiche 4.641 24.617 15,9 84,1

2000

Industrie und Handel 3.408 11.270 23,2 76,8

Öffentlicher Dienst 3 783 0,4 99,6

Landwirtschaft 314 932 25,2 74,8

Freie Berufe 6 205 2,8 97,2

Hauswirtschaft 3 2.063 1.773 53,8 46,2

Seeschifffahrt 0 0 – –

Alle Bereiche 5.794 14.963 27,9 72,1

1993

Industrie und Handel 518 23.927 2,1 97,9

Öffentlicher Dienst 0 1.577 0,0 100,0

Landwirtschaft 18 649 2,7 97,3

Freie Berufe 1.538 597 72,0 28,0

Hauswirtschaft 3 456 1.427 24,2 75,8

Seeschifffahrt 0 48 0,0 100,0

Alle Bereiche 2.530 28.225 8,2 91,8

1   Ohne Handwerk, dass Externe nicht gesondert meldet. Mit den novellierten Berufsbildungsgesetz (2005) erfolgt die Zulassung aufgrund einschlägiger Berufserfahrung nach § 45 
Abs. 2 (vorher: § 40 Abs. 3) bzw. nach einer Ausbildung an einer beruflichen Schule oder sonstigen Einrichtung nach § 43 Abs. 2 (vorher: § 40 Abs. 3).  

2   In den Jahren 1994 und 1995 hat der Bereich Industrie und Handel viele Prüfungsteilnehmer/-innen in einer Sammelkategorie und ohne Angabe zur Art der Zulassung gemeldet; d. h., 
die Differenz der Anteile zu 100 % sind die Meldungen ohne Angabe zur Art der Zulassung.  

3  Hauswirtschaft im städtischen Bereich

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 3, Berufliche Bildung; Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 
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zusätzlich nach der in BBIG/HwO festgelegten Art 
ihrer Zulassung zur Abschlussprüfung für einen 
anerkannten Ausbildungsberuf. Die Externenrege-
lung wurde danach vor allem von Berufserfahrenen 
in Anspruch genommen. Im Jahr 1993 nahmen über 
28.000 Berufstätige diesen Weg, um nachträglich 
einen anerkannten Berufsabschluss zu erhalten; dies 
entsprach 92 % aller externen Prüfungsteilnehmer/ 
-innen. Auch in 2006 wurden mit rund 24.600 
mehr als vier Fünftel der Externenprüflinge (84,1 %) 
aufgrund einschlägiger mehrjähriger Berufstätig-
keit zur Kammerprüfung zugelassen. Mit Anteilen 
von rund 75 % in den Jahren 2000 und 2001 wies 
diese Gruppe die niedrigsten Werte und Teilnahme-
zahlen im untersuchten Zeitraum auf (14.963 bzw. 
15.673).147 Entsprechend erhielt in den genannten 
Jahren mit über 5.000 Personen rund jeder vierte 
extern Geprüfte (27,9 % bzw. 24,2 %) die Prüfungs-
zulassung nach der Ausbildung an einer beruflichen 
Schule oder sonstigen Bildungseinrichtung (BBiG 
§ 43 Abs. 2). Im Jahr 2006 galt dies lediglich für ein 
Sechstel der Externenprüfungen (4.641 oder 15,9 %), 
im Jahr 1993 sogar nur für jeden zwölften als 
Absolvent/-in einer beruflichen Schule zur Kammer-
prüfung Zugelassenen (2.530 oder 8,2 %).

Nach Ausbildungsbereichen differenziert zeigt sich für 
die Jahre 1993, 2000 und 2006 weiterhin: Besonders 
im Bereich Hauswirtschaft hatten in den Jahren 2000 
und 2006 die beiden Wege annähernd die gleiche 
Bedeutung, um als Externe nachträglich zu einem 
Ausbildungsabschluss zu kommen. Im Jahr 1993 
waren dagegen rund 24 % der Prüflinge aufgrund der 
an beruflichen Schulen und Einrichtungen absolvier-
ten Ausbildung zu den Externenprüfungen dieses 
Bereichs zugelassen worden. Für freie Berufe traf dies 
in 1993 sogar für 72 % zu; der schulische Zugangsweg 
hat für den Bereich jedoch für die späteren Zeitpunkte 
kaum mehr Bedeutung. In den anderen Ausbildungs-
bereichen stellt dagegen die Gruppe der Berufserfah-
renen ausnahmslos die Majorität der extern zuge-
lassenen Prüfungsteilnehmer/-innen. Dabei strebten 
sowohl in den Jahren 1993 wie auch 2006 allein 

147 Statistische Sondereffekte lagen für die Jahre 1994 und 1995 vor: Der Bereich 
Industrie und Handel hatte viele Prüfungsteilnehmer ohne Angabe zur Art der 
Zulassung als Sammelkategorie gemeldet, d. h., die Differenz zu 100 % sind 
Meldungen ohne Angabe zur Art der Zulassung. 

mehr als 20.000 Männer und Frauen als Externe 
einen Ausbildungsabschluss im Bereich Industrie  
und Handel an.

(Hermann Herget)

A5.6 Vorzeitige Lösung  
von Aus bildungs verträgen

Wird das Ausbildungsverhältnis vor Ablauf der 
im Berufsausbildungsvertrag bestimmten Ausbil-
dungszeit gelöst, handelt es sich um eine vorzeitige 
Vertragslösung. Zur Lösung des Vertrags (§ 15 BBiG) 
kann es kommen: durch Kündigung während der 
Probezeit, durch Kündigung nach der Probezeit aus 
wichtigem Grund sowie durch Kündigung infolge 
Berufsaufgabe oder Betriebs- und Berufswechsel, un-
ter Umständen einschließlich regionaler Mobilität.148 
Außerdem kann das Ausbildungsverhältnis vorzeitig 
beendet werden im gegenseitigen Einvernehmen 
ohne Angabe von Gründen oder aus Gründen, die 
beim Ausbildenden liegen.

Ursächlich für vorzeitige Vertragslösungen können, 
neben nicht übereinstimmenden Erwartungen der 
Vertragsparteien auch wirtschaftliche Probleme oder 
Änderungen der Rechts- und Eigentumsverhältnisse 
der Ausbildungsbetriebe sein. Keinesfalls jedoch 
kann die vorzeitige Auflösung des Ausbildungsver-
hältnisses mit dem (endgültigen) Ausbildungsab-
bruch gleichgesetzt werden (vgl. Bundesministerium 
für Bildung und Forschung 2008a, S. 150).149 Zudem 
sind die hier betrachteten Auflösungen einer betrieb-
lichen Ausbildung keine Besonderheit des dualen 
Systems; im Durchschnitt liegen sie sogar unterhalb 
derjenigen des Hochschulbereichs (vgl. Konsortium 
Bildungsberichterstattung 2006, S. 92).

Im Folgenden werden Ergebnisse zu vorzeitig ge-
lösten Ausbildungsverträgen für den Zeitraum Mitte 
der 1990er-Jahre bis 2006 berichtet, die im Rahmen 
der Berufsbildungsstatistik des Statistischen Bun-

148 Nach Ablauf der Probezeit müssen die Kündigungsgründe angegeben werden. 
149 Auf diese Weise wird ein neues Vertragsverhältnis begründet. Vgl. auch Berufs-

bildungsbericht 2003, S. 94 ff. zum Spektrum solcher Gründe sowie zu Befunden 
von Studien des Bundesinstituts für Berufsbildung zum weiteren Verbleib der 
Beteiligten nach einer Vertragslösung.
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desamtes  erhoben wurden. Die Statistik zählt alle 
vorzeitigen Vertragslösungen (§ 15 BBiG) von Ausbil-
dungsverhältnissen im Laufe eines Kalenderjahres. 
Allerdings kann aus datentechnischen Gründen nicht 
unterschieden werden in Abbrecher150 (Verzicht 
auf eine weitere Ausbildung) oder Personen, die 
ihr bisheriges Ausbildungsverhältnis lösen und die 
Ausbildung in einem anderen Beruf oder anderen 
Betrieb fortführen (Wechsler) oder die sich beruflich 
umorientieren (z. B. weiterer Schulbesuch, Studium). 
Für das Berichtsjahr 2007 liegen keine veröffentli-
chungsfähigen Ergebnisse zu vorzeitig gelösten Aus-
bildungsverträgen vor (vgl. Statistisches Bundesamt 
2008c, S. 11).151 

Die Anzahl der vorzeitigen Vertragslösungen und die 
Höhe und Entwicklung der Vertragslösungsquoten 
können als Signale für die Effizienz des Ausbildungs-
systems gesehen werden. Die Quote zeigt an, wie vie-
le neue Ausbildungsverhältnisse eines Ausbildungs-
jahrgangs voraussichtlich im Laufe der Lehrzeit 
vorzeitig gelöst werden. Die Vertragslösungsquoten 
haben somit einen aktuellen wie prognostischen 
Aussagewert. Berechnet wird hier die Lösungsquote 
nach dem Schichtenmodell  des Bundesinstituts 
für Berufsbildung (BIBB), das erstmals für den 
Berufsbildungsbericht 2002 eingesetzt wurde (vgl. 
Werner 2003; Althoff 2002). 

Gelöste Ausbildungsverträge  
in der Berufsbildungsstatistik

Die Berufsbildungsstatistik des Statistischen Bundesamtes 
erhebt jährlich die vorzeitig gelösten Ausbildungsverhält-
nisse während des Kalenderjahres (= Berichtsjahr) zum 
Stichtag 31. Dezember, gegliedert nach Geschlecht und 
Ausbildungsjahren, darunter gesondert die Lösungen in  
der Probezeit. Die Statistik ist eine Vollerhebung mit Aus-
kunftspflicht für die zuständigen Stellen.152 Nicht mitge-
zählt werden die bereits vor Ausbildungsbeginn gelösten 

150 Eine genaue Ermittlung der „echten“ Abbrecherquoten setzt eine Individualsta-
tistik voraus, die erst nach der Umstellung auf die neue Berufsbildungsstatistik für 
die Jahre nach 2007 möglich sein wird.

151 Bedingt ist dies durch die Neukonzeption der Berufsbildungsstatistik mit einer 
technisch und inhaltlich geänderten Form der Datenlieferung.

152 Grundlage der Daten sind die in das Verzeichnis der Berufsausbildungsverhältnisse 
eingetragenen Ausbildungsverträge sowie die Prüfungsstatistiken der zuständigen 
Stellen.

Ausbildungsverträge. Neu geschlossene Ausbildungsverhält-
nisse, die zwar angetreten, aber bis zum Erhebungsstichtag 
wieder gelöst wurden, zählen grundsätzlich als vorzeitige 
Lösungen, nicht jedoch als neu abgeschlossene Ausbil-
dungsverträge. Die Daten liegen in festen Merkmalskombi-
nationen für einzelne Ausbildungsberufe auf der Ebene des 
Bundes, für Bundesländer oder Ausbildungsbereiche vor.

Mit der Revision der Berufsbildungsstatistik (Y vgl.  
in Kapitel A5.2)153  werden etwa zusätzlich Monat 
und Jahr der vorzeitigen Auflösung des Ausbildungsver-
trages gemeldet, sofern der Ausbildungsplatz tatsächlich 
angetreten wurde. Bei mehrfachen vorzeitigen Auflösungen 
im Kalenderjahr ist nur die letzte zu melden.

Berechnung der Lösungsquote (Schichtenmodell  
des BIBB)

Da zum aktuellen Berichtsjahr nicht bekannt ist, wie viele 
der Auszubildenden mit neu abgeschlossenem Vertrag in 
den folgenden Ausbildungsjahren den Vertrag vorzeitig 
lösen werden, wird die Lösungsquote für ein bestimmtes 
Berichtsjahr näherungsweise bestimmt. Die Quote wird aus 
den Lösungen entsprechender Ausbildungsjahre früherer 
Ausbildungsanfänger/-innen nach folgender Methode be-
rechnet: Die Zahl der vorzeitigen Lösungen wird nach den 
Lösungsjahren (1–4) unterschieden und auf die neu ab-
geschlossenen Ausbildungsverträge (Stand 31.12.) dieser 
jeweiligen Vorjahre unter Berücksichtigung der Probezeit-
lösungen bezogen. Das heißt, die in den Neuabschlüssen 
nicht mehr enthaltenen Lösungen in der Probezeit werden 
hinzuaddiert.154 Die Gesamtquote des Schichtenmodells ist 
eine Addition der schichtweise berechneten „Jahrgangs-
quoten“. Da die vorzeitigen Lösungen in der Probezeit 
bzw. für die einzelnen Ausbildungsjahre nicht nach 
Geschlecht vorliegen, lässt sich die Quote des Schichten-
modells nur insgesamt, nicht aber für Frauen und Männer 
berechnen.

153 Die Daten können dann anders als früher frei kombiniert werden, was die Analy-
semöglichkeiten und Aussagekraft der Statistik verbessern wird. Allerdings wird 
durch die Umstellung die zeitliche Vergleichbarkeit für Ergebnisse ab Berichtsjahr 
2007 zu früheren Jahren eingeschränkt.

154 Eine Berechnung mit Bezug zu den Beständen der Auszubildenden würde dage-
gen die Lösungsquote unterschätzen, da in den Bestandszahlen der Auszubilden-
den im 2., 3. oder 4. Lehrjahr ja nur noch jene enthalten sind, die nicht schon das 
Ausbildungsverhältnis gelöst haben.



152

Anzahl und Quote vorzeitig gelöster Ausbildungsver-
hältnisse differieren im Betrachtungszeitraum 1996 
bis 2006 mehr oder minder stark im Zeitverlauf, 
nach Ausbildungsbereich und -beruf, der Region 
oder dem Geschlecht. Festzustellen ist im Zeitverlauf 
eine beachtliche Stabilität der Vertragslösungsquote 
insgesamt wie auch in der Struktur der Ausbildungs-
sektoren Y Übersicht A5.6-1. Gleichwohl kam es 
seit 1996 (21,3 %) zum Anstieg der Quote mit Höchst-
werten um die Jahre 2000 bis 2002 (Werte um 
24 %); die Quote sank seitdem und lag mit 19,8 % im 
Jahr 2006 unter dem Niveau des Jahres 1996. Die 
Entwicklung in der Anzahl gemeldeter vorzeitiger 
Vertragslösungen verlief im Untersuchungszeitraum 
ähnlich: Ausgehend von rund 130.000 Lösungen im 
Jahr 1996, erreichten sie zwischen 2000 und 2002 

Höchststände von über 150.000. Danach gingen sie 
deutlich zurück und unterschritten in den Jahren 
2005 und 2006 erstmals die Marke von 120.000 ge-
lösten Ausbildungsverträgen (rund -24 % zu 2000).155 

Auffällig ist der Anstieg der Lösungsquote in der 
Hauswirtschaft um rund 5 Prozentpunkte nach der 
Jahrtausendwende, besonders aber im ausbildungs-
starken Handwerksbereich mit Werten um 30 %. Das 
Handwerk nahm ab 2002 eine positive Entwicklung 
und konnte seine Quote rasch wieder reduzieren 
(2006: 23,7 %). Im Jahr 2006 ergeben sich für die 
Ausbildungsbereiche durchweg niedrigere Vertrags-

155 Damit ist der niedrigste Stand vorzeitig gelöster Ausbildungsverhältnisse seit 1991 
erreicht worden.

Übersicht A5.6-1:   Anzahl und Quote vorzeitig gelöster Ausbildungsverträge 1996 bis 2006 nach Ausbildungs-
bereichen

Anzahl

Ausbildungsbereich 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006

Industrie und Handel 50.641 49.139 53.687 61.934 69.133 70.014 71.039 63.628 60.171 59.450 62.530

Handwerk 59.445 58.367 60.938 62.722 66.040 64.058 59.272 50.622 48.168 43.081 41.986

Öffentlicher Dienst 1.060 1.128 1.072 1.143 1.193 1.327 1.316 985 924 925 922

Landwirtschaft 3.079 3.315 3.591 3.889 3.799 3.647 3.463 3.319 3.535 3.216 3.243

Freie Berufe 14.471 14.148 14.208 13.640 14.796 15.226 14.965 13.637 12.432 10.512 9.612

Hauswirtschaft 1.127 1.129 1.162 1.182 1.413 1.275 1.298 1.259 1.297 1.056 1.057

Seeschifffahrt 34 28 25 35 34 41 35 31 29 30 49

Alle Bereiche 129.857 127.254 134.683 144.545 156.408 155.588 151.388 133.481 126.556 118.270 119.399

Lösungsquote in %1

Industrie und Handel 18,3 17,0 17,5 18,7 20,1 20,0 21,2 19,3 18,2 17,8 18,1

Handwerk 25,4 25,1 26,5 27,4 29,5 30,1 29,8 26,8 26,2 24,3 23,7

Öffentlicher Dienst 6,2 6,7 6,5 7,0 7,5 8,5 8,6 6,7 6,1 6,3 6,4

Landwirtschaft 21,2 20,6 21,4 23,1 23,5 23,6 23,0 21,6 22,1 19,8 19,7

Freie Berufe 23,0 23,4 24,3 23,9 25,7 26,1 25,6 24,5 23,7 21,5 20,8

Hauswirtschaft 21,6 21,3 21,2 21,7 27,2 25,2 25,7 24,5 25,2 21,8 23,3

Seeschifffahrt 20,9 18,0 14,8 21,8 21,8 25,5 21,0 18,4 14,2 10,2 15,4

Alle Bereiche 21,3 20,5 21,3 22,1 23,7 23,7 24,1 21,9 21,0 19,9 19,8

1   Die für die Berechnung der Vertragslösungsraten erforderlichen neuen Verträge setzen sich zusammen aus den am 31.12. bestehenden neuen Verträgen sowie den neuen Verträgen, 
die seit Beginn des Ausbildungsjahres wieder gelöst wurden. Ihre Zahl entspricht in etwa den Lösungen in der Probezeit. Die Lösungsquote insgesamt errechnet sich aus den 
Lösungsraten der einzelnen Jahrgänge, denen die Lösungen entstammen.

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 3, Berufliche Bildung; Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung
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lösungsraten als 1996 mit Ausnahme von Hauswirt-
schaft und öffentlichem Dienst. Gemäß Berechnungs-
modell156 ist zu erwarten, dass ein Fünftel (20 %) der 
neu geschlossenen Ausbildungsverträge des Jahres 
2006 schon vor Ausbildungsabschluss gelöst wird. 
Überdurchschnittlich oft wird die neu begonnene 
Ausbildung im Handwerk und der Hauswirtschaft 
(rund 23 %) vorzeitig beendet. Es folgen die freien 
Berufe mit einer Quote von ca. 21 %. In Industrie und 
Handel ist davon auszugehen, dass 18 % der in 2006 
neuen Ausbildungsverträge vor der Prüfung gelöst 

156 Die Zahl der vorzeitigen Lösungen wird differenziert nach den Lösungsjahren 
(1–4) und bezogen auf die jeweiligen Neuabschlüsse der Vorjahre, wobei die 
Probezeitlösungen berücksichtigt werden.

werden. Mit ca. 6 % weist der öffentliche Dienst die 
niedrigste Auflösungsquote im Berichtsjahr 2006 auf. 

Hinsichtlich der Änderungen der Lösungsquote in 
regionaler Sicht ist festzustellen, dass die der neu-
en Länder stets die der alten Länder im gesamten 
Betrachtungszeitraum übertrifft; außerdem bewegen 
sich die Quoten auseinander Y Übersicht A5.6-2: 
So errechnet sich für die neuen Länder im Jahr 2006 
ein Wert von 23 %, das sind fast 30.000 vorzeitig 
gelöste Verträge, und damit eine etwa 22 % höhere 
Auflösungsquote als für die alten Länder (18,9 %), wo 
allerdings das Dreifache an Lösungen gezählt wurde 
(ca. 90.000). Dagegen lagen die Quoten ein Jahrzehnt 
früher (1996) nur 1,1 Prozentpunkte auseinander. 

Übersicht A5.6-2:   Anzahl und Quote vorzeitig gelöster Ausbildungsverträge 1996 bis 2006 nach alten und neuen 
Ländern und Ausbildungsbereichen

Ausbildungsbereich
Alte Länder Neue Länder und Berlin 

1996 2000 2004 2005 2006 1996 2000 2004 2005 2006

Anzahl

Industrie und Handel 34.792     50.000     41.860     42.504     44.269     15.849     19.133     18.311     16.946     18.261     

Handwerk 45.889     51.429     38.973     34.591     33.376     13.556     14.611     9.195     8.490     8.610     

Öffentlicher Dienst 817     984     713     748     710     243     209     211     177     212     

Landwirtschaft 2.316     2.698     2.614     2.347     2.267     763     1.101     921     869     976     

Freie Berufe 12.500     12.813     10.700     8.944     8.121     1.971     1.983     1.732     1.568     1.491     

Hauswirtschaft 806     1.020     856     655     656     321     393     441     401     401     

Seeschifffahrt 34     32     28     30     48     0     2     1     0     1     

Alle Bereiche 97.154     118.976     95.744     89.819     89.447     32.703     37.432     30.812     28.451     29.952     

Lösungsquote in %1

Industrie und Handel 16,8 19,2 16,7 16,7 16,7 23,2 22,9 22,8 21,2 22,7

Handwerk 26,4 29,6 26,5 24,3 23,3 22,7 29,0 25,1 24,4 25,5

Öffentlicher Dienst 6,5 8,2 6,2 6,7 6,5 5,2 5,3 5,8 5,1 6,2

Landwirtschaft 22,0 23,7 24,1 21,1 19,9 18,8 23,0 18,0 17,0 19,3

Freie Berufe 23,3 25,8 23,3 20,9 20,0 21,2 25,0 26,2 25,9 25,9

Hauswirtschaft 22,0 28,2 25,5 20,8 22,0 20,6 25,3 24,8 23,9 25,8

Seeschifffahrt 21,4 22,5 14,6 10,8 16,0 – 15,4 4,8 0.0 4,8

Alle Bereiche 21,0 23,4 20,4 19,3 18,9 22,1 24,7 23,0 21,7 23,0

1  Die für die Berechnung der Vertragslösungsraten erforderlichen neuen Verträge setzen sich zusammen aus den am 31.12. bestehenden neuen Verträgen sowie den neuen Verträgen, 
die seit Beginn des Ausbildungsjahres wieder gelöst wurden; deren Zahl entspricht in etwa den Lösungen in der Probezeit. Die Lösungsrate insgesamt errechnet sich aus den 
Lösungsraten der einzelnen Jahrgänge, denen die Lösungen entstammen.

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 3, Berufliche Bildung; Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung
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Darüber hinaus lässt Y Übersicht A5.6-2 ein be-
achtliches bereichsspezifisches Gefälle in der regiona-
len Verteilung erkennen. Deutlich wird das beson-
ders im IH-Bereich, wo die neuen Länder zwischen 
1996 und 2006 durchgängig um rund 6 Prozent-
punkte höhere Vertragslösungsquoten aufweisen 
als die alten Länder. Die Differenz könnte auf die 
anhaltend schwierige Lage der ostdeutschen Indus-
trie zurückgehen. Dagegen lag die Lösungsquote 
im Handwerk und freien Berufen vor 2004 in den 
neuen Ländern etwas niedriger als in den alten; ab 
2004 übertrifft dann jedoch die Quote dieser Berei-
che im östlichen Landesteil die der alten Länder. In 
den neuen Ländern sind im betrachteten Jahrzehnt 
geringere Lösungsraten für die Bereiche Landwirt-
schaft und öffentlicher Dienst festzustellen.

Y Übersicht A5.6-3 zeigt die Anzahl und Spann-
weite der Auflösungsquote zwischen den einzelnen 
Ländern, die in den Jahren 2006 und 1996 ähnlich 
weit ausfällt. Im Jahr 2006 reicht die Auflösungs-
quote von jedem sechsten (16 %) neu begonnenen 
Ausbildungsverhältnis in Baden-Württemberg bis zu 
knapp drei Zehntel (28 %) in Berlin. Recht niedrige 
Lösungsquoten im gesamten Betrachtungszeitraum 
sind typisch für eher wirtschaftsstarke Flächen-
staaten wie Baden-Württemberg, Bayern, Sachsen 
oder Hessen. Gegenüber dem Jahr 1996 kam es im 
Berichtsjahr 2006 zu einer deutlich rückläufigen 
Auflösungsquote auch in den Stadtstaaten Hamburg 
(24,2 % vs. 20,7 %) und besonders Bremen (25,4 % 
auf 19,6 %), gefolgt von Sachsen-Anhalt und Nord-
rhein-Westfalen. Auch in Niedersachsen und Baden-

Übersicht A5.6-3:  Anzahl und Quote vorzeitig gelöster Ausbildungsverträge 1996 bis 2006 nach Ländern1

Land
1996 2000 2004 2005 2006 1996 2000 2004 2005 2006

Anzahl Quote in %

Baden-Württemberg 13.663 16.140 13.171     12.201     12.443 19,0 20,2 17,3 16,0 16,0

Bayern 15.548 20.373 17.805     16.653     16.270 16,5 19,8 18,4 17,4 16,8

Berlin 6.256 6.956 5.730     5.864     6.284 27,1 27,8 25,4 26,7 28,0

Brandenburg 4.571 4.867 4.555     4.207     4.441 21,1 22,9 23,1 21,5 22,9

Bremen 1.497 1.606 1.202     1.248     1.174 25,4 26,1 20,7 21,4 19,6

Hamburg 2.950 3.237 2.734     2.557     2.797 24,2 24,2 21,3 19,8 20,7

Hessen 7.876 10.400 8.117     7.301     7.908 19,5 23,5 20,1 18,1 19,3

Mecklenburg-Vorpommern 3.884 4.988 4.232     4.112     4.535 19,7 25,1 23,4 23,2 26,1

Niedersachsen 13.612 15.841 12.378     11.667     10.914 22,4 24,5 21,5 20,7 19,1

Nordrhein-Westfalen 28.885 35.190 26.504     25.086     24.535 24,0 26,1 21,8 21,0 20,0

Rheinland-Pfalz 6.137 8.151 6.921     6.432     6.320 21,2 24,9 23,5 22,1 21,4

Saarland 1.861 2.021 1.991     2.035     2.149 23,6 22,0 23,6 24,0 24,9

Sachsen 6.844 8.936 6.793     5.834     6.127 17,9 23,3 20,7 18,1 19,1

Sachsen-Anhalt 6.486 6.285 4.846     4.294     4.522 27,8 26,0 23,4 21,5 23,1

Schleswig-Holstein 5.125 6.017 4.921     4.639     4.937 25,7 28,6 24,6 23,2 23,9

Thüringen 4.662 5.400 4.656     4.140     4.043 21,5 23,9 23,4 21,2 21,0

nachrichtlich:

Alte Länder 97.154     118.976     95.744     89.819     89.447 21,0 23,4 20,4 19,3 18,9

Neue Länder 32.703     37.432     30.812     28.451     29.952 22,1 24,7 23,0 21,7 23,0

Bundesgebiet 129.857     156.408     126.556     118.270     119.399 21,3 23,7 21,0 19,9 19,8

1  Die für die Berechnung der Vertragslösungsraten erforderlichen neuen Verträge setzen sich zusammen aus den am 31.12. bestehenden neuen Verträgen sowie den neuen Verträgen, 
die seit Beginn des Ausbildungsjahres wieder gelöst wurden; deren Zahl entspricht in etwa den Lösungen in der Probezeit. Die Lösungsrate insgesamt errechnet sich aus den 
Lösungsraten der einzelnen Jahrgänge, denen die Lösungen entstammen.

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 3, Berufliche Bildung; Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung
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Württemberg hat sich dieser Indikator um rund 
3 Prozentpunkte zurückentwickelt. Einen starken 
Anstieg (6,4 Prozentpunkte) erfuhr dagegen Meck-
lenburg-Vorpommern, wo voraussichtlich rund 26 % 
der Neuverträge des Jahres 2006 vor der Abschluss-
prüfung gelöst werden.

Es gibt Unterschiede im Anteil vorzeitig gelöster Aus-
bildungsverhältnisse zwischen Frauen und Männern. 
So übertrifft insgesamt gesehen die Lösungsrate der 
Frauen seit 1996 stets die der Männer (vgl. Bun-
desministerium für Bildung und Forschung 2008, 
S.  152).157 Dabei ist der Abstand zwischen den Ge-
schlechtern über die Jahre leicht gestiegen. Bei den 
Frauen ist für die im Jahr 2006 neu begonnenen Aus-
bildungsverhältnisse davon auszugehen, dass 21,1 % 
vorzeitig gelöst werden, bei den Männern errechnet 
sich eine Lösungsquote von 18,9 %
Im Vergleich dazu fallen die Unterschiede in der 

157 Dies könnte insgesamt geringere Chancen von Frauen widerspiegeln, eine 
Ausbildungsstelle im gewünschten Ausbildungsberuf oder Unternehmen zu 
erhalten. Oder aber Frauen beenden dann eher als Männer eine unbefriedigende 
Ausbildungssituation. Zudem verfügen Frauen wegen der insgesamt höheren 
schulischen Vorbildung über Ausbildungsalternativen in Bezug auf ein Fachhoch- 
oder ein Hochschulstudium. 

Lösungsquote nach einzelnen Ausbildungsberufen 
teils noch beträchtlicher aus. Y Übersicht A5.6-4 
verdeutlicht Ausmaß und Relationen der (In-)Sta-
bilität von Ausbildungsverhältnissen für Berufe mit 
den niedrigsten bzw. höchsten Lösungsquoten. In die 
Analyse einbezogen wurden Berufe, für die im Jahr 
2006 mehr als tausend Neuverträge gezählt worden 
sind. Der Ausbildungsberuf Restaurantfachmann/Re-
staurantfachfrau steht dabei mit einer Lösungsquote 
von 39 % ganz vorne. Dies ist fast das Zehnfache des-
sen, was für die Ausbildung zum Verwaltungsfachan-
gestellten (4,1 %) an vorzeitigen Lösungen erwartet 
wird. Ähnlich wie schon im Jahr 2004 (vgl. Konsor-
tium Bildungsberichterstattung 2006, S. 93) zählen 
zur Gruppe mit den höchsten Lösungsquoten vorran-
gig Berufe des Gast- und Beherbergungsgewerbes. 
Die Gruppe mit der niedrigsten Auflösungsquote 
bilden Ausbildungsberufe des öffentlichen Dienstes 
sowie Bank- bzw. Industriekaufleute, aber auch an-
spruchsvolle industrielle Metall- und Elektroberufe.

(Hermann Herget)

Übersicht A5.6-4:   Ausbildungsberufe mit den niedrigsten und höchsten Vertragslösungsquoten 2006 (in %)1

Ausbildungsberufe mit den höchsten Lösungsquoten Ausbildungsberufe mit den niedrigsten Lösungsquoten

Ausbildungs - 
 bereich2

Vertrags-
lösungsquote

Ausbildungs- 
bereich2

Vertrags-
lösungsquote

Restaurantfachmann/frau IH 39,0 Verwaltungsfachangestellte/-r ÖD 4,1

Koch/Köchin IH 38,8 Bankkaufmann/frau IH 4,7

Fachkraft im Gastgewerbe IH 35,1 Fachangestellte/-r für Arbeitsförderung ÖD 5,1

Gebäudereiniger/-in Hw 33,2 Elektroniker/-in für 
Automatisierungstechnik IH 5,6

Sport- und Fitnesskaufmann/frau IH 32,2 Sozialversicherungsfachangestellte/-r ÖD 5,9

Friseur/-in Hw 31,5 Elektroniker/-in für Betriebstechnik IH 6,0

Beikoch/Beiköchin (§ 66 BBiG) IH 30,7 Industriekaufmann/frau IH 6,7

Hotelfachmann/frau IH 30,5 Mechatroniker/-in IH 7,0

Florist/-in IH 30,4 Fachangestellte/-r für Bürokommunikation ÖD 7,3

Zahntechniker/-in Hw 30,0 Fertigungsmechaniker/-in IH 7,6

1 Einbezogen sind Ausbildungsberufe, in denen mehr als 1.000 neue Ausbildungsverträge im Jahr 2006 abgeschlossen worden sind.
2 IH = Industrie und Handel; Hw = Handwerk; ÖD = Öffentlicher Dienst

Quelle: Statistisches Bundesamt, Berufsbildungsstatistik (Erhebung zum 31.12.); Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung
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A5.7 Ausbildungsbeteiligung  
der Jugendlichen

Im Folgenden wird die Ausbildungsbeteiligung der 
Jugendlichen im dualen System der Berufsausbil-
dung betrachtet. Die Übergangsprozesse von der 
allgemeinbildenden Schule in die Berufsausbildung 
an der sogenannten ersten Schwelle Y vgl. Kapitel 
A3 und Kapitel A4 können auf Basis der Berufs-
bildungsstatistik nicht analysiert werden. Denn das 
Jahr, in dem die Auszubildenden die allgemeinbil-
dende Schule verlassen haben, wird nicht erhoben. 
Da das Alter der Jugendlichen mit Neuabschluss 
erfasst wird, kann jedoch auf Basis der Berufsbil-
dungsstatistik und der Bevölkerungsfortschreibung 
der (rechnerische) Anteil der Jugendlichen in der 
Wohnbevölkerung158, die einen Ausbildungsvertrag 
neu abschließen, berechnet werden. Die Quote zeigt 
an, wie viele der Jugendlichen überhaupt in das dua-
le System einmünden, unabhängig davon, wie lange 
die Übergangsphase dauert und über welche Wege 
der Übergang erfolgt.

Da der Anteil der Neuabschlüsse an der Wohnbe-
völkerung im entsprechenden Alter berechnet wird, 
muss zunächst ermittelt werden, wie viele Auszu-
bildende mit neu abgeschlossenem Ausbildungs-
vertrag in den unterschiedenen Alterskategorien 
vorliegen.

Hochrechnung der Neuabschlüsse nach Alter

Das Alter der Auszubildenden mit neu abgeschlossenem 
Ausbildungsvertrag wird im Rahmen der Berufsbildungs-
statistik seit 1993 erfasst. In den Bereichen Industrie 
und Handel sowie Handwerk mussten die Altersangaben 
zunächst nur für die 20 bzw. 15 am stärksten  besetz-
ten Berufe gemacht werden, erst seit 2004 werden für 
sämt liche Ausbildungsberufe entsprechende Angaben 
gemeldet; in früheren Jahren lag der Anteil der fehlenden 
Werte bei fast 20 % der Ausbildungsverträge. Eine Hoch-
rechnung der Zahl der Neuabschlüsse nach Alter wurde 

158 Hier wird der Anteil an der Wohnbevölkerung im entsprechenden Anteil berechnet 
und nicht die rechnerische Einmündungsquote (vgl. Bundesministerium für 
Bildung und Forschung 2009, Kapitel 4.1), die die Zahl der Neuabschlüsse je  
100 Schulabgänger darstellt.

getrennt nach Ländern und Bereichen vorgenommen, um 
zu berücksichtigen, dass sich die Altersverteilung hiernach 
unterscheidet. Je Land und Bereich wurde die Altersver-
teilung der Neuabschlüsse (valide %) zur Gesamtzahl der 
Neuabschlüsse in Beziehung gesetzt und so die Zahl der 
Neuabschlüsse im jeweiligen Alter hochgerechnet.

Bei der Berechnung des Durchschnittsalters gingen die 
Altersgruppen jeweils mit +0,5 in die Berechnung ein, 
also z. B. 17 mit 17,5; die obere und untere Altersgruppe 
gingen mit 24,5 bzw. 16,5 ein. Da unbekannt ist, wie 
hoch das Alter der einzelnen Personen in diesen Gruppen 
ist und da das genaue Geburtsdatum unbekannt ist, kann 
eine exakte Berechnung des Durchschnittsalters nicht 
erfolgen. Die Veränderungen im Zeitverlauf sind jedoch 
interpretierbar.

Das Alter der Jugendlichen mit neu  
abgeschlossenem Ausbildungsvertrag

Das durchschnittliche Alter  der Jugendlichen mit 
neu abgeschlossenem Ausbildungsvertrag ist seit 
1993 Y Übersicht A5.7-1 von 18,5 auf 19,4 Jahre 
angestiegen. 1970 betrug das Durchschnittsalter  
der Schüler an Berufsschulen noch 16,6 Jahre  
(vgl. BMBF 2008a, S. 139).159

Die größte Gruppe unter den Jugendlichen mit neu 
abgeschlossenem Ausbildungsvertrag bilden im Jahr 
2007 die 17-Jährigen mit 20,2 %, gefolgt von den 
18-Jährigen (17,6 %), die 24-Jährigen und Älteren stel-
len 6,1 % der Jugendlichen mit neu abgeschlossenem 
Ausbildungsvertrag. 1993 machte die Altersgruppe 16 
und jünger mit 24,8 % noch die zweitgrößte Altersklas-
se aus, 24 und älter waren nur 3,4 % der Jugendlichen 
mit neu abgeschlossenem Ausbildungsvertrag.

Das längerfristig gestiegene Durchschnittsalter wurde 
von mehreren Entwicklungen geprägt: von einem 

159 Der Wert für 1970 stammt aus der Schulstatistik, da die Berufsbildungsstatistik 
das Alter zu diesem Zeitpunkt noch nicht erfasst hat. Einbezogen sind dort alle 
Schüler/-innen an Berufsschulen (alle Ausbildungsjahre). Nach der mit der Berufs-
bildungsstatistik erfolgten Berechnungsweise ergäbe sich ein Durchschnittsalter 
von 17,1 Jahren für den Bestand an Schülern und Schülerinnen an Berufsschulen; 
für diejenigen mit neu abgeschlossenem Ausbildungsvertrag lässt sich der Durch-
schnittswert auf Basis der Schulstatistik des Jahres 1970 nicht ermitteln; er würde 
deutlich niedriger ausfallen. 
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aufgrund der Verlängerung der Schulzeit im Sekun-
darbereich I allgemein gestiegenen Alter der Schulab-
gänger von einem wachsenden Anteil an Studienbe-
rechtigten unter den Auszubildenden, aber auch von 
einer anhaltend hohen Zahl von Jugendlichen, die zu-
nächst keinen Ausbildungsplatz erhielten, berufliche 
Vollzeitschulen besuchten oder in andere Alternati-
ven ausgewichen sind und anschließend erneut eine 
Ausbildungsstelle nachfragten. Zu Determinanten der 
Übergangsdauer in die duale Berufsausbildung siehe 
die Analysen auf Basis der Daten der BIBB-Über-
gangsstudie (Beicht/Friedrich/Ulrich 2007). 

Berechnung der Ausbildungsbeteiligungsquote

Zur Berechnung der Ausbildungsbeteiligung werden die 
Daten der Berufsbildungsstatistik sowie die Daten der 
Bevölkerungsfortschreibung des Statistischen Bundesamtes 
verwendet, jeweils zum Stichtag 31. Dezember. Diese Quote 
stellt die Zahl der Jugendlichen mit neu abgeschlossenem 
Ausbildungsvertrag der Zahl der Jugendlichen in der Wohn-
bevölkerung im entsprechenden Alter gegenüber und dient 
als Indikator für die Integration der Jugendlichen in die 
duale Berufsausbildung. Zu beachten ist, dass nicht alle 
Jugendlichen mit neu abgeschlossenem Ausbildungsvertrag 
Ausbildungsanfänger sind; Verträge werden beispielsweise 

Übersicht A5.7-1:   Jugendliche mit neu abgeschlossenem Ausbildungsvertrag nach Alter, Bundesgebiet 
1993 bis 2007 (in %)1

Jahr

Altersjahrgang
Durch-

schnitts-
alter

Neuab-
schlüsse 

insgesamt

Fehlende 
Alters-

angaben
16-Jährige 
und jünger1

17- 
Jährige

18- 
Jährige

19- 
Jährige

20- 
Jährige

21- 
Jährige

22- 
Jährige

23- 
Jährige

24-Jährige 
und älter1

1993 24,8 27,7 15,8 11,2 7,6 4,5 2,8 2,1 3,4 18,5 571.206 133.281

1994 23,1 27,3 16,8 11,3 8,3 4,7 2,7 1,6 4,2 18,6 567.437 135.836

1995 22,3 27,1 17,2 11,9 8,4 4,9 2,6 1,5 4,1 18,6 578.582 144.523

1996 22,5 26,2 16,9 12,2 8,8 5,2 2,8 1,5 3,8 18,7 579.375 112.010

1997 20,9 26,8 17,0 12,2 9,2 5,8 2,9 1,5 3,7 18,7 598.109 108.110

1998 20,1 25,8 17,8 12,3 9,5 6,0 3,2 1,6 3,7 18,8 611.819 110.793

1999 18,8 25,1 17,8 13,3 9,9 6,2 3,4 1,9 3,7 18,8 635.559 109.863

2000 18,2 24,5 18,4 13,4 10,3 6,3 3,4 1,9 3,7 18,9 622.967 102.948

2001 18,1 24,7 18,0 13,2 10,2 6,5 3,5 2,0 3,8 18,9 609.576 104.873

2002 17,5 23,7 18,0 13,2 10,4 6,7 3,9 2,2 4,4 19,0 568.082 97.919

2003 16,6 23,5 17,8 13,1 10,4 7,1 4,2 2,6 4,7 19,1 564.493 102.073

2004 15,2 22,4 17,7 13,4 11,0 7,4 4,6 2,9 5,5 19,2 571.978 268

2005 14,3 21,7 17,8 14,2 11,3 7,5 4,6 3,1 5,6 19,3 559.061 473

2006 14,4 20,0 17,8 14,6 11,8 7,6 4,7 3,1 5,8 19,3 581.181 856

2007 11,7 20,2 17,6 15,6 12,5 8,2 5,0 3,2 6,1 19,4 623.929 0

1  Die Durchschnittsaltersberechnung basiert auf hochgerechneten Neuabschlusszahlen, wobei die Hochrechnung getrennt je Bereich und Bundesland erfolgt (um unterschiedliche 
Altersverteilungen in den Bereichen und Ländern zu berücksichtigen). Bei der Berechnung des Durchschnittsalters gingen die Altersgruppen mit +0,5 in die Berechnung ein, also z.  B. 
17 mit 17,5; die obere und untere Altersgruppe gingen mit 24,5 bzw. 16,5 ein. Da unbekannt ist, wie hoch das Alter der einzelnen Personen in diesen Gruppen ist und da das genaue 
Geburtsdatum unbekannt ist, kann eine exakte Durchschnittsaltersberechnung nicht erfolgen. Die Veränderungen im Zeitverlauf sind jedoch interpretierbar. 

Quelle: Datenbank Aus- und Weiterbildungsstatistik des Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB) auf Basis der Daten der Berufsbildungsstatistik des Statistischen Bundesamtes (StBA) 
(Erhebung zum 31. Dezember); Berechnungen des BIBB; für 2007: StBA (Hrsg.) (2008): Berufliche Bildung, Fachserie 11/Reihe 3, Wiesbaden 2008.
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auch dann neu abgeschlossen, wenn der Ausbildungsbe-
trieb oder der Ausbildungsberuf gewechselt wird oder wenn 
nach einer zweijährigen Berufsausbildung die Ausbildung 
im dritten Ausbildungsjahr eines anderen Berufs fortgeführt 
wird. Bislang fehlt jedoch die Angabe darüber, wie viele der 
neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge Ausbildungsan-
fänger darstellen. Die mit den Neuabschlüssen berechnete 
Quote überschätzt den Anteil der Ausbildungsanfänger.160 
Zu Einschränkungen bei der Berechnung siehe Uhly (2006b) 
und Althoff (1997). 

Die konkrete Berechnung der Ausbildungsbeteiligungsquote 
der Jugendlichen erfolgt durch Addition der Teilquoten für 
die einzelnen Altersgruppen:

So berechnet sich die Teilquote für die 17-Jährigen bei-
spielsweise folgendermaßen: Die Zahl der Jugendlichen  
mit neu abgeschlossenem Ausbildungsvertrag im Alter von 
17 Jahren wird in Relation zur Wohnbevölkerung im Alter 
von 17 Jahren gesetzt.

Da die Berufsbildungsstatistik bis zum Jahr 2006 nur das Al-
ter der Jugendlichen mit neu abgeschlossenem Ausbildungs-
vertrag insgesamt erfasst hat, ohne Differenzierung nach 
Geschlecht oder Staatsangehörigkeit, kann diese Berech-
nungsweise nur für die Jugendlichen mit neu abgeschlosse-
nem Ausbildungsvertrag insgesamt angewandt werden. 

Ausbildungsbeteiligungsquote  
der Jugendlichen

Die Ausbildungsbeteiligungsquote  – also die 
Relation zwischen Jugendlichen mit neu abgeschlos-
senem Ausbildungsvertrag zur Wohnbevölkerung im 
entsprechenden Alter – ist zunächst nach einem ge-
ringen Rückgang zwischen 1993 und 1996 bis 1999 
auf 68,7 % angestiegen Y Übersicht A5.7-2. Danach 
ist sie deutlich zurückgegangen, im Jahr 2002 war 

160 Ein weiteres Phänomen, das die Quote verzerren kann, sind Jugendliche mit 
Wohnsitz im Ausland, die in Deutschland einen Ausbildungsvertrag abschließen 
(und keinen deutschen Hauptwohnsitz annehmen). Denn diese werden zwar im 
Zähler (Neuabschlüsse), nicht aber im Nenner mit einbezogen. Allerdings wird es 
sich hierbei vermutlich um eine sehr kleine Gruppe handeln.

der stärkste Einbruch zu verzeichnen (auf 60,5 % von 
65,5 % im Jahr 2001), und 2005 wurde ein Tiefpunkt 
von 57,8 % erreicht. Seit 2006 steigt die Ausbildungs-
beteiligungsquote wieder an und beträgt in 2007 
64,9 %. Da sich die Erhebungsweise der Berufsbil-
dungsstatistik grundlegend verändert hat und zudem 
die Definition der Neuabschlüsse leicht geändert 
wurde, ist der Wert für 2007 nur eingeschränkt mit 
denen der Vorjahre vergleichbar Y  in Kapitel 
A5.2. Es ist davon auszugehen, dass sich der Trend 
des Anstiegs der Ausbildungsbeteiligungsquote seit 
2006 in 2007 fortgesetzt hat, der Anstieg der Neu-
abschlusszahlen und der errechneten Ausbildungs-
beteiligungsquote ist aber in geringem Maße auch 
auf die erhebungstechnischen und konzeptionellen 
Änderungen zurückzuführen. 

Seit den 70er-Jahren wird unter verschiedenen 
Aspekten die Krise des Systems der dualen Be-
rufsausbildung diskutiert (vgl. Stach 1998; Bosch 
2001; Baethge/Solga/Wieck 2007). Die Analysen 
zur Situation am Ausbildungsstellenmarkt haben 
selbst hinsichtlich der eng gefassten Indikatoren von 
Angebot und Nachfrage ein an der Zahl der Nachfra-
ge gemessenes Defizit an Ausbildungsplätzen in den 
Jahren 1996 bis 1999 sowie 2002 bis 2007 ergeben 
(vgl. Uhly/Lohmüller/Arenz 2008, dort Schaubilder 
2.1 und 2.3). Dennoch ist der Anteil der Jugend-
lichen, die einen Ausbildungsvertrag abschließen, 
vergleichsweise hoch, obwohl viele bekanntermaßen 
erst auf Umwegen (Warteschleifen, Übergangssys-
tem) in eine duale Berufsausbildung einmünden  
(vgl. Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2008; 
Beicht/Friedrich/Ulrich 2007).

Näherungsweise Berechnung  
der Ausbildungsbeteiligungsquote  
für Personengruppen

Zur Berechnung der Quote für Frauen und Männer sowie 
für deutsche und ausländische Auszubildende muss bis 
zum Jahr 2006 auf eine näherungsweise Berechnung 
zurückgegriffen werden; hierbei werden die Bestandszahlen 
(Summe der Auszubildenden im ersten, zweiten, dritten und 
vierten Ausbildungsjahr) auf die Zahl der Wohnbevölkerung 
im Alter von 18 bis unter 21 bezogen (siehe hierzu auch: 
http://www.bibb.de/dokumente/pdf/a22_ausweitstat_bwp-
3-2006_informationsbeitrag-uhly.pdf):

neu abgeschlossene Ausbildungsverträgei 
24

∑
i = 16

 ;  i  :  Alter
Bevölkerungi
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Unterschiede zur Berechnung auf Basis der Neuabschlüsse 
bestehen erstens darin, dass kein Bezug auf die genauen 
Altersgruppen genommen werden kann, zweitens aber 
auch darin, dass nicht nur die neu abgeschlossenen Verträ-
ge, sondern die Auszubildenden über alle Ausbildungsjahre 
einbezogen werden. Letzteres bedeutet zum einen, dass 
Veränderungen, die sich in einzelnen Jahren hinsichtlich der 
Neuabschlüsse ergeben, nicht so stark durchschlagen, und 
zum anderen, dass nach dem 31. Dezember des Vertragsab-
schlussjahres gelöste Verträge nicht mehr in die Berechnung 
einfließen. Insgesamt ergeben die beiden Berechnungsarten 
deutlich verschiedene Werte, ein Vergleich im Zeitverlauf 
ist immer nur auf Basis jeweils einer Berechnungsweise 
vorzunehmen.

Zum 1. April 2007 ist die revidierte Fassung des § 88 BBiG 
in Kraft getreten. Die Berufsbildungsstatistik wird danach 
als Individualdatenerhebung durchgeführt, sodass das Alter 
aller Auszubildenden erfasst wird und für verschiedene 
Teilgruppen getrennt betrachtet werden kann. Hiermit lässt 
sich die Ausbildungsbeteiligungsquote auch für Frauen 
und Männer sowie für deutsche und ausländische Auszu-
bildende mit der exakteren Berechnungsweise vornehmen. 
Künftig wird die Berechnung entsprechend umgestellt. 
Um einen Vorjahresvergleich zu gewährleisten, werden die 
Ausbildungsbeteiligungsquoten 2007 noch entsprechend 
den früheren Berechnungsweisen dargestellt. 

Wenngleich die exaktere Berechnung der Aus-
bildungsbeteiligungsquote nach Geschlecht und 
Staatsangehörigkeit aufgrund der bis 2006 fehlenden 
Erfassung des Alters der verschiedenen Personen-
gruppen unter den Auszubildenden nicht möglich ist, 
so kann mit der näherungsweisen Berechnung  
doch eine vergleichende Betrachtung der Entwick-
lung der Quote vorgenommen werden Y Übersicht 
A5.7-3. Es wird deutlich, dass die Ausbildungsbe-
teiligungsquote der Jugendlichen mit ausländischem 
Pass auch im Jahr 2007 mit 23,9 % deutlich unter 
der Quote der Deutschen liegt. Bei den ausländi-
schen Frauen schwankte sie bereits zwischen 1993 
und 2003 um den relativ niedrigen Wert von 25 %, 
seither ist sie bis 2006 nochmals deutlich gesunken 
(20,7 %); im Jahr 2007 zeichnet sich ein leichter 

Anstieg ab. Die errechnete Quote liegt bei 21,3 %. Bei 
den ausländischen Männern nähert sich die Quote 
dem niedrigen Wert der Frauen an; betrug bei ihnen 
1993 diese Quote noch 40,3 %, liegt sie im Jahr 2006 
bei 25,2 %. Auch hier zeichnet sich in 2007 ein leich-
ter Anstieg ab, die Quote liegt bei 26,3 %.

Wohnbevölkerung 18 b. u. 21P

Auszubildende (alle Ausbildungsjahre)P ;  P : Personengruppe

Übersicht A5.7-2:   Ausbildungsbeteiligungsquote 
der Jugendlichen mit neu ab-
geschlossenem Ausbildungsvertrag, 
Bundesgebiet 1993 bis 2007

Jahr
Ausbildungs -

beteiligungsquote 
insgesamt, in %

Neu abgeschlossene 
Ausbildungs - 

verträge

1993 65,8 571.206

1994 65,2 567.437

1995 65,9 578.582

1996 64,8 579.375

1997 65,8 598.109

1998 66,5 611.819

1999 68,7 635.559

2000 67,2 622.967

2001 65,5 609.576

2002 60,5 568.082

2003 59,5 564.493

2004 59,5 571.978

2005 57,8 559.061

2006 59,9 581.181

 20071 64,9 623.929

1  Im Jahr 2007 hat sich die Abgrenzung der neu abgeschlossenen Ausbildungs-
verträge geringfügig geändert; erfasst sind alle im Kalenderjahr neu abge-
schlossenen Verträge, die bis zum 31.12. nicht gelöst wurden. Bis 2006 
lautete die Abgrenzung „alle im Kalenderjahr neu abgeschlossenen Verträge, 
die am 31.12. noch bestanden haben“. Da einige Ausbildungsverhältnisse 
im Kalenderjahr abgeschlossen werden und durch eine erfolgreiche Prüfung 
vor dem 31.12. enden, stimmen beide Abgrenzungen nicht überein. Hätte 
man in 2007 entsprechend der vorherigen Definition abgegrenzt, würde die 
Neuabschlusszahl um 0,5% geringer ausfallen.

Quelle: Datenbank Aus- und Weiterbildungsstatistik des Bundesinstituts für 
Berufsbildung (BIBB) auf Basis der Daten der Berufsbildungsstatistik des Statis-
tischen Bundesamtes (StBA) (Erhebung zum 31. Dezember); Berechnungen des 
BIBB; für 2007: StBA (Hrsg.) (2008): Berufliche Bildung, Fachserie 11/Reihe 3, 
Wiesbaden 2008
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Auch unter den deutschen Jugendlichen lassen sich 
deutlich geschlechtsspezifische Unterschiede feststel-
len. An dieser Stelle wurde für den Geschlechterver-
gleich ebenfalls die näherungsweise Berechnung auf 
Basis der Bestandszahlen herangezogen. Deutsche 
Männer haben im Jahr 2007 mit 68,5 % eine deutlich 
höhere Ausbildungsbeteiligungsquote im dualen Sys-
tem als deutsche Frauen (46,1 %). Frauen findet man 
in stärkerem Maße in vollzeitschulischer Berufsaus-
bildung. Bei beiden ist die Ausbildungsbeteiligungs-
quote im dualen System im Vergleich zum Jahr 1993 
deutlich zurückgegangen; bei den deutschen Män-
nern betrug die Quote im Jahr 1993 80,5 %, bei den 
deutschen Frauen 58,2 %. Der Rückgang der Quote 
fiel jedoch geringer aus als bei den ausländischen 
Männern und ist zudem von einem deutlich höheren 
Wert ausgegangen.

Die Ausbildungsbeteiligungsquote dient als allge-
meiner Indikator der Integration der Jugendlichen 
in das duale System der Berufsausbildung. Die 
Ausbildungsbeteiligung von Frauen und Männern 
sowie deutschen und ausländischen Jugendlichen 
unterscheidet sich jedoch nicht allein hinsichtlich 
deren Repräsentanz im dualen System insgesamt, 
sondern es bestehen auch deutliche Unterschiede in 
den Frauen- und Ausländeranteilen nach Berufen 
und Berufsgruppen. Im Folgenden werden diese für 
die im Kapitel A5.2 („Berufsstrukturelle Entwicklun-
gen in der dualen Berufsausbildung“) unterschiede-
nen Berufsgruppen dargestellt. Die Daten für 2007 
werden hierbei noch nicht herangezogen, da zum 
jetzigen Zeitpunkt unklar ist, inwieweit die Belast-
barkeit der Daten für differenzierte Berufsbetrach-
tungen gewährleistet ist Y vgl. Erläuterungen zur 
Berufsbildungsstatistik in Kapitel A5.2.

Übersicht A5.7-3:   Ausbildungsbeteiligungsquote1 der Jugendlichen mit deutscher und ausländischer Staats-
angehörigkeit und nach Geschlecht, Bundesgebiet 1993 bis 2007

Jahr

Ausbildungsbeteiligungsquote, in %

Deutsche 
davon:

Ausländer/-innen 
davon:

Insgesamt Frauen Männer Insgesamt Frauen Männer

1993 69,6 58,2 80,5 32,8 24,6 40,3

1994 67,1 55,6 78,0 33,9 25,0 42,1

1995 66,0 54,2 77,1 33,2 24,8 41,0

1996 64,9 53,2 76,1 32,7 25,2 39,7

1997 65,1 53,5 76,2 32,3 25,5 38,8

1998 64,7 53,2 75,8 31,1 24,9 36,8

1999 64,7 53,6 75,4 30,4 24,9 35,4

2000 63,4 53,0 73,5 30,0 25,2 34,6

2001 63,0 52,8 72,8 29,3 25,2 33,2

2002 61,0 51,1 70,5 28,0 24,8 31,1

2003 60,0 49,7 69,9 27,1 24,5 29,7

2004 58,8 48,0 69,1 25,2 22,6 27,6

2005 57,5 46,6 68,0 23,7 21,2 26,1

2006 56,9 45,9 67,5 23,0 20,7 25,2

2007 57,6 46,1 68,5 23,9 21,3 26,3

1  Da die Berufsbildungsstatistik das Alter bis 2006 lediglich für die Neuabschlüsse insgesamt und nicht für Deutsche und Ausländer/-innen getrennt erfasst, werden für diese Quoten die 
Auszubildenden (Bestände) auf die Bevölkerung im Alter von 18 bis unter 21 Jahren bezogen. Berechnet man die Quoten für Deutsche und Ausländer/-innen nach der differenzierten 
Berechnungsmethode mit den Neuabschlusszahlen (nach Alter), so erhält man für 2007 68,8% für die deutschen Jugendlichen mit neu abgeschlossenem Ausbildungsvertrag und 
30,2% für die ausländischen Jugendlichen.

Quelle: Datenbank Aus- und Weiterbildungsstatistik des Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB) auf Basis der Daten der Berufsbildungsstatistik des Statistischen Bundesamtes (StBA) 
(Erhebung zum 31. Dezember); Bevölkerungsfortschreibung des StBA; Berechnungen des BIBB; Neuabschlüsse für 2007: StBA (Hrsg.) (2008): Berufliche Bildung, Fachserie 11/Reihe 3, 
Wiesbaden 2008
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Frauenanteile nach Berufsgruppen 

Die duale Berufsausbildung weist deutliche ge-
schlechtsspezifische Besonderheiten auf; Frauen 
sind nicht nur in geringerem Ausmaß in der dualen 
Berufsausbildung vertreten, die Zahl der neu abge-
schlossenen Ausbildungsverträge konzentriert sich 
bei Frauen darüber hinaus auch noch stärker auf 
weniger duale Ausbildungsberufe, als dies bei den 
männlichen Jugendlichen zu beobachten ist (vgl. Uhly 
2007b, S. 23  ff.; Granato/Degen 2006); auch zeigen 
sich deutliche berufsstrukturelle Unterschiede zwi-
schen weiblichen und männlichen Auszubildenden. 
Hinsichtlich der hier betrachteten Berufsgruppen 
sind folgende Befunde hervorzuheben Y Übersicht 
A5.7-4: Frauen sind bekanntermaßen in Produk-
tionsberufen unter- und in Dienstleistungsberufen 
überrepräsentiert. Der Frauenanteil ist dort mit über 
63 % in 2006 sehr hoch. Da die Beschäftigungsent-

wicklung in den Dienstleistungsberufen (insbeson-
dere in den sekundären) vergleichsweise positiv 
verlaufen ist (vgl. Hall 2007; Kupka/Biersack 2005), 
spricht dies für eine durchaus günstige Perspektive 
in der dualen Berufsausbildung. Allerdings ist der 
Frauenanteil in dieser Berufsgruppe im Zeitverlauf 
zurückgegangen. Insbesondere in einigen der stark 
besetzten neuen sekundären Dienstleistungsberufen 
wurden Ausbildungsberufe geschaffen, die sowohl 
technische als auch kaufmännische Tätigkeiten 
beinhalten; dies scheint sich vor allem zugunsten der 
Repräsentanz von jungen Männern in den Dienst-
leistungsberufen ausgewirkt zu haben (vgl. Uhly 
2007a161, S. 231 ff.). Männliche Jugendliche sind 
jedoch weiterhin mit überwiegender Mehrheit in 

161 In dieser Veröffentlichung wurde noch eine andere Abgrenzung der sekundären 
Dienstleistungsberufe vorgenommen, die jetzt aufgrund der Ergebnisse der Analy-
sen von Hall (2007) modifiziert wurde. Siehe hierzu auch Uhly/Troltsch (2009).

Übersicht A5.7-4:  Frauenanteil (in % aller Neuabschlüsse) in Berufsgruppen1, Bundesgebiet 1993 bis 2006

Jahr
Produktions- 

berufe

Dienst-
leistungsberufe 

insgesamt 

davon: 
 
        primäre  
      DL-Berufe

 
 

sekundäre 
DL-Berufe

Technikberufe
Neue  

Ausbildungs- 
berufe

Zweijährige 
Ausbildungs- 

berufe2

Berufe für 
Menschen mit 
Behinderungen

1993 11,6 71,7 71,5 72,0 12,4 62,8 34,6

1994 11,1 71,4 71,4 71,5 12,4 58,4 36,1

1995 11,1 71,5 71,0 72,5 12,4 53,9 35,9

1996 11,7 71,3 70,9 72,2 12,0 48,7 52,5 35,0

1997 11,7 70,4 70,3 70,4 11,7 25,7 51,8 33,4

1998 11,5 69,7 70,2 68,5 11,3 28,3 49,6 36,0

1999 11,9 69,8 70,8 67,6 11,8 27,4 50,8 35,1

2000 12,2 68,8 70,1 66,0 12,3 23,5 50,0 35,0

2001 12,1 67,9 69,3 65,0 12,2 23,7 48,7 34,9

2002 11,7 67,8 68,2 66,9 11,3 24,9 47,2 34,2

2003 11,5 66,1 66,2 65,9 10,7 24,3 44,3 34,2

2004 11,4 64,9 65,2 64,3 10,6 23,4 42,4 35,0

2005 11,3 64,5 64,7 64,0 10,1 23,0 41,4 33,8

2006 11,4 63,6 63,7 63,4 10,2 24,7 40,4 33,7

1 Zur Abgrenzung der Berufsgruppen siehe Kapitel A5.2
2 Ohne Berufe nach einer Ausbildungsregelung der zuständigen Stellen für Menschen mit Behinderungen nach § 66 BBiG bzw. § 42m HwO

Quelle: Datenbank Aus- und Weiterbildungsstatistik des Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB) auf Basis der Daten der Berufsbildungsstatistik des Statistischen Bundesamtes (StBA) 
(Erhebung zum 31. Dezember); Berechnungen des BIBB
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Produktionsberufen zu finden. Von allen männlichen 
Jugendlichen mit neu abgeschlossenem Ausbildungs-
vertrag findet man in 2006 64,9 % in Produktions-
berufen, während man dort von allen weiblichen 
Jugendlichen mit neu abgeschlossenem Ausbildungs-
vertrag nur 12,0 % findet. In den Produktionsberufen 
macht der Männeranteil in 2006 88,6 % aus.

In den technischen Ausbildungsberufen fällt der 
Frauenanteil sehr niedrig aus; er betrug im Jahr 
2006 10,2 %. Damit konnte der Frauenanteil in die-
ser Berufsgruppe trotz vielfältiger Maßnahmen zur 
Erhöhung des Frauenanteils im Rahmen des Gender-
Mainstreamings nicht erhöht werden; im dualen Sys-
tem ist er im Zeitverlauf sogar eher noch gesunken. 
Insgesamt zeigt sich, dass berufsstrukturelle Un-
terschiede bei weiblichen und männlichen Auszu-
bildenden seit Mitte der 80er-Jahre (von wenigen 
Ausnahmen in einzelnen Ausbildungsberufen abge-
sehen) nahezu unverändert sind, sodass man von 
geschlechtsspezifischer Segregation sprechen kann. 

Klassifiziert man die Ausbildungsberufe entspre-
chend den Männer- und Frauenanteilen in männ - 
lich und weiblich dominierte Ausbildungsberufe  
Y Übersicht A5.7-5, so zeigt sich, dass der Anteil al-
ler weiblichen Auszubildenden in männlich dominier-
ten Berufen (Männeranteil 80 % bis 100 %) im Jahr 
2006 in den alten Ländern mit 10 % gegenüber 1980 
(5,4 %) zwar deutlich gestiegen ist, sich gegenüber 
dem entsprechenden Wert in 1993 (9,1 %) aber nur 
wenig verändert hat. Hinsichtlich der Frauenanteile 
in den männlich oder weiblich dominierten Berufen 
haben sich zwischen den alten und neuen Ländern 
(inklusive Berlin) weiterhin Annäherungen ergeben. 
Der Anteil der weiblichen Auszubildenden in den 
männlich dominierten Berufen ist in den neuen Län-
dern mit 19,5 % im Jahr 2006 noch vergleichsweise 
hoch, allerdings gegenüber dem Jahr 1991 (27,5 %) 
deutlich zurückgegangen.

ÜbersichtA5.7-5:   Weibliche Auszubildende (Bestände) in ausgewählten Gruppen von Berufen 1980, 
1993 und 2006

Gruppe der Ausbildungsberufe1

Weibliche Auszubildende2

Insgesamt, Anzahl Anteil an der Gesamtzahl  
der weiblichen Auszubildenden, in %3

Alte Länder Neue 
Länder Alte Länder Neue 

Länder

1980 1993 2006 2006 1980 1993 2006 2006

Männlich dominierte Berufe 
(0–20% weibliche Auszubildende) 35.057     47.862     49.150     25.039     5,4 9,1 10,0 19,5

Überwiegend männlich besetzte Berufe 
(20–40% weibliche Auszubildende) 35.618     36.756     39.509     6.991     5,4 7,0 8,0 5,5

Gemischt besetzte Berufe 
(40–60% weibliche Auszubildende) 137.088     147.686     114.700     24.807     20,9 27,9 23,3 19,4

Überwiegend weiblich besetzte Berufe 
(60–80% weibliche Auszubildende) 152.074     76.130     78.168     22.902     23,2 14,4 15,9 17,9

Weiblich dominierte Berufe 
(80–100% weibliche Auszubildende) 295.178     220.318     210.712     48.420     45,1 41,7 42,8 37,8

Insgesamt 655.015     528.752     492.239     128.159     100,0 100,1 100,0 100,1

Vgl. Berufsbildungsbericht 2008, Übersicht 26, Seite 119
1 Gruppenbildung nach dem Anteil der weiblichen Auszubildenden im Jahre 1977 oder später (für die Berufe, die nach 1977 zum ersten Mal auftreten)
2 1980 alte Länder inklusive Berlin; ab 1991 alte Länder ohne Berlin, neue Länder inklusive Berlin
3 Abweichungen zu 100 durch Auf- und Abrunden möglich

Quelle: Datenbank Aus- und Weiterbildungsstatistik des Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB) auf Basis der Daten der Berufsbildungsstatistik des Statistischen Bundesamtes (StBA) 
(Erhebung zum 31. Dezember); Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB)
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Ausländeranteile nach Berufsgruppen 

Im Vergleich der hier betrachteten Berufsgruppen  
Y Übersicht A5.7-6 fällt der Anteil ausländischer 
Auszubildender in den zweijährigen Ausbildungsbe-
rufen relativ hoch aus; er liegt dort im Jahr 2006 mit 
6,7 % deutlich über dem Ausländeranteil im dualen 
System insgesamt (4,2 %). Überproportional hoch ist 
er mit 5,1 % auch in den primären Dienstleistungs-
berufen. In einzelnen sekundären Dienstleistungs-
berufen – wie insbesondere in den Berufen Medi-
zinische Fachangestellte und Zahnmedizinische 
Fachangestellte – sind die Ausländeranteile deutlich 
überproportional (über 9 %). Somit sind ausländische 
Auszubildende in ganz unterschiedlichen Berufsgrup-
pen (im Vergleich zu den insgesamt geringen Auslän-
deranteilen im dualen System) zu höheren Anteilen 
vertreten. Dies scheint mit einer geschlechtsspezifi-
schen Differenzierung einherzugehen. 

Der Rückgang des Ausländeranteils im Zeitverlauf fällt 
in den Dienstleistungsberufen geringer aus als in den 

anderen Berufsgruppen, der prozentuale Rückgang 
des Ausländeranteils im Zeitraum 1993 bis 2006 
liegt dort bei unter 30 %. Bei den Produktionsberufen 
und bei den technischen Ausbildungsberufen lag er 
zwischen 60 % und 70 %. Auch bei den zweijährigen 
Ausbildungsberufen ist der Ausländeranteil um mehr 
als 50 % zurückgegangen. In deutlich geringerem 
Ausmaß ist der Ausländeranteil in den Ausbildungs-
berufen für Menschen mit Behinderungen sowie in 
den seit 1996 neu geschaffenen Ausbildungsberufen 
zurückgegangen162; bei Letzteren war deren Anteil 
aber bereits im Jahr 1997 vergleichsweise gering.

Zu weiter gehenden Analysen hinsichtlich auslän-
discher Auszubildender siehe Y Kapitel A5.8.

(Alexandra Uhly)

162 Von 1996 bis 1997 ist der Ausländeranteil bei den neuen Ausbildungsberufen 
noch gestiegen. Da aber im ersten Jahr der konventionellen Abgrenzung der 
neuen Berufe nur wenige neue Berufe vorhanden waren, ist dies nicht als syste-
matischer Trend zu interpretieren.

Übersicht A5.7-6:  Ausländeranteil (in % aller Auszubildenden) in Berufsgruppen1, Bundesgebiet 1993 bis 2006

Jahr Produktions- 
berufe

Dienstleistungs- 
berufe 

insgesamt 

davon: 
  
       primäre 
    DL-Berufe

sekundäre 
DL-Berufe

Technikberufe
Neue  

Ausbildungs- 
berufe

Zweijährige 
Ausbildungs- 

berufe2

Berufe für 
Menschen mit 
Behinderungen

1993 8,7 6,8 7,4 5,7 9,9 14,3 5,8

1994 8,9 7,0 7,6 6,0 10,2 13,5 5,1

1995 8,4 6,9 7,3 6,1 9,8 12,0 5,0

1996 7,7 6,8 7,1 6,3 9,0 2,6 10,9 5,0

1997 7,0 6,6 6,9 6,0 8,0 3,8 10,0 5,0

1998 6,3 6,3 6,6 5,5 7,1 3,8 9,1 5,0

1999 5,8 6,1 6,4 5,3 6,3 3,8 8,5 4,8

2000 5,4 6,0 6,3 5,3 5,6 3,6 8,2 5,1

2001 5,1 5,9 6,2 5,2 5,2 3,5 7,9 5,0

2002 4,7 5,7 6,0 5,3 4,7 3,3 7,2 4,7

2003 4,3 5,6 5,8 5,3 4,3 3,3 6,9 4,6

2004 3,9 5,2 5,3 5,0 3,8 3,2 6,6 4,6

2005 3,6 5,0 5,2 4,6 3,4 3,2 6,6 4,8

2006 3,4 4,9 5,1 4,4 3,1 3,2 6,7 4,8
1 Zur Abgrenzung der Berufsgruppen siehe Kapitel A5.2
2 Ohne Berufe nach einer Ausbildungsregelung der zuständigen Stellen für Menschen mit Behinderungen nach § 66 BBiG bzw. § 42m HwO

Quelle: Datenbank Aus- und Weiterbildungsstatistik des Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB) auf Basis der Daten der Berufsbildungsstatistik des Statistischen Bundesamtes (StBA) 
(Erhebung zum 31. Dezember); Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung
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A5.8 Ausländische Auszubildende –  
Jugendliche mit Migrationshintergrund

Jugendliche mit Migrationshintergrund stellen eine 
sehr heterogene Gruppe dar; das gilt im Hinblick auf 
ihre Migrationsgeschichte genauso wie im Hinblick 
auf ihre schulischen Voraussetzungen. Die Definition 
dieser Zielgruppe ist uneinheitlich, und es existiert 
eine breite Diskussion um den Begriff „Migrations-
hintergrund“, der als sozialwissenschaftliches Kon-
strukt zu verstehen ist. 

Die Berufsbildungsstatistik des Statistischen Bundes-
amtes erfasst als Indikator für den Migrationshinter-
grund lediglich die ausländische Staatsangehörigkeit. 
Die Aussagen zur Teilhabe junger Menschen mit 
Migrationshintergrund an beruflicher Ausbildung auf 
der Grundlage der Berufsbildungsstatistik konzen-
trieren sich daher auf die Teilgruppe Auszubildende 
mit ausländischer Staatsangehörigkeit. Zwar ist die 
Ausbildungsbeteiligungsquote junger Ausländer/ 
-innen in 2007 im Vergleich zum Vorjahr um einen 
Prozentpunkt von 23 % auf 24 % gestiegen, dennoch 
befinden sich junge Deutsche mit knapp 58 % eines 
Jahrgangs mehr als doppelt so oft in einer dualen Aus-
bildung als Jugendliche mit ausländischer Staatsan-
gehörigkeit Y vgl. Kapitel A5.7; Übersicht A5.7-3. 
Weiterführende Analysen zum Anteil ausländischer 
Jugendlicher in dualer Ausbildung, z. B. nach den 
Zuständigkeitsbereichen bzw. nach Berufsgruppen 
finden sich insbesondere in den Y Kapiteln A5.3 
und A5.7.

Auch weiterhin erweist sich der Zugang junger 
Menschen mit ausländischer Staatsangehörigkeit 
bzw. mit Migrationshintergrund zu einer beruflichen 
Erstausbildung als schwierig. Die Übergänge von 
Jugendlichen mit Migrationshintergrund in eine 
vollqualifizierende Ausbildung werden anhand der 
BIBB-Übergangsstudie analysiert Y vgl. Kapitel 
A5.8.1. Die Lage insbesondere junger Menschen mit 
Migrationshintergrund am Ausbildungsstellen- und 
am Arbeitsmarkt ist einerseits durch Schwierigkei-
ten und Unwägbarkeiten, andererseits durch ihre 
beruflichen Kompetenzen geprägt. Junge Fachkräfte 
mit Migrationshintergrund können zudem interkultu-
relle Kompetenzen im Beruf einsetzen (vgl. Berufs-
bildungsbericht 2006, S. 118 f.). Möglichkeiten, in-

terkulturelle Kompetenzen bereits in der Ausbildung 
zu fördern, stellt das Y Kapitel A5.8.2 vor.

Migrationshintergrund

Studien und Veröffentlichungen zur Situation von Personen 
nicht deutscher Herkunft in Aus- und Weiterbildung ver-
wendeten häufig ausschließlich das Merkmal „Ausländer, 
Ausländerin“ und damit die Staatsangehörigkeit, um diesen 
Personenkreis zu bestimmten. Um auch Aussagen über ein-
gebürgerte Personen, Aussiedlerinnen und Aussiedler sowie 
Kinder und Jugendliche, die nach Einführung des ius soli die 
deutsche Staatsangehörigkeit erhielten bzw. erhalten, ist es 
notwendig, weitere Merkmale zu berücksichtigen. Dies sind 
beispielsweise Geburtsland oder Zuzug des Jugendlichen 
bzw. seiner Eltern oder eines Elternteils aus dem Ausland 
und Hinweise zum Erwerb einer nicht deutschen Mutter-
sprache. Diese u. a. Variablen werden einzeln oder in unter-
schiedlichen Kombinationen zu dem Konstrukt Migrations-
hintergrund zusammengefasst. Migrationshintergrund wird 
daher nicht einheitlich operationalisiert, sodass Studien zu 
Personen mit Migrationshintergrund auf unterschiedlichen 
Grundgesamtheiten basieren. Entsprechende Unterschiede 
müssen bei der Rezeption von Studien zu diesen Perso-
nen berücksichtigt werden. (vgl. ausführliche Hinweise in: 
Settelmeyer/Erbe 2009).

A5.8.1 Übergänge von Jugendlichen  
mit Migrationshintergrund in eine 
vollqualifizierende Berufsausbildung

Die Übergangsprozesse von der allgemeinbildenden 
Schule in eine Berufsausbildung sind für Jugendliche 
mit Migrationshintergrund oft besonders schwierig 
und langwierig. Überdurchschnittlich häufig blei-
ben Jugendliche ausländischer Herkunft163 ohne 
Berufsabschluss. Genauere Informationen zum 
individuellen Werdegang von Schulabsolventen und 
-absolventinnen sowie zu den Unterschieden in den 
bildungsbiografischen Verläufen zwischen Jugend-
lichen mit und ohne Migrationshintergrund liegen 
aus den amtlichen Statistiken allerdings nicht vor. 
Hierzu muss auf Stichprobenuntersuchungen zurück-

163 Die Begriffe „Jugendliche mit Migrationshintergrund“ und „Jugendliche ausländi-
scher Herkunft“ werden in diesem Abschnitt synonym verwendet.
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gegriffen werden. Eine repräsentative Erhebung des 
Bundesinstituts für Berufsbildung enthält detaillierte 
Angaben zur Bildungs- und Berufsbiografie von jun-
gen Menschen mit und ohne Migrationshintergrund 
im Alter von 18 bis 24 Jahren (BIBB-Übergansstudie 
2006).  Die Ergebnisse geben Aufschluss darü-
ber, welche Ausbildungsabsichten die Jugendlichen 
mit und ohne Migrationshintergrund bei Schulende 
hatten, wie ihre berufliche Entwicklung in den ersten 
3  Jahren nach Schulende verlief und welche Fakto-
ren die Dauer des Übergangs in Ausbildung sowie 
das Risiko von Ausbildungslosigkeit beeinflussten.

Ausbildungsabsichten bei Verlassen  
der allgemeinbildenden Schule

Von den Schulabsolventen und -absolventinnen im 
Alter von 18 bis 24 Jahren hatten 23 % einen Migra-
tionshintergrund im oben definierten Sinne.164 Diese 
Jugendlichen verteilten sich bei Verlassen der allge-
meinbildenden Schule wie folgt nach Schulabschlüs-
sen: 12 % hatten die Hoch- oder Fachhochschulreife, 
33 % einen mittleren Abschluss, 39 % einen Haupt-
schulabschluss, und 15 % verfügten entweder über 
einen Sonderschulabschluss oder hatten keinen 
Abschluss. Sie erreichten damit wesentlich seltener 
einen hohen oder mittleren Schulabschluss und 
hatten wesentlich öfter einen niedrigen oder fehlen-
den Abschluss als einheimische Jugendliche. Deren 
Verteilung stellt sich wie folgt dar: 20 % besaßen die 
Hoch- oder Fachhochschulreife, 42 % einen mittle-
ren Abschluss, 31 % einen Hauptschulabschluss, 7 % 
einen Sonderschulabschluss oder keinen Abschluss.

BIBB-Übergangsstudie 2006

In der BIBB-Übergangsstudie 2006 wurden 7.230 Jugendli-
che der Geburtsjahrgänge 1982 bis 1988 befragt. Die Erhe-
bung erfolgte von Juni bis August 2006 mittels computer-
gestützter Telefoninterviews. Einbezogen wurden deutsche 
und ausländische Personen, die über für die Teilnahme 
an der Befragung hinreichende Kenntnisse der deutschen 
Sprache verfügten. Es handelt sich um eine retrospektive 

164  Hier und im Folgenden handelt es sich immer um gewichtete Angaben.

Längsschnittdatenerhebung, in der die gesamte Bildungs- 
und Berufsbiografie, beginnend mit der allgemeinbildenden 
Schulzeit, erfasst wurde. Die Daten basieren auf einer 
repräsentativen Stichprobe und wurden durch Gewichtung 
nach zentralen Merkmalen auf Grundlage der amtlichen 
Statistik an die Strukturen der Grundgesamtheit angepasst 
(vgl. Beicht/Friedrich/Ulrich 2008). 

Berücksichtigt wurden bei den hier vorgestellten Analysen 
ausschließlich Untersuchungsteilnehmer/-innen, die die all-
gemeinbildende Schule bereits vor dem Jahr 2006 verlassen 
hatten und für die somit Informationen über den weiteren 
Werdegang vorlagen. Dies traf auf rund 5.500 Befragungs-
personen zu, von denen über 1.000 einen Migrationshinter-
grund hatten. Je nach Fragestellung bzw. Art der Analyse ist 
die zugrunde liegende Fallzahl allerdings deutlich kleiner.

Hinsichtlich des Migrationshintergrunds wurde folgende 
„indirekte“ Definition angewandt: Kein Migrationshin-
tergrund wurde angenommen, wenn ein Jugendlicher die 
deutsche Staatsangehörigkeit besaß, zudem als Kind in der 
Familie zuerst ausschließlich die deutsche Sprache gelernt 
hatte und außerdem Vater und Mutter in Deutschland 
geboren waren. Trafen diese Bedingungen nicht vollständig 
zu, wurde von einem Migrationshintergrund ausgegangen.

Welche beruflichen Absichten die Jugendlichen mit 
und ohne Migrationshintergrund bei Verlassen der 
allgemeinbildenden Schule hatten, zeigt Y Schaubild 
A5.8.1-1 differenziert nach Schulabschluss. Bei den 
Schulabgängern und -abgängerinnen, die maximal 
über einen Hauptschulabschluss verfügten, ist dabei 
kaum ein Unterschied zwischen Jugendlichen aus-
ländischer Herkunft und einheimischen Jugendli-
chen festzustellen. Jeweils drei Viertel suchten einen 
betrieblichen Ausbildungsplatz165, und etwa jeder 
Zehnte strebte ausschließlich eine schulische Aus-
bildungsmöglichkeit an. Die Übrigen beabsichtigten 
zunächst nicht die Aufnahme einer Berufsausbildung; 
viele von ihnen rechneten sich wahrscheinlich nur 
geringe Chancen auf einen Ausbildungsplatz aus und 
zogen daher schon von selbst eher einen Bildungs-
gang des Übergangssystems in Betracht, z. B. eine 
Berufsvorbereitungsmaßnahme, ein Berufsgrund-
bildungsjahr, ein Praktikum oder den Besuch einer 

165 Für einen Teil von ihnen kam gleichzeitig auch eine schulische Ausbildung in 
Betracht. 
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teilqualifizierenden Berufsfachschule. Bei einem 
mittleren Schulabschluss war das Interesse an einer 
betrieblichen Ausbildung generell geringer, vor allem 
bei den Schulabsolventen und -absolventinnen mit 
Migrationshintergrund. Diese strebten etwas häufi-
ger als die einheimischen Jugendlichen ausschließ-
lich eine schulische Ausbildung an, und deutlich 
öfter suchten sie nicht unmittelbar bei Schulende 
einen Ausbildungsplatz. Insbesondere bei einem 
guten Notendurchschnitt wollten viele junge Men-
schen mit mittlerem Abschluss ihren Schulbesuch in 
einer Fachoberschule oder einem Fachgymnasium166 
fortsetzen, um einen höheren Schulabschluss zu 
erwerben. Absolventen und Absolventinnen der all-
gemeinbildenden Schule, die bereits über die Hoch- 
oder Fachhochschulreife verfügten, beabsichtigten 
zu einem sehr großen Teil ein Studium. Besonders 
ausgeprägt ist diese Tendenz bei Personen mit einem 
Migrationshintergrund. Aufgrund ihrer hohen schuli-
schen Bildung haben diese Jugendlichen in der Regel 
sehr gute Chancen auf einen Ausbildungs- oder Stu-

166 Diese Schulformen werden nicht den allgemeinbildenden, sondern den beruflichen 
Schulen zugerechnet.

dienplatz, und deshalb gelingt fast allen von ihnen  – 
unabhängig davon, ob ein Migrationshintergrund 
vorliegt oder nicht – innerhalb von 3 Jahren nach 
Schulende die Einmündung in eine vollqualifizieren-
de Ausbildung.167 Daher wird der Personenkreis der 
Jugendlichen mit hohem Schulabschluss im Folgen-
den nicht weiter einbezogen.

Verläufe in den ersten 3 Jahren  
nach Schulende

Für die Schulabsolventen und -absolventinnen mit 
maximal mittlerem Abschluss wurde der berufliche 
Werdegang für einen Zeitraum von 3 Jahren nach 
Beendigung der allgemeinbildenden Schule monats-
genau untersucht. Dabei wurde für jeden Monat 
nach Schulabgang festgestellt, in welchen Bildungs-
gängen oder sonstigen Aktivitäten sich die Einzelnen 
gerade befanden. 

167 Nach einer Kaplan-Meier-Schätzung beträgt die Wahrscheinlichkeit für studien-
berechtigte Jugendliche, in den ersten 3 Jahren nach Verlassen der allgemeinbil-
denden Schule in eine vollqualifizierende Ausbildung einzumünden (sofern dies 
auch angestrebt wurde), bei einem Migrationshintergrund 94 % und – wenn kein 
Migrationshintergrund vorlag – 96 %.

Schaubild A5.8.1-1:   Berufliche Absichten der Jugendlichen mit und ohne Migrationshintergrund bei Verlassen 
der allgemeinbildenden Schule (in %)

mit Migrationshintergrund

Basis: Personen der Geburtsjahrgänge 1982 bis 1988, die die allgemeinbildende Schule vor 2006 verlassen haben

Quelle: BIBB-Übergangsstudie 2006
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Unterschieden wurden dabei folgende 8 Verbleibs-
formen: 

�� betriebliche Berufsausbildung
�� nicht betriebliche Ausbildung (außerbetriebliche 

oder schulische Ausbildung, Ausbildung in einer 
Beamtenlaufbahn) 

�� Besuch einer Fachoberschule, eines Fachgym-
nasiums; erneuter Besuch einer allgemeinbil-
denden Schule 

�� berufsbildende Maßnahme des Übergangssys-
tems 

�� Wehr- bzw. Zivildienst, freiwilliges soziales 
oder ökologisches Jahr

�� Erwerbstätigkeit, Jobben 
�� Suchen nach/Warten auf eine Bildungsmöglich-

keit
�� arbeitslos, aus privaten/familiären Gründen zu 

Hause, Sonstiges

Die Lebensverläufe der jungen Menschen konnten 
auf diese Weise als zeitliche Abfolge unterschiedli-
cher Zustände und damit als Sequenzen dargestellt 
werden. Die sich ergebenden bildungsbiografischen 
Muster waren trotz der Eingrenzung auf die nicht 
studienberechtigten Jugendlichen sehr heterogen. 
Dennoch war es möglich, mit der Optimal-Matching-
Technik bestimmte Typen von Verlaufsmustern zu 
identifizieren.168 Diese werden nachfolgend kurz 
skizziert, und es wird jeweils in Klammern ausge-
wiesen, welcher Anteil der Jugendlichen mit und 
ohne Migrationshintergrund auf die einzelnen Ver-
laufstypen entfiel.
Typ 1:   Es gelingt unmittelbar ein dauerhafter 

Übergang in eine betriebliche Ausbildung 
(MH: 27 % / kein MH: 41 %).

Typ 2:   Es erfolgt ein rascher und dauerhafter Über-
gang in eine nicht betriebliche Ausbildung 
(MH: 16 % / kein MH: 19 %). 

Typ 3:   Der Übergang in eine Ausbildung ist langwie-
rig oder glückt überhaupt nicht. Häufig ist ein 
langfristiges Verharren im Übergangssystem 
festzustellen. Wenn überhaupt, wird in eine 
nicht betriebliche Ausbildung eingemündet. 
Dies ist der problematischste Verlaufsmuster-
typ (MH: 30 % / kein MH: 17 %).

168 Eine ausführliche Darstellung des Verfahrens der Sequenzmusteranalyse sowie die 
detaillierten Ergebnisse sind enthalten in Beicht/Friedrich/Ulrich (2008).

Typ 4:   In meist unmittelbarem Anschluss an die 
allgemeinbildende Schule wird dauerhaft 
eine Fachoberschule oder ein Fachgymna-
sium zur schulischen Höherqualifizierung 
besucht (MH: 11 % / kein MH: 9 %).

Typ 5:   Der Übergang in betriebliche Berufsausbil-
dung erfolgt verzögert, in vielen Fällen ist 
ein Bildungsgang des Übergangssystems 
vorgeschaltet (MH: 16 % / kein MH: 14 %).

Nicht studienberechtigten Jugendlichen mit Migra-
tionshintergrund gelang es demnach signifikant 
seltener, nach Beendigung der Schule sehr schnell 
in eine betriebliche Berufsausbildung einzumünden 
und diese auf Dauer fortzuführen, als den einhei-
mischen Schulabsolventen und -absolventinnen. 
Erheblich häufiger hatten die Schulabgänger/-innen 
ausländischer Herkunft dagegen sehr problemati-
sche Verläufe. Hierbei traten neben langen Phasen 
im Übergangssystem oft auch Zeiten auf, in denen 
sie nach einer Bildungsmöglichkeit suchten, arbeits-
los waren, aus privaten Gründen zu Hause blieben 
oder jobbten. Oftmals gelang es nicht, überhaupt 
einmal eine Ausbildung zu beginnen. 

Dauer und Wahrscheinlichkeit der  
Einmündung in eine Berufsausbildung 

Wie stark sich die Wahrscheinlichkeit, in den ersten 
3 Jahren nach Verlassen der allgemeinbildenden 
Schule in eine Berufsausbildung einzumünden, zwi-
schen den nicht studienberechtigten Personen mit 
und ohne Migrationshintergrund unterschied, geht 
aus Y Schaubild A5.8.1-2 hervor.169 Zunächst wer-
den ausschließlich die Jugendlichen betrachtet, die 
bei Schulende einen betrieblichen Ausbildungsplatz 
suchten Y Schaubild A5.8.1-2 linker Teil. Es zeigt 
sich, dass innerhalb eines Jahres schätzungsweise 
erst zwei Fünftel (41 %) der Schulabgänger/-innen 
ausländischer Herkunft eine betriebliche Ausbildung 
aufgenommen hatten gegenüber drei Fünfteln (61 %) 

169 Die nachfolgenden Ergebnisse basieren auf Kaplan-Meier-Schätzungen. Bei 
diesem Verfahren können auch Schulabsolventen/-absolventinnen in die Be-
rechnungen eingehen, die noch nicht den gesamten Beobachtungszeitraum von 
36 Monaten nach Schulende durchlaufen haben (zensierte Fälle). Eine genaue 
Beschreibung des Kaplan-Meier-Verfahrens sowie der durchgeführten Analysen 
findet sich in Beicht/Friedrich/Ulrich 2008, S. 181 ff. 
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bei den einheimischen Jugendlichen.170 Im Verlauf 
von 3 Jahren waren 63 % der jungen Menschen mit 
Migrationshintergrund in eine betriebliche Ausbil-
dung eingemündet, bei den Schulabsolventen und 
-absolventinnen ohne Migrationshintergrund traf 
dies dagegen auf 81 % zu.

Anschließend wird der einbezogene Personenkreis 
auf alle Jugendlichen erweitert, die bei Schulende 
eine betriebliche oder schulische Ausbildung ange-
strebt hatten Y Schaubild A5.8.1-2 (rechter Teil). 
Hier wird die Einmündung in alle vollqualifizieren-
den Ausbildungsformen (betrieblich, außerbetrieb-
lich und schulisch) berücksichtigt. In dieser Analyse 
erhöhen sich zwar die Übergangswahrscheinlich-
keiten für alle, aber die Unterschiede zwischen den 
Jugendlichen mit und ohne Migrationshintergrund 
verändern sich kaum. Nun beträgt der Anteil der 

170 Die Einmündung in eine andere Ausbildungsform wurde hier als sogenanntes 
„konkurrierendes Ereignis“ gewertet, d.  h., die betreffenden Jugendlichen gingen 
ab diesem Zeitpunkt nicht weiter in die Wahrscheinlichkeitsberechnungen ein.

jungen Menschen, die innerhalb eines Jahres nach 
Schulabgang eine Ausbildung begonnen haben, bei 
einem Migrationshintergrund 47 % und bei feh-
lendem Migrationshintergrund 68 %. 3 Jahre nach 
Schulende ist es 72 % der Jugendlichen ausländi-
scher Herkunft gelungen, in eine Berufsausbildung 
einzumünden, gegenüber 89 % der einheimischen 
Schulabsolventen und -absolventinnen.

Einflussgrößen auf den Einmündungserfolg 

Welche Faktoren nehmen Einfluss auf die Wahr-
scheinlichkeit und die Dauer der Einmündung in 
eine vollqualifizierende Berufsausbildung?171 Bei 
nicht studienberechtigten Jugendlichen, die bei Ver-

171 Die hier berichteten Ergebnisse basieren auf Cox-Regressionen. Die durchgeführ-
ten Analysen sind genauer beschrieben in Beicht/Friedrich/Ulrich 2008, S. 252 ff. 
Bezug genommen wird auf die Regressionstabelle auf S. 275 (Variante 1 und 3). 
Über die genannten Merkmale hinaus waren noch folgende weitere Variablen 
in das Regressionsmodell einbezogen und hatten ebenfalls einen signifikanten 
Einfluss: Geschlecht, Wohnregion (alte/neue Länder), Jahr des Schulabgangs (vor/
nach 2002).

0 3 6 9 12 15 18 21 24 27 30 33 36

 Monate 

Einmündung in  
betriebliche Berufsausbildung

100 %

90 %

80 %

70 %

60 %

50 %

40 %

30 %

20 %

10 %

0 %
0 3 6 9 12 15 18 21 24 27 30 33 36

 Monate 

100 %

90 %

80 %

70 %

60 %

50 %

40 %

30 %

20 %

10 %

0 %

Einmündung in betriebliche, außerbetriebliche  
oder schulische Berufsausbildung

  mit Migrationshintergrund   ohne Migrationshintergrund

Schätzung nach der Kaplan-Meier-Methode, gewichtete Ergebnisse; Basis: Personen der Geburtsjahrgänge 1982 bis 1988, die bei Verlassen des allgemeinbildenden Schulsystems 
eine betriebliche Ausbildung bzw. eine betriebliche oder schulische Ausbildung suchten

Quelle: BIBB-Übergangsstudie 2006

Schaubild A5.8.1-2:   Wahrscheinlichkeit der Einmündung in Berufsausbildung – nicht studienberechtigte 
Jugend liche mit und ohne Migrationshintergrund (kumulierte Einmündungsfunktion)
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lassen der allgemeinbildenden Schule unmittelbar 
eine (betriebliche oder schulische) Berufsausbildung 
anstreben, spielt eindeutig die schulische Qualifika-
tion eine wesentliche Rolle. Bei einem Hauptschul-
abschluss, Sonderschulabschluss oder fehlenden 
Schulabschluss sind die Chancen, rasch einen Aus-
bildungsplatz zu erhalten, signifikant geringer als 
bei einem mittleren Schulabschluss. Negativ wirken 
sich auch schlechte Noten im Schulzeugnis aus. Von 
hoher Bedeutung ist darüber hinaus der familiäre 
Hintergrund: Haben Jugendliche weniger gut gebil-
dete Eltern,172 geht der Vater keiner qualifizierten 
Tätigkeit nach173 und herrscht zu Hause kein offenes, 
problemorientiertes Gesprächsklima, so sind sie 
weniger erfolgreich bei der Ausbildungsplatzsuche. 
Wahrscheinlich können diese jungen Menschen vom 
Elternhaus nicht ausreichend bei der Berufswahl, 
der Ausbildungsplatzsuche und der Bewerbungsstra-
tegie unterstützt werden. Auch eine weniger gute 
soziale Einbindung der Jugendlichen in ihrem Wohn-
ort174 wirkt sich ungünstig auf ihre Ausbildungsplatz-
chancen aus. 

Durch diese Einflussgrößen allein erklären sich 
allerdings die geringeren Ausbildungsplatzchancen 
und die überdurchschnittlich langen Übergangspro-
zesse der Schulabsolventen und -absolventinnen 
mit Migrationshintergrund nicht vollständig. Junge 
Menschen ausländischer Herkunft verfügen zwar 
häufiger als einheimische Jugendliche maximal über 
einen Hauptschulabschluss, und ihre Schulnoten 
fallen im Durchschnitt etwas schlechter aus. Ihre 
Eltern sind weniger gut gebildet, und der Vater hat 
seltener eine qualifizierte Tätigkeit. Zudem ist die 
soziale Einbindung vor Ort geringer. Bei gleichzei-
tiger Berücksichtigung all dieser Faktoren bleibt 
aber trotzdem noch ein eigenständiger Einfluss des 
Migrationshintergrunds bestehen. Dies deutet darauf 
hin, dass sich schon allein das Vorhandensein eines 
Migrationshintergrunds bei der Ausbildungsplatzsu-
che nachteilig auswirkt. Welche Gründe dabei eine 

172 Das heißt, Vater und Mutter verfügen nicht beide sowohl über einen Schul- als 
auch einen Berufsabschluss.

173 Der berufliche Status des Vaters hat allerdings nur im Hinblick auf die Einmündung 
in eine betriebliche Berufsausbildung einen signifikanten Einfluss, nicht jedoch, 
wenn alle Ausbildungsformen einbezogen werden.

174 Einen signifikant positiven Effekt haben Aktivitäten bei der Feuerwehr, dem 
Technischen Hilfswerk, einem Rettungsdienst o.  Ä.

Rolle spielen, lässt sich anhand der zugrunde geleg-
ten Daten jedoch nicht klären.

Ausbildungslosigkeit 

Die bei einem Migrationshintergrund deutlich 
schlechteren Chancen, in den ersten 3 Jahren nach 
Beendigung der allgemeinbildenden Schule einen 
Ausbildungsplatz zu finden, haben auch zur Folge, 
dass Jugendliche ausländischer Herkunft länger-
fristig gesehen wesentlich häufiger als einheimische 
Jugendliche von Ausbildungslosigkeit betroffen sind 
(vgl. Beicht/Ulrich 2008). Als ausbildungslos gelten 
alle Personen, die noch keinen Berufsabschluss 
erworben haben und sich auch aktuell (d. h. zum 
Erhebungszeitpunkt) nicht in einer Ausbildung oder 
einem Studium, einem schulischen Bildungsgang, 
einer Fort- bzw. Weiterbildungsmaßnahme oder im 
Wehr- bzw. Zivildienst befinden Y vgl. Kapitel A8.

Nach Ergebnissen der BIBB-Übergangsstudie 2006 
hatten von allen ausbildungslosen nicht studien-
berechtigten Jugendlichen im Alter von 20 bis 24 
Jahren zwei Fünftel (39 %) einen Migrationshinter-
grund, was einen weit überproportionalen Anteil 
bedeutet.175 Knapp die Hälfte der ausbildungslosen 
Jugendlichen mit Migrationshintergrund war in 
Deutschland geboren oder bereits vor dem 6. Le-
bensjahr eingereist. Die anderen waren erst später 
nach Deutschland gekommen und somit in der 
Regel als „Quereinsteiger“ mit meist nur geringen 
Kenntnissen der deutschen Sprache in das deutsche 
Schulsystem eingemündet. Der Anteil der Ungelern-
ten war allerdings bei den Jugendlichen, die bereits 
seit frühestem Kindesalter in Deutschland lebten, mit 
22 % nicht wesentlich niedriger als bei den erst spä-
ter, d. h. ab dem 6. Lebensjahr eingereisten Jugend-
lichen mit 26 %.176

175 Der Anteil der Jugendlichen mit Migrationshintergrund an allen nicht studienbe-
rechtigten Jugendlichen betrug in dieser Altersgruppe nur 24 %.

176 Im Rahmen einer multivariaten Analyse konnte nur für die erst ab dem 6. Le-
bensjahr nach Deutschland eingereisten Jugendlichen ein statistisch signifikanter 
eigenständiger Einfluss des Migrationshintergrunds nachgewiesen werden, nicht 
jedoch für die bereits länger in Deutschland lebenden Jugendlichen ausländischer 
Herkunft.



170

Zusammenfassung

Jugendliche mit Migrationshintergrund haben nach 
Beendigung der allgemeinbildenden Schule ein eben-
so hohes Interesse an einer Berufsausbildung wie 
einheimische Jugendliche. Liegt keine Studienberech-
tigung vor, so sind ihre Chancen, rasch nach Schul-
ende einen Ausbildungsplatz zu erhalten, jedoch 
wesentlich geringer. Dies gilt sowohl, wenn nur die 
Einmündung in eine betriebliche Ausbildung betrach-
tet wird, als auch bei zusätzlicher Einbeziehung der 
außerbetrieblichen und schulischen Ausbildungsfor-
men. Erklären lassen sich die schlechteren Chancen 
der Jugendlichen ausländischer Herkunft nicht allein 
dadurch, dass sie häufiger einen Hauptschulab-
schluss oder keinen Schulabschluss erlangt haben, 
ihre Zeugnisnoten im Durchschnitt nicht so gut 
ausfallen und ihr familiärer Hintergrund insgesamt 
gesehen weniger günstig ist. Vieles deutet darauf hin, 
dass ein Migrationshintergrund allein für sich gese-
hen bereits von Nachteil ist. Die schlechteren Aus-
bildungsplatzchancen der jungen Menschen auslän-
discher Herkunft führen auch längerfristig zu einem 
deutlich höheren Anteil an Ausbildungslosigkeit.

(Ursula Beicht, Mona Granato, Joachim Gerd Ulrich)

A5.8.2 Förderung interkultureller Kompetenz 
von Personen mit Migrationshintergrund 

Im Berufsbildungsbericht 2006 (S. 118 f.) wurde 
über den vielfältigen Einsatz interkultureller Kompe-
tenz in ausgewählten Berufen durch junge Fachkräf-
te mit Migrationshintergrund berichtet. Es handelt 
sich dabei um sprachliche und kulturelle Kompeten-
zen, die in erster Linie informell erworben wurden. 
Der Nationale Integrationsplan der Bundesregierung 
(Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 
2007) geht ausdrücklich auf diese Kompetenzen ein 
und stellt bezüglich ihrer Förderung in Aussicht: 

�� Länder und Kommunen wollen die Mehrspra-
chigkeit der Jugendlichen in der Phase der 
Ausbildung, wo immer dies möglich ist, berufs-
bezogen weiterentwickeln (S. 74),

�� „die Bundesregierung wird die Festschreibung 
von Qualifikationen interkultureller Kompetenz 
in Regelungen der Erstausbildung und Weiter-
bildung anstreben“ (S. 73) und

�� „die Bundesregierung, die Wirtschaft und die 
Bundesagentur für Arbeit prüfen die Aufnahme 
binationaler Programme in das Arbeitsförde-
rungsrecht“ (S. 73). 

Settelmeyer/Hörsch (2009). zeigen für ausgewählte 
Berufe, dass Rahmenlehrpläne und Ausbildungs-
ordnungen durchaus Anknüpfungspunkte für eine 
Förderung dieser Kompetenzen von Jugendlichen 
mit Migrationshintergrund bieten. Zudem besteht 
aufgrund von Änderungen im Berufsbildungsge-
setz (BBiG) seit 2005 die Möglichkeit, bis zu einem 
Viertel der Ausbildung im Ausland durchzuführen 
(§ 2 Abs. 3 BBiG) (Hergenröder 2008, S. 56 ff.), 
sodass auch Aufenthalte in den Herkunftsländern 
der Jugendlichen bzw. denen ihrer Eltern denkbar 
sind. Ob diese Ansatzpunkte der Förderung interkul-
tureller Kompetenz insbesondere Jugendlicher mit 
Migrationshintergrund genutzt werden, ist allerdings 
weitgehend unbekannt. Überlegungen bezüglich der 
Förderung können auf positive Erfahrungen zurück-
greifen, die z. B. bei der Durchführung der binatio-
nalen Projekte gemacht wurden (Lenske 1995 und 
Lenske u. a. 2003). Fachkräfte mit Migrationshinter-
grund, die an einem solchen Projekt teilgenommen 
hatten, geben an (Sonderauswertung des Projekts 
Interkulturelle Kompetenzen junger Fachkräfte mit 
Migrationshintergrund), dass sie dadurch 

�� ihre allgemeinen und berufsspezifischen Kennt-
nisse der Muttersprache in institutionalisierter 
Form während der Ausbildung verbessert, 

�� Wissen um formale Standards und Konventio-
nen der mündlichen und schriftlichen Kommu-
nikation und des Umgangs im Geschäftsleben in 
den Herkunftsländern erworben,

�� Erfahrungen im eigenen bzw. dem Herkunfts-
land der Eltern im Rahmen eines Praktikums 
gesammelt und 

�� allgemeines Wissen über Politik, Literatur und 
Kultur des Landes erworben hätten.

Die Teilnehmenden eigneten sich Sprache und 
Kenntnisse über das Land bewusst an und entwi-
ckelten dadurch auch ein neues Selbstbewusstsein 
für ihre speziellen interkulturellen Ressourcen. 
Auch das Projekt BILA-Train, das sich auf die För-
derung von Mehrsprachigkeit konzentriert (http://
www.bila-train.de), und TransMig, bei dem Frauen 
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osteuropäischer Herkunft für Wirtschaftskontak-
te mit entsprechenden Ländern geschult wurden 
(http://www.gib.nrw.de/service/projekte/rsf/
transmig), fördern bzw. förderten gezielt interkul-
turelle Kompetenz von Personen mit Migrationshin-
tergrund. Entsprechende Erfahrungen sollten bei 
Überlegungen zur Förderung von interkulturellen 
Potenzialen Jugendlicher mit Migrationshintergrund 
berücksichtigt werden.

(Anke Settelmeyer)

A5.9 Betriebliche Ausbildungsbeteiligung

A5.9.1 Ausbildung und Beschäftigung –  
Ergebnisse der Beschäftigten- und Betriebs-
statistik im Zeitraum zwischen 1999 und 2007

Die Ausbildungsbeteiligung von Betrieben und Un-
ternehmen hat sich nach leichten Rückgängen zu 
Anfang des Untersuchungszeitraums in den letzten 
Jahren wieder konsolidiert, allerdings auf einem 
niedrigeren Niveau als noch zu Mitte der Achtziger- 
oder zu Anfang der Neunzigerjahre. Ein wichtiger 
Grund für die geringere Ausbildungsbeteiligung 
ist die im Vergleich zu früheren Jahren grundsätz-
liche und zunehmende engere Kopplung des Aus-
bildungsstellenangebots an den Fachkräftebedarf 
der Betriebe (Troltsch/Walden 2007; Fischer et al. 
2008). Trotz der Konsolidierung bleibt das Angebot 
an betrieblichen Ausbildungsplätzen angesichts 
der Nachfrage von Jugendlichen, die sich um einen 
Ausbildungsplatz bewerben, weiterhin unzureichend 
Y vgl. Kapitel A1.1. So war im Berichtsjahr jeder 
zweite unter den registrierten Bewerbern bereits im 
Vorjahr oder früher erfolglos auf Lehrstellensuche 
gewesen und zählte zur Gruppe der knapp 400.000 
Altbewerber (Ulrich/Krekel 2007). Aufgrund dieser 
Ausgangssituation bleibt schließlich jeder siebte 
junge Erwachsene im Alter zwischen 20 und 29 
Jahren ohne abgeschlossene Berufsausbildung und 
sieht prekären Beschäftigungsverhältnissen entgegen 
(Beicht/Ulrich 2008), angesichts der demografischen 
Entwicklung und im Hinblick auf den sich abzeich-
nenden Fachkräftemangel nicht nur ein gesellschaft-
liches, sondern auch ein ökonomisches Problem
(Ulmer/Ulrich 2008).

Im Folgenden wird auf Basis der Beschäftigten- und 
Betriebsstatistik der Bundesagentur für Arbeit177  
und anhand zweier Indikatoren dargestellt, wie sich 
der relative Anteil ausbildender Betriebe an allen Be-
trieben (Ausbildungsbetriebsquote)  und der relati-
ve Anteil der Auszubildenden an allen Beschäftigten 
(Ausbildungsquote)  im Zeitraum zwischen 1999 
und 2007 entwickelt hat. Als Stichtag wurde wie 

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte

Als sozialversicherungspflichtig Beschäftigte zum jeweiligen 
Stichtag werden von den auskunftspflichtigen Betrieben 
alle Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen gemeldet, die 
kranken-, renten-, pflegeversicherungspflichtig und/oder 
beitragspflichtig nach dem Recht der Arbeitsförderung sind. 
Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte in Ausbildung 
werden dabei über den Personengruppenschlüssel (102  
und 141) gemeldet (BA 2008).

Qualität der Beschäftigtenstatistik

Die Qualität der Beschäftigtenstatistik wird als sehr gut 
eingeschätzt. Die Richtigkeit und die Vollständigkeit der 
Angaben werden zu einem großen Teil durch Prüfverfahren 
garantiert. Dennoch gibt es Versichertenkonten, die un-
vollständig sind. Dies führt dazu, dass für einige Merkmale 
nicht zuordenbare bzw. keine Angaben vorhanden sind 
(Statistisches Bundesamt 2005). 

in den bisherigen Berufsbildungsberichten der  
31. Dezember eines jeden Jahres gewählt. Damit 
kommt es im Vergleich zu anderen verfügbaren 
Quartalsauswertungen der Beschäftigtenstatistik 
und im Vergleich zu einer Jahresdurchschnitts-
berechnung zu einer leichten Überschätzung der 
Ausbildungsquote (vgl. Jacobebbinghaus et al. 2008, 

177 Die gesetzliche Grundlage für die Durchführung der Beschäftigungsstatistik ist 
seit dem 1. Januar 1998 das Dritte Buch Sozialgesetzbuch – Arbeitsförderung – 
(SGB III) vom 24. März 1997 (BGBl. I S. 594) in der Fassung der zwischenzeitlich 
erfolgten Änderungen. Die BA ist gemäß § 281 damit beauftragt, auf der Grund-
lage der Meldungen nach § 28a des Vierten Buches Sozialgesetzbuch – Sozial  
versicherung – (SGB IV vom 23. Dezember 1976 [BGBl. I S. 3845]) eine Statistik 
über Beschäftigung zu erstellen.
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S. 7).178 Untersucht wird im Einzelnen die Entwick-
lung der betrieblichen Ausbildung unter betriebs-, 
wirtschafts- und berufsstrukturellen Aspekten, 
jeweils in der Unterscheidung nach alten und neuen 
Ländern. Im letzten Abschnitt wird die These disku-
tiert, ob sich das duale Ausbildungssystem infolge 
des branchen- und berufsstrukturellen Wandels in 
Deutschland vom Beschäftigungssystem abgekoppelt 
hat und weiter an die rückläufigen Entwicklungen in 
industriellen Kernbereichen der Wirtschaft gebunden 
bleibt. 

Gesamtentwicklung in Deutschland seit 1999

493.000 Betriebe beteiligten sich im Jahr 2007 an 
der beruflichen Ausbildung Jugendlicher Y Ta bellen 
A5.9.1-1 bis A5.9.1-3. Damit stieg im Vergleich 
zum Vorjahr die Zahl ausbildender Betriebe um 
1,6 % bzw. 7.600 Betriebe. Da gleichzeitig auch die 
Gesamtzahl der Betriebe um 1 % bzw. knapp 21.000 
zunahm, ist der relative Anteil der Ausbildungsbe-

178 Gegenüber Stichprobenerhebungen haben Auswertungen der Beschäftigten- und 
Betriebsstatistik den besonderen Vorteil, Aussagen über die Grundgesamtheit aller 
Betriebe und sozialversicherungspflichtig Beschäftigten zu ermöglichen. Damit 
kann auf Hochrechnungen und die Berechnung von Schätzintervallen verzichtet 
werden.

triebe mit 24,1 % auf dem Vorjahresniveau verblie-
ben. Seit 1999 hat sich die Ausbildungsbetriebsquote 
um 2,4 % verbessert Y Schaubild 5.9.1-1. 

Ausbildungsbetriebsquote

Die Ausbildungsbetriebsquote wird als prozentualer Anteil 
der Betriebe mit Auszubildenden an allen Betrieben ein-
schließlich Ausbildungsbetrieben berechnet.

Ausbildungsquote 

Die Ausbildungsquote wird als prozentualer Anteil der Aus-
zubildenden an allen sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigten einschließlich der Auszubildenden berechnet.

Am Verlauf der jeweiligen Bestandszahlen von Aus-
bildungsbetrieben und Betrieben insgesamt wird auf 
Makroebene sichtbar,179 dass Betriebe in Erwartung 
einer sich verbessernden Wirtschaftslage bzw. im 
Vorgriff auf einen möglichen Fachkräftebedarf früh-

179 Dieser Zusammenhang auf Aggregatebene setzt sich auf Einzelbetriebsebene 
allerdings aus sehr unterschiedlichen Verläufen zusammen.

Schaubild A5.9.1-1:   Entwicklung der betrieblichen Ausbildungsbeteiligung in Deutschland zwischen 
1999 und 2007 (Basisjahr 1999 = 100)
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Quelle: Betriebsstatistik der Bundesagentur für Arbeit; Stichtag jeweils 31.12.; Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung
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zeitig und verstärkt in Ausbildung investieren (Franz 
et al. 2000) oder erstmalig bzw. als Ausbildungspau-
sierer erneut in die Berufsausbildung Jugendlicher 
einsteigen (Bohachova 2007; MAGS NRW 2007; Fi-
scher et al. 2008). In der Abbildung zeigt sich zudem, 
dass ein Indikator wie die Ausbildungsbetriebsquote 
nur vor dem Hintergrund der jeweiligen Bestandsent-
wicklungen sinnvoll interpretiert werden kann.

Die Konsolidierung in der Ausbildungsbetriebs-
quote wird ausschließlich von Betrieben in den 
alten Ländern getragen Y Tabellen A5.9.1-4 bis 
A5.9.1-6. Durch Zuwächse um 3,1 % bzw. 13.000 
erhöhte sich beispielsweise zwischen 2006 und 
2007 der prozentuale Anteil ausbildender Betriebe 
auf 25,5 %, seit 2003, dem Tiefpunkt in der aktu-
ellen Entwicklung, um 19.000, obwohl sich der 
Gesamtbestand an Betrieben mit 1,3 % um 20.000 
verringert hatte. In den neuen Ländern beteiligten 
sich seit 1999 21.000 bzw. 21 % weniger Betriebe an 
der Ausbildung Jugendlicher Y Tabellen A5.9.1-7 
bis A5.9.1-9. Auch wenn sich dieser Negativtrend 
in den letzten Jahren abgeschwächt hat, so fiel der 
Rückgang unter den Ausbildungsbetrieben deutlich 
negativer aus als in den Betriebsbeständen insge-
samt (-13 %). Im Ergebnis liegt die Ausbildungsbe-

triebsquote in den neuen Ländern trotz staatlicher 
Unterstützungsprogramme bei 18,8 % und damit 
knapp 9 % niedriger als im Jahr 1999. 

Infolge der insgesamt stärkeren Beteiligung von 
Betrieben an der Berufsausbildung war im Jahr 
2007 der Bestand an Auszubildenden gegenüber 
dem Vorjahr um über 53.000 bzw. 3,1 % gestiegen 
Y Tabellen A5.9.1-10 bis A5.9.1-12. Damit konnte 
im Vergleich zu 1999 eine Zunahme um 1,2 % auf 
knapp 1,8 Mio. Auszubildende erreicht werden.180 
Da zwischen 1999 und 2007 die Zahl sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigter um über 530.000 
Personen bzw. 1,9 % abgenommen hatte und auch 
durch den positiven Trend in den letzten Jahren 
noch nicht vollständig kompensiert werden konnte, 
verbesserte sich die Ausbildungsquote um 3,2 % auf 
durchschnittlich 6,5 % Y Schaubild 5.9.1-2. 

180 Unter den Meldungen zu sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in Ausbildung 
finden sich auch Arbeitgebermeldungen zu dualen Ausbildungsgängen im Ge-
sundheitswesen (z. B. Krankenschwestern etc.), die nicht unter die Bestimmungen 
des Berufsbildungsgesetzes fallen und zu einer leichten Verzerrung der Bestands-
zahlen führen. Hinzuweisen ist zudem auf die in der Beschäftigtenstatistik nicht 
getrennt ausgewiesenen Bestände an Auszubildenden, die einen Vertrag mit einer 
außerbetrieblichen Einrichtung abgeschlossenen haben.

Schaubild A5.9.1-2:   Entwicklung von Ausbildung und Beschäftigung in Deutschland zwischen 1999 und 2007 
(Basisjahr 1999 = 100)
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Auch im Vergleich zwischen Ausbildungs- und 
Beschäftigungsentwicklung zeigt sich ein eher 
investitionsorientierter Ansatz der betrieblichen 
Ausbildungsbeteiligung, bei dem sich die Auszu-
bildendenbestände trotz rückläufiger Beschäftig-
tenzahlen eine Zeit lang konsolidieren, um danach 
auf höherem Niveau im Vorgriff und parallel zum 
Beschäftigungszuwachs anzusteigen. In Schaubild 

gungsrückgänge nur mit einer zeitlichen Verzöge-
rung auf die betriebliche Ausbildung durchschlagen.

Besonders hervorzuheben sind die Entwicklungen 
in Beschäftigung und Ausbildung in den alten Län-
dern Y Tabellen A5.9.1-13 bis A5.9.1-15. Hier 
war seit 1999 bei den Auszubildenden eine Steige-
rung um 5,9 % bzw. 80.000 Jugendliche in Ausbil-
dung zu verzeichnen, wobei der stärkste Zuwachs 
mit 55.000 zusätzlichen Ausbildungsangeboten 
zwischen 2006 und 2007 realisiert wurde. Obwohl 
auch in der Beschäftigung seit 2005 eine Steige-
rung um 820.000 Beschäftigte und im Vergleich zu 
1999 um 123.000 erreicht werden konnte, lagen 
die jeweiligen Zuwachsraten in der Ausbildung 
deutlich über denen in der Beschäftigung. Anders 
verhielt es sich im Untersuchungszeitraum auf 
dem ostdeutschen Ausbildungs- und Arbeitsmarkt 
YTabellen A5.9.1-16 bis A5.9.1-18. Die seit 1999 
entstandenen Verluste an Arbeitsplätzen konnten 
bis zum Berichtsjahr nicht kompensiert werden, 
mit deutlich negativen Folgen für das Ausbildungs-
angebot an Jugendliche. Der seit 1999 bestehende 
kontinuierliche Rückgang um insgesamt 11,3 % 
bzw. 655.000 Beschäftigungsverhältnisse, der erst 
im Jahr 2005 aufgehalten werden konnte, hatte 
zur Folge, dass im Berichtsjahr 58.000 Ausbil-
dungsverhältnisse weniger gezählt werden konn-
ten, insgesamt ein Rückgang von 14 %. Aus diesem 
Grund fiel die Ausbildungsquote trotz staatlicher 
Unterstützungsleistungen von 7,1 % im Jahr 1999 
auf 6,5 % im Jahr 2007. Werden die von der Bun-
desagentur für Arbeit für das Jahr 2007 gemel-
deten Bestandszahlen an Ausbildungsplätzen in 
überbetrieblichen Einrichtungen von den Auszu-
bildendenzahlen in den neuen Ländern als Nähe-
rungswert abgezogen, so fällt die Ausbildungsquo-
te auf unter 6 %.

Entwicklungen der betrieblichen  
Ausbildungsbeteiligung im Einzelnen

Zunehmendes Ausbildungsengagement  
bei mittelständischen Betrieben

Die betriebliche Ausbildung in Deutschland ist in 
einer grundlegender Weise an die Dynamik des 
Wirtschafts- und Beschäftigungssystems gebunden 
Y Schaubild A5.9.1-3. Welche Bedeutung diese Ein-
flüsse auf das betriebliche Ausbildungsstellenangebot 
hatten, lässt sich am besten daran ablesen, dass 
im Jahr 1980 auf Kleinstbetriebe mit bis zu 9  Be-
schäftigten 30 % des betrieblichen Bildungsangebots 
entfielen (Bardeleben 1997). Im Berichtsjahr wird 
das duale Ausbildungssystem nicht mehr in erster 
Linie von Kleinbetrieben geprägt, die bei ihren Aus-
bildungsplatzangeboten nur noch auf einen Anteil 
von 21 % kommen, sondern überwiegend von großen 
und kleinen mittelständischen Unternehmen getra-
gen. Insgesamt haben sich in diesem Zeitraum die 
jeweiligen Anteile in Ausbildung und Beschäftigung 
deutlich angeglichen. 

Diese langfristigen Anpassungsprozesse spiegeln  
sich im Untersuchungszeitraum auch in den Aus-
bildungsstrukturen wider Y Tabellen A5.9.1-1 bis 
A5.9.1-3. Zwischen 1999 und 2007 konnten vor 
allem kleine und größere mittelständische Betriebe 
und Unternehmen (KMU)181 mit bis zu 249 Beschäf-
tigten Zuwächse in der Ausbildungsbetriebsquote um 
bis zu 2,6 Prozentpunkte verzeichnen. Im mittelfris-
tigen Trend ist dies – mit Ausnahme der großen mit-
telständischen Betriebe – keine direkte Folge eines 
verstärkten Ausbildungsengagements der Betriebe, 
sondern Konsequenz aus dem generellen Rückgang 
in den Betriebsbeständen seit 1999. Besonders deut-
lich ist dies an der Entwicklung bei Kleinstbetrieben 
mit 5 bis 9 Beschäftigten, bei den kleinen mittel-
ständischen Unternehmen mit 10 bis 19 Beschäfti-
gungsverhältnissen und bei den Großunternehmen 
mit 1.000 und mehr Arbeitskräften abzulesen. Hier 
erreichten die prozentualen Rückgänge der Betriebs-

181 Um Entwicklungen nach Betriebsstrukturen – hier insbesondere nach KMU  – 
besser nachvollziehen zu können, wurden im Vergleich zu den bisherigen 
Auswertungen in den Berufsbildungsberichten weitere Ausdifferenzierungen 
der Betriebsgrößenklassen entsprechend den Empfehlungen der Europäischen 
Kommission vom 6. Mai 2003 vorgenommen (vgl. Kless/Veldhues 2008). 

A5.9.1-2 wird außerdem ersichtlich, dass Beschäfti-
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bestände insgesamt im Berichtsjahr überdurch-
schnittliche Werte von bis zu -7,5 % gegenüber 1999. 
Dies entspricht Verlusten in Höhe von insgesamt 
124.000 Betrieben bis zum Jahr 2005. Trotz eines 
zwischenzeitlichen Zuwachses um 38.000 stellten 
im Berichtsjahr 86.000 bzw. 4,1 % weniger Betriebe 
Ausbildungsplätze zur Verfügung.

Entgegen diesem Trend konnten nur größere mittel-
ständische Unternehmen mit Beschäftigtenzahlen 
zwischen 50 und 249 ihren Betriebsbestand und ihre 
Ausbildungsbeteiligung parallel ausbauen. Trotz die-
ser insgesamt schwierigen Ausgangslage zeigen die 
Auswertungen auch positive Trends, da Rückgänge 
in den Beständen an Ausbildungsbetrieben entweder 
zum Teil deutlich unter den allgemeinen Betriebsrück-
gängen liegen oder sogar Zuwächse zu verzeichnen 
sind. Besonders auffällig ist die Zunahme bei Kleinst-
betrieben mit nur einem Beschäftigten, in diesem 
Fall ein Auszubildender, um 23 % bzw. bei 2 Beschäf-
tigten um über 7 %. Dass diese hohen Zuwachsraten 

seit 2003 zustande kamen, lässt die Vermutung zu, 
dass sich hier auch Effekte durch die Aussetzung der 
Ausbilder-Eignungsverordnung zeigen. 

Bezogen auf die alten Länder fielen zwischen 1999 
und 2007 Rückgänge in den Betriebs- und Ausbil-
dungsbetriebsbeständen deutlich geringer und Zu-
wächse in der Ausbildungsbeteiligung deutlich höher 
aus als in der Durchschnittsentwicklung Y Tabellen 
A5.9.1-4 bis A5.9.1-6. Eine Ausnahme bildeten 
Großunternehmen mit 500 und mehr Beschäftigten, 
die in überdurchschnittlicher Weise Ausbildungska-
pazitäten abgebaut hatten. Ein anderes Bild ergibt 
sich im Untersuchungszeitraum für die neuen Län-
der Y Tabellen A5.9.1-7 bis A5.9.1-9. Hier werden 
die starken Rückgänge in den Betriebsbeständen 
bei den Kleinst- und Kleinbetrieben von bis zu 19 % 
durch Rückgänge in den Ausbildungsbetriebsbestän-
den zum Teil deutlich übertroffen. Spitzenwerte von 
bis zu 28 % weniger Ausbildungsbetrieben führten 
insgesamt zu deutlichen Einbrüchen bei der Ausbil-

Schaubild A5.9.1-3:   Entwicklung des realisierten Angebots an Ausbildungsstellen (Az) – gemessen an den 
Auszubildenden beständen – und der Beschäftigtenbestände (Bes) (ohne Auszubildende) 
zwischen 1980 und 2007* (in %)

*  In der Abbildung wurden Auszubildende nach dem Berufsstatusschlüssel der Bundesagentur für Arbeit und nicht nach dem Personengruppenschlüssel definiert, der erst 1999 
eingeführt wurde. Ab 1995 beziehen sich die Auswertungen auf die alten und neuen Länder, bis 2000 ist der 30.06 Stichtag.

Quelle: Beschäftigtenstatistik der Bundesagentur für Arbeit, Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung
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dungsbetriebsquote in diesen Betriebsgrößenklassen. 
Demgegenüber bestanden bei den mittleren und den 
Großunternehmen trotz reduzierter Bestandszahlen 
Sonderentwicklungen in der Ausbildung, wobei sich 
der Anteil an Ausbildungsbetrieben in diesen Be-
triebsgrößenklassen um bis zu 4,3 % erhöhte. 

Ein Blick auf die Entwicklungen in den Beschäftig-
ten- und Auszubildendenzahlen nach Betriebsgrö-
ßenklassen zeigt deutlich Y Tabellen A5.9.1-10 bis 
A5.9.1-12, dass prinzipiell nur dort Zuwächse in der 
Zahl der Auszubildenden erreicht werden konnten, 
wo auch signifikante Beschäftigungsgewinne zu ver-
zeichnen waren. Hierzu zählten vor allem große mit-
telständische Betriebe, die im Gegensatz zu anderen 
Betriebsgrößenklassen mit 4,2 % deutliche Beschäf-
tigungszuwächse verbuchten und somit im Vergleich 
zu 1999 27.500 bzw. 11,5 % mehr Ausbildungsplätze 
anbieten konnten. Abgesehen von Betrieben mit 
1.000 und mehr Beschäftigten gilt dieser Zusam-
menhang auch für Großunternehmen. Ansonsten 
führte der Abbau von Arbeitsplätzen, wenn auch in 
den meisten Fällen in unterdurchschnittlicher Weise, 
zu einem Rückgang im Ausbildungsstellenangebot 
der Betriebe. Ausnahme von der Regel bildeten hier 
Kleinstbetriebe mit einem bis zwei Beschäftigten, 
die trotz Beschäftigungsabbau ihre Ausbildungs-
leistungen zum Teil deutlich steigern konnten. Dass 
nach einer Phase konjunktureller Probleme Betriebe 
wieder verstärkt in die Ausbildung eigener Fach-
kräfte investierten, zeigt sich daran, dass seit 2005, 
und hier insbesondere im Vorjahresvergleich, die 
Zuwachsraten im betrieblichen Ausbildungsplatz-
angebot über denen in der Beschäftigung lagen.

Obwohl die Beschäftigtenbestände westdeutscher 
Betriebe und Unternehmen in manchen Größen-
klassen noch nicht das Niveau von 1999 erreicht 
haben, zeigen die grundsätzlich überproportionalen 
Zuwachsraten in der Ausbildung einen deutlichen 
Trend hin zur Fachkräfterekrutierung über die 
eigene Ausbildung im Betrieb Y Tabellen A5.9.1-13 
bis A5.9.1-15. Beispielsweise boten mittelständische 
Unternehmen mit Beschäftigtenzahlen zwischen 100 
und 249 im Berichtsjahr 17 % mehr Ausbildungsplät-
ze an als 1999, während die Beschäftigtenbestände 
in dieser Zeitspanne nur um 7,4 % stiegen. Selbst bei 
den Großunternehmen in den alten Ländern ergaben 

sich trotz unterschiedlicher Beschäftigungsentwick-
lungen in den einzelnen Untergruppen Zuwächse 
im Angebot für Ausbildungsstellenbewerber, wobei 
80 % der Zuwächse auf das Konto der KMU-Betriebe 
zurückgingen. Wie stark in den neuen Ländern die 
schwierigen Arbeitsmarkt- und Wirtschaftsverhält-
nisse und der fehlende Fachkräftebedarf auf die be-
triebliche Ausbildung durchgeschlagen hatten, lässt 
sich daran ablesen, dass bis zum Jahr 2005 in  
allen Betriebsgrößenklassen Beschäftigung in pa-
ralleler Weise und Ausbildung in überproportionaler 
Weise abgebaut wurden Y Tabellen A5.9.1-16 bis 
A5.9.1-18. Eine Trendwende in der Beschäftigung 
führte seitdem aber nicht zu einem erneuten Aufbau 
von Ausbildungskapazitäten, sondern setzte sich bis 
zum Berichtsjahr fast ungebrochen fort. 

Zunehmende Tertiarisierung des dualen 
Systems

Die Auswertungen belegen, dass sich auch im Unter-
suchungszeitraum der Wandel zur Dienstleistungs-
ökonomie in Deutschland fortgesetzt hat.  Dadurch 
standen im Zeitraum zwischen 1999 und 2007 im 
verarbeitenden Gewerbe mit 17,2 % insgesamt über 
30.000 Betriebe weniger für die Ausbildung Jugend-
licher zur Verfügung, obwohl die Betriebsbestände 
insgesamt weniger stark zurückgegangen waren  
Y Tabellen A5.9.1-19 bis A5.9.1-21 im Internet. 
Dass vom Rückgang insbesondere beteiligungsinten-
sive Branchen betroffen waren, zeigt sich besonders 
im Bauhaupt- und -nebengewerbe. Hier konnten im 
Jahr 2007 über 25 % weniger Betriebe Ausbildungs-
plätze anbieten. Auch die Ernährungs-, Textil- und 
Bekleidungsindustrie wiesen hohe Rückgänge in der 
Ausbildungsbeteiligung auf. Betriebe aus anderen 
Einzelbranchen des verarbeitenden Gewerbes konn-
ten mit steigenden Ausbildungsbetriebsquoten zwar 
einen gewissen Ausgleich für diese Verluste schaffen, 
den Gesamtrückgang im sekundären Sektor aber in 
keiner Weise kompensieren.

Dies wurde durch den verstärkten Einstieg von 
Dienstleistungsbetrieben in die Ausbildung von 
Jugendlichen ebenso wenig erreicht. Zwar stellten 
im Berichtsjahr 20.000 Betriebe des Dienstleistungs-
sektors – und dies trotz rückläufiger Gesamtbestän-
de – zusätzlich Ausbildungsstellen zur Verfügung, 
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diese Angebotssteigerung um 6,5 % lag aber unter 
dem erforderlichen Kompensationsniveau. Vor 
allem in den klassischen Ausbildungsbereichen wie 
Groß- und Einzelhandel, Gast- und Gaststätten- oder 
Kfz-Gewerbe zeigten sich im Untersuchungszeitraum 
zum Teil hohe Zuwachsraten in der Ausbildungsbe-
teiligung von Dienstleistungsbetrieben, die bis zum 
Berichtsjahr zu weit überdurchschnittlichen Aus-
bildungsbetriebsquoten führten. Ähnliches galt für 
Betriebe aus unternehmensnahen Dienstleistungs-
branchen. Besonders erwähnenswert sind hierbei 
Grundstücks- und Wohnungswirtschaft, Betriebe 
mit Schwerpunkt Soft- bzw. Hardwareentwicklung 
und -beratung sowie die Werbewirtschaft. Auch das 
Versicherungsgewerbe hat wieder zugelegt, ganz im 
Gegensatz zum Kreditgewerbe. Eine ähnlich negative 
Entwicklung wiesen Einzelbereiche der öffentlichen 
Verwaltung sowie Dienstleistungen aus den Berei-
chen Rechts- und Steuerberatung bzw. Architektur- 
und Ingenieurleistungen auf. Hier sanken die Ausbil-
dungsbeteiligungsquoten um bis zu 32 %, vermutlich 
bedingt durch die schlechte Baukonjunktur in den 
vergangenen Jahren. 

Wirtschaftliche Gliederung

Mit der Umsetzung aktualisierter Klassifikationen nach 
wirtschaftsfachlicher Gliederung wurde ab dem Stichtag 
31.03.1998 bis 31.03.2003 die „Klassifikation der Wirt-
schaftszweige für die Statistik der BA – Ausgabe 1993“ 
(WZ93) verwendet. Ab dem Stichtag 30.06.2003 wurde 
die „Klassifikation der Wirtschaftszweige – Ausgabe 2003“ 
(WZ 2003) umgesetzt. Grundlage der Klassifikation ist  
die statistische Systematik der Wirtschaftszweige in  
der Euro päischen Gemeinschaft (NACE Rev. 1.1) vom 
Dezember 2001 (BA 2008). Damit weisen Ergebnisse auf 
Fünf stellerebebene Zeitreihenbrüche auf, die in der Aggre-
gation aber keine Rolle spielen.

Im Sektorenvergleich verringerte sich die Ausbil-
dungsbetriebsquote im verarbeitenden Gewerbe 
zwar von 35,9 % im Jahr 1999 auf 34,6 % im Be-
richtsjahr, lag aber trotz Rückgängen weiterhin 
höher als im Dienstleistungssektor, der nach einer 
Erhöhung um 1,5 Prozentpunkte auf eine leicht 
unterdurchschnittliche Quote von 21,3 % kam, mit 

67 % aber mittlerweile die Mehrheit der Ausbil-
dungsbetriebe in Deutschland stellt. Diese bundes-
weiten Trends spiegelten sich auch in der regionalen 
Entwicklung im Westen Deutschlands wider, wobei 
negative Trends weniger stark und positive Tenden-
zen deutlich stärker ausfielen Y Tabellen A5.9.1-22 
bis A5.9.1-24 im Internet. Für die neuen Länder 
bleibt dagegen festzuhalten, dass sich seit 1999 
knapp 40 % der Betriebe aus dem sekundären Sektor 
nicht mehr an der Ausbildung Jugendlicher beteilig-
ten Y Tabellen A5.9.1-25 bis A5.9.1-27 im Inter-
net. Im Bauhaupt- und -nebengewerbe erreichten 
die Rückgänge Werte von bis zu 60 %. Auch in der 
Dienstleistungswirtschaft und im öffentlichen Sektor 
gab es sowohl im Vorjahresvergleich als auch im 
Vergleich zu 1999 zum Teil deutliche Verluste.

Im Vergleich zu 1999 reduzierte der Rückgang in 
den Betriebszahlen des sekundären Wirtschaftssek-
tors die Zahl der Bildungsangebote und damit der 
Jugendlichen in Ausbildung um insgesamt 9,6 % bzw. 
59.000 Stellen Y Tabellen A5.9.1-28 bis A5.9.1-30. 
Dies verlief parallel zur Beschäftigungsentwicklung, 
bei der mit 13,1 % ein Verlust von 1,3 Mio. Arbeits-
plätzen verzeichnet werden musste, auch hier 
mit etwa 61 % im Bauhaupt- und -nebengewerbe. 
Obwohl bis auf wenige Ausnahmen Einzelbereiche 
des verarbeitenden Gewerbes Beschäftigungsverluste 
hinnehmen mussten, setzte sich dieser Trend in der 
Ausbildung nicht fort. Während der Dienstleistungs-
sektor zwischen 1999 und 2007 bei einem Zuwachs 
von 7 % bzw. 77.500 Stellen die Ausbildungsplatz-
verluste im sekundären Sektor voll ausgleichen 
konnte, reichte der Beschäftigungszuwachs in Höhe 
von 836.000 Arbeitsstellen bei Weitem nicht aus, 
um ein insgesamt ausreichendes Ausbildungsan-
gebot zu sichern. Erwähnenswert sind in diesem 
Zusammenhang vor allem die Trends im Groß- und 
Einzelhandel, im Gast- und Gaststättengewerbe, bei 
Softwareentwicklung und -beratung, in der Woh-
nungswirtschaft sowie im Bereich Werbung. Nach-
richten-, Kredit- und Versicherungswesen sowie 
der Bereich unternehmensnaher Dienstleistungen 
wiesen allerdings weiter Ausbildungsstellenverluste 
auf, meist als Folge rückläufiger Beschäftigtenzahlen. 

In den alten Ländern zeigten sich keine besonde-
ren Unterschiede zum Bundestrend Y Tabellen 
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A5.9.1-31 bis A5.9.1-33 im Internet. Hier führten 
die Beschäftigungszuwächse seit 1999 zu entspre-
chenden Angebotssteigerungen in der betrieblichen 
Ausbildung, teilweise im zweistelligen Bereich und 
deutlich über den Zuwächsen in der Beschäftigung 
liegend. Allerdings brachte die Sonderentwicklung 
im Bausektor auch im Westen Deutschlands starke 
Rückgänge im Ausbildungsstellenangebot für Ju-
gendliche. Parallel zu den Beschäftigungszuwächsen 
um über eine Million erreichte dagegen im Dienst-
leistungssektor das Ausbildungsstellenangebot eine 
Aufstockung um fast 100.000 Ausbildungsstellen.

Trotz deutlicher Beschäftigungsgewinne seit dem 
Jahr 2005 konnte in den neuen Ländern der Stand 
von 1999 weder in der Beschäftigung noch in der 
Ausbildung erreicht werden Y Tabellen A5.9.1-34 
bis A5.9.1-36 im Internet. Hinzu kommt, dass sich 
der Beschäftigtenrückgang seit 1999 auf das betrieb-
liche Ausbildungsstellenangebot in den neuen Län-
dern überproportional auswirkte. Während im se-
kundären Sektor 23 % und im tertiären Sektor 5,3 % 
Beschäftigte und damit insgesamt 650.000 Beschäf-
tigungsverhältnisse weniger gemeldet wurden, ging 
die Zahl der Auszubildenden um 32,1 % bzw. 6,3 % 
zurück. Als ausgesprochene Sonderentwicklungen in 
den neuen Ländern und Berlin sind die überpropor-
tionalen Angebotszuwächse im Holz-, Papier- und 
Druckgewerbe sowie in der Chemie- und Kunststoff-
industrie zu erwähnen, Entwicklungen, die sich von 
den Trends in den alten Ländern unterscheiden.

Insgesamt zeigt sich in der Entwicklung des verar-
beitenden Gewerbes die besondere Bedeutung von 
Einzelbereichen der Exportwirtschaft für die betrieb-
liche Ausbildungsbeteiligung. Hängt das verarbei-
tende Gewerbe wie im Falle des Baugewerbes aber 
vor allem von der Binnennachfrage ab, so ergaben 
sich im Untersuchungszeitraum starke Einbrüche im 
Ausbildungsstellenangebot. Im Dienstleistungssektor 
scheint die Abhängigkeit von der Binnennachfrage 
dagegen eher positiv zu wirken. Hier scheinen eher 
Dienstleistungsbereiche in Schwierigkeiten zu gera-
ten, die unternehmensnah an die Exportwirtschaft 
gekoppelt sind. 

Zunehmende Bedeutung von Dienst-
leistungs  berufen

Eng verbunden mit dem sektoralen ist der berufs-
strukturelle Wandel. Selbst in einem so kurzen Zeit-
raum von 8 Jahren erhöhte sich der Anteil dienst-
leistungsorientierter Tätigkeiten um knapp 6 %, 
während produktionsorientierte Beschäftigungsfel-
der über 13 % ihres Anteils einbüßten.182 In keinem 
Einzelbereich konnte unter den produktionsorien-
tierten Berufsfeldern der Beschäftigungsanteil von 
1999 wieder erreicht werden, auch wenn der Ne-
gativtrend seit 2005 beendet zu sein scheint.183 Mit 
einem Verlust von knapp 1,3 Mio. bzw. 15,9 % aller 
Arbeitsplätze mit entsprechenden Tätigkeitsanfor-
derungen erreichte der Rückgang in der Ausbildung 
mit 12,6 % bzw. 91.000 Ausbildungsplätzen ein ähn-
liches Ausmaß wie in der Beschäftigung Y Tabellen 
A5.9.1-37 bis A5.9.1-39 im Internet.

Besonders betroffen von diesen Rückgängen waren 
Ausbildungsberufe E, die den Bau-, Bauneben- und 
Holzberufsfeldern zugeordnet und auf die etwa zwei 
Drittel aller Rückgänge des produktionsorientierten 
Berufssektors zurückzuführen waren. In einer ähnli-
chen Größenordnung betroffen waren installations- 
und metallbautechnische sowie Elektroberufe. Dies 
gilt auf einem niedrigeren Niveau auch für Berufe 
aus dem Textil-, Leder- und Bekleidungsbereich. Seit 
etwa 2005 setzte in den meisten produktionsorien-
tierten Berufsfeldern eine allmähliche Stabilisierung 
der Bestandszahlen ein. Ebenso zeigten dienstleis-
tungsorientierte Berufsfelder sowohl in Ausbildung 
als auch in der Beschäftigung in den letzten Jahren 
einen leichten Aufwärtstrend und lagen 2007 mit 
etwa 2 % über den Zahlenwerten von 1999. Den-
noch konnten die Zuwächse in diesen Berufsfeldern 
keinen Ausgleich für die Verluste in produktionsori-
entierten Berufen schaffen.184 Angesichts rückläufi-
ger Beschäftigtenbestände waren zufriedenstellende 

182 Die Definitionen der Berufsfelder und -bereiche des Instituts für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung sind online verfügbar unter http://www.pallas.iab.de/bisds/
berufsgliederung.asp. Für den vorliegenden Zweck mussten allerdings Korrek-
turen durchgeführt werden. 

183 Weitere Ausführungen zur Tertiarisierung des dualen Ausbildungssystems seit 
1980 vgl. Troltsch 2007 und Uhly/Troltsch 2009.

184 Dabei ist zu beachten, dass der Anteil fehlender Berufsangaben zu den Beschäftig-
ten in Ausbildung in diesem Zeitraum stark zugenommen hat und eine Bewertung 
der berufssektoralen Entwicklungen erschwert.
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Zuwächse in der Ausbildung bei den Waren- und 
Dienstleistungskaufleuten sowie den Verkehrs- und 
Lagerberufen festzustellen. In den restlichen Berufs-
bereichen, wo es zum Teil zu deutlichen Steigerun-
gen in der Beschäftigung kam, fiel der Zuwachs in 
der Ausbildung noch deutlicher aus. Als positiv zu 
werten ist auch die Ausweitung des Ausbildungs-
platzangebots in ausbildungsintensiven Bereichen 
wie beispielsweise bei den Verwaltungs- und Büro-
berufen. Durch die zum Teil überproportionalen Ein-
brüche in der Beschäftigung kam es in den meisten 
produktionsorientierten Berufsfeldern zu steigenden 
Ausbildungsquoten, die bei den dienstleistungsorien-
tierten Berufsfeldern eher Folge steigender Beschäf-
tigtenbestände waren. Auffallend im Regionalver-
gleich ist der seit 1999 parallel verlaufende Rückgang 
der ostdeutschen Auszubildendenbestände sowohl 
in den produktions- als auch in den dienstleistungs-
orientierten Berufsfeldern Y Tabellen A5.9.1-43 
bis A5.9.1-45 im Internet. Dies war insofern sehr 
ungünstig, weil gerade die ausbildungsintensiven 
Bereiche besonders betroffen waren. Im Westen 
Deutschlands waren – abgesehen von den Gesund-
heitsdienstberufen – gerade in den ausbildungsstar-
ken Dienstleistungsberufsfeldern Steigerungen zu 
verzeichnen Y Tabellen A5.9.1-40 bis A5.9.1-42 
im Internet. Hierzu zählen auch die Verkehrs- und 
Lagerberufe. Trotz konstanter Beschäftigtenzahlen 
hat der insgesamt positive Trend im Dienstleistungs-
bereich bei den naturwissenschaftlich-technischen 
Berufen keine positive Auswirkung für das betrieb-
liche Ausbildungsangebot gehabt. 

Berufsbezeichnung und -klassifikation

Maßgebend für die Berufsbezeichnung und -klassifikation 
ist die zum Stichtag jeweils ausgeübte Tätigkeit und nicht 
der erlernte Beruf. Die ausgeübte Tätigkeit wird nach dem 
Schlüsselverzeichnis der Berufe der BA in der überarbeite-
ten Fassung aus dem Jahr 1988 (KldB) verschlüsselt, die 
derzeit überarbeitet wird. Als rein statistisches Merkmal im 
Rahmen des Meldeverfahrens zur Sozialversicherung ist die 
ausgeübte Tätigkeit als weniger hartes Merkmal einzuord-
nen. Dies liegt an der teilweise mangelhaften Pflege der 
Aktualität durch die Arbeitgeber (BA 2008).

Koinzidenzen zwischen Ausbildungs- und  
Beschäftigungssystem

Schon in der Einzelbetrachtung der wirtschafts- bzw. 
berufsstrukturellen Entwicklungen ergibt sich ein 
erster Eindruck über den Grad der Anpassung des 
dualen Systems an Struktur und Entwicklungen des 
Beschäftigungs- und Wirtschaftssystems. Dennoch 
wird in der wissenschaftlichen Literatur und Bil-
dungsberichterstattung weiterhin die These vertreten 
(Baethge 2007; Baethge et al. 2007; Prager/Wieland 
2007), dass das betriebliche Berufsbildungssystem in 
Deutschland zu eng an den industriellen Sektor ge-
bunden sei und den strukturellen Wandel zur Dienst-
leistungsökonomie aufgrund einer systemimmanenten 
Inflexibilität nur bedingt hatte nachvollziehen können: 
„In der Abnahme des dualen Ausbildungsplatzange-
bots wirkt sich die Rückläufigkeit des industriellen 
Sektors im Beschäftigungssystem aus, ohne dass die 
damit verbundene Reduzierung des Ausbildungsange-
bots durch die Zunahme der Dienstleistungsbeschäf-
tigung kompensiert würde“ (Konsortium Bildungs-
berichterstattung 2006, S. 80). Aufgrund gestiegener 
Tätigkeitsanforderungen an den Arbeitsplätzen 
komme es zu einer Verdrängung der betrieblichen 
Ausbildung mit ihrem erfahrungsbasierten Lernen 
und zu einer höheren Bedeutung theoretisch-systema-
tischen Wissens insbesondere bei Dienstleistungstätig-
keiten und -berufen, welche eher durch schulisch und 
weniger durch dual ausgebildete Fachkräfte ausge-
übt werden können: „Die Berufsausbildung, die als 
arbeitsintegrierte ihre Begründung im Wesentlichen 
aus der Bindung an das Erfahrungswissen bezogen 
hat, gerät gegenüber der höheren Allgemein- und 
wissenschaftlichen Bildung immer weiter ins Hinter-
treffen, verliert – wie uns die Rekrutierungspraxis der 
Unternehmen, die heute für Positionen, auf denen 
sie früher dual ausgebildete Fachkräfte einsetzten, 
zunehmend Hoch- und Fachhochschulabsolventen 
einstellen, zeigt – an Attraktivität und entspricht auch 
nur noch einem geringer werdenden Bedarf der Wirt-
schaft“ (Baethge et al. 2007, S. 75).

Zur Prüfung der sektoralen und berufsstrukturellen 
Flexibilität des dualen Ausbildungssystems eignet 
sich die Auswertung der Auszubildenden- und Be-
schäftigtenbestände nach wirtschafts- und berufs-
strukturellen Einzelbereichen in besonderem Maße. 
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Aber wie schon in der Einzelbetrachtung können 
auch hier für den Untersuchungszeitraum keine 
Hinweise für die Richtigkeit dieser Thesen gefunden 
werden, da die Mehrheit der Auszubildenden ent-
sprechend der Beschäftigung sowohl dem tertiären 
Wirtschafts- als auch dem tertiären Berufssektor 
zugeordnet werden kann Y Übersicht A5.9.1-1.185 

Im Jahr 2007 werden insgesamt 67,2 % der Auszu-
bildenden im privatwirtschaftlichen und öffentlichen 
Dienstleistungssektor ausgebildet.186 Dies entspricht 
genau dem Anteil unter den Beschäftigten. Auch  
bei den Dienstleistungsberufen, wozu auch die tech-
nischen Berufe zählen, beträgt der Anteil der Auszu-

185 Zum Stichtag 31.12. liegen auf Basis der Meldungen der Rentenversicherungs-
träger für etwa 10 % der neu eingestellten Jugendlichen noch keine endgültigen 
Angaben zum Ausbildungsberuf vor. Diese Gruppe wird entsprechend umgelegt. 

186 Eine noch höhere Koinzidenz zwischen Auszubildenden- und Beschäftigtenstruk-
turen ergibt sich, wenn ausschließlich beruflich qualifizierte Beschäftigte als 
Vergleichmaßstab herangezogen werden.

bildenden mittlerweile 59,7 %. Hier lassen sich aller-
dings erste Unterschiede zum Beschäftigungssys tem 
feststellen, da der entsprechende Anteil unter den
Beschäftigten im Jahr 2007 mit 72,2 % deutlich  
höher liegt als unter den Auszubildenden.187 

Eine mögliche Erklärung für diese Unterschiede 
könnte sein, dass im privatwirtschaftlichen Dienst-
leistungssektor Ausbildung und Beschäftigung zwar 
auf ähnliche Anteile kommen, im sekundären Wirt-
schaftssektor und bei den Gebietskörperschaften aber 
deutlich weniger Jugendliche in Dienstleistungsberu-
fen ausgebildet werden, wie dies bei einem Vergleich 
zu den jeweiligen Beschäftigtenbeständen zu erwar-
ten wäre. Das heißt, dass Betriebe aus dem verarbei-
tenden Gewerbe zwar ausgebildete Beschäftigte aus 

187 Bei einer genaueren Betrachtung, die auf Grundlage der Beschäftigtenstatistik 
aber nicht geleistet werden kann, wäre die Einbeziehung der sogenannten Hybrid-
berufe erforderlich. 

Übersicht A5.9.1-1:   Auszubildende1 und Beschäftigte nach Wirtschafts- und Berufssektoren im Bundesgebiet 
2007 (in %)

2007 Pflanzenbauer etc., 
Bergleute etc.

Fertigungsberufe 
(ohne technische 

Berufe)
Technische Berufe Dienstleistungs-

berufe Insgesamt

Auszubildende Primärer Wirtschaftssektor 1,6 0,3 0,0 0,2 2,0

Sekundärer Wirtschaftssektor 0,0 15,0 1,1 5,7 21,8

Bauwirtschaft 0,0 8,1 0,2 0,7 9,0

Tertiärer Wirtschaftssektor 0,9 13,8 1,0 47,5 63,2

Gebietskörperschaften/
Sozialversicherung 0,2 0,4 0,2 3,2 4,0

Insgesamt 2,7 37,7 2,4 57,3 100,0

Beschäftigte Primärer Wirtschaftssektor 0,8 0,2 0,1 0,3 1,4

ohne Auszubildende Sekundärer Wirtschaftssektor 0,0 14,5 3,8 7,8 26,1

Bauwirtschaft 0,0 4,0 0,4 1,0 5,3

Tertiärer Wirtschaftssektor 0,4 7,4 2,7 50,5 60,9

Gebietskörperschaften/
Sozialversicherung 0,2 0,5 0,4 5,2 6,2

Insgesamt 1,4 26,5 7,3 64,9 100,0

Abweichung Ausbildung gegenüber Beschäftigung 2007   

Primärer Wirtschaftssektor 100,0 50,0 -100,0 -33,3 50,0

Sekundärer Wirtschaftssektor 0,0 4,2 -73,7 -26,9 -16,5

Bauwirtschaft 0,0 102,5 -33,3 -30,0 69,8

Tertiärer Wirtschaftssektor 125,0 86,5 -63,0 -5,9 3,6

Gebietskörperschaften/
Sozialversicherung 0,0 -20,0 -50,0 -38,5 -36,5

Insgesamt 92,9 41,9 -67,1 -11,6 0,0

1Auszubildende nach Personengruppenschlüssel (102 und 141)

Quelle: Beschäftigtenstatistik der Bundesagentur für Arbeit; Stichtag jeweils 31. Dezember; Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung
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Dienstleistungsberufen benötigen, diese aber nur zum 
Teil selbst ausbilden. Anders verhalten sich Betriebe 
aus dem privatwirtschaftlichen Dienstleistungssektor, 
die in überdurchschnittlicher Weise ihren Bedarf an 
Fachkräften aus Fertigungsberufen über eine eigene 
Ausbildung rekrutieren. Eine zusätzliche Erklärung 
zu Unterschieden in den Beschäftigten- und Auszu-
bildendenanteilen in Dienstleistungsberufen findet 
sich in den unterschiedlichen Prozentanteilen bei 
den technischen Berufen, bedingt durch die hohen 
Anteile an Ingenieuren. Hier zeigt sich, gemessen an 
der Beschäftigung, dass vor allem im verarbeitenden 
Gewerbe, aber auch im Dienstleistungssektor weniger 
Jugendliche ausgebildet werden. 

Was die Entwicklung dieser Strukturanteile an-
belangt, so lässt sich feststellen, dass es im Un-
tersuchungszeitraum infolge der Beschäftigungs-
entwicklung zu einer weiteren Tertiarisierung im 
Beschäftigungssystem gekommen ist Y Übersicht 
A5.9.1-2. 

Beschäftigte in Dienstleistungsberufen und Beschäf-
tigte im privatwirtschaftlichen Dienstleistungsge-

werbe konnten als einzige Beschäftigtengruppe ihre 
jeweiligen Anteile steigern. Steigerungen erbrachte 
dieser Sektor mit 8,3 % auch bei den Fertigungsbe-
rufen. Infolge dieser Entwicklung konnten Auszubil-
dende mit dienstleistungsorientierten Ausbildungsbe-
rufen im privatwirtschaftlichen Dienstleistungssektor 
um 3,3 % und – trotz Rückgängen in der Beschäfti-
gung – auch im öffentlichen Dienstleistungssektor 
um 9 % zulegen. Rückgänge verzeichneten Auszu-
bildende in Fertigungsberufen, die in Branchen des 
Dienstleistungssektors ausgebildet wurden. Hier 
fand im Untersuchungszeitraum offensichtlich eine 
Konzentration auf Kernberufe statt (vgl. dazu BMBF 
2009). Beschäftigungseinbrüche in der Bauwirtschaft 
betrafen sowohl Fertigungs- als auch Dienstleis-
tungsberufe. Erwähnenswert ist allerdings, dass 
gerade technische Ausbildungsberufe davon nicht 
betroffen waren und ihre Anteile überdurchschnitt-
lich steigern konnten.188

(Klaus Troltsch)

188 Weitere Sonderauswertungen zur Beschäftigten- und Betriebsstatistik, die im Rah-
men des Datenreports erstellt wurden, werden im Internet zur Verfügung gestellt 
(www.bibb.de/datenreport).

Übersicht A5.9.1-2:   Entwicklung von Auszubildenden-1 und Beschäftigtenanteilen nach Wirtschafts- und Berufs-
sektoren im Bundesgebiet zwischen 1999 und 2007 (in %)

Pflanzenbauer etc., 
Bergleute etc.

Fertigungsberufe 
(ohne technische 

Berufe)
Technische Berufe Dienstleistungs-

berufe Insgesamt

Entwicklung der Auszubildendenanteile zwischen 1999 und 2007

Primärer Wirtschaftssektor 0,5 -6,4 -26,2 -11,3 -0,2

Sekundärer Wirtschaftssektor 100,0 -5,5 12,4 -1,6 3,4

Bauwirtschaft 81,8 -34,7 10,8 -23,7 -32,5

Tertiärer Wirtschaftssektor 9,8 -3,1 -19,8 3,3 6,8

Gebietskörperschaften/
Sozialversicherung 0,3 1,4 -23,6 9,0 10,0

Insgesamt 4,7 -12,8 -6,6 2,7 1,2

Entwicklung der Beschäftigungsanteile zwischen 1999 und 2007 

Primärer Wirtschaftssektor -19,6 -29,6 -28,7 -21,0 -22,0

Sekundärer Wirtschaftssektor -7,4 -10,9 1,5 -4,8 -7,2

Bauwirtschaft -36,9 -36,5 -28,9 -26,8 -34,4

Tertiärer Wirtschaftssektor -19,4 8,3 -2,4 6,2 6,0

Gebietskörperschaften/
Sozialversicherung -26,1 -28,6 -11,4 -3,3 -7,1

Insgesamt -20,3 -12,4 -3,1 3,1 -2,1

1 Auszubildende nach Personengruppenschlüssel (102 und 141)

Quelle: Beschäftigtenstatistik der Bundesagentur für Arbeit; Stichtag jeweils 31. Dezember; Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung
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A5.9.2. Ausbildungsberechtigung, 
Ausbildungs aktivität und Übernahme-
verhalten von Betrieben

Das Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) und 
das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
(IAB), hier insbesondere der Forschungsbereich 
„Betriebe und Beschäftigung“, arbeiten bereits seit 
1995 zu Fragen der betrieblichen Bildung erfolgreich 
zusammen und veröffentlichen jedes Jahr empiri-
sche Ergebnisse (Eckhardt 1998; Alda/Leber 1999; 
Gewiese 2000, 2001; Hartung 2002, 2003, 2004, 
2005; Hartung/Schöngen 2007; Möller/Stegmaier 
2007) auf Basis des IAB-Betriebspanels.  Grund-
lage der nachfolgend berichteten Indikatoren zur 
Ausbildungsberechtigung, zur Ausbildungsaktivität 
und zum Übernahmeverhalten der Betriebe ist eine 
Expertise des IAB, in der diese und weitere Indikato-
ren detailliert beschrieben und berichtet werden.189 
Die Darstellung erfolgt für Gesamtdeutschland sowie 
nach West/Ost und nach Betriebsgröße differenziert. 
Für Ergebnisse nach einzelnen Branchen ist – auf-
grund des begrenzten Platzes – die Expertise des IAB 
einzusehen. 

IAB-Betriebspanel

Das IAB-Betriebspanel ist eine Erhebung, deren Grundge-
samtheit die Betriebsdatei der Bundesagentur für Arbeit 
darstellt. In ihr sind alle Betriebe in Deutschland erfasst, 
die mindestens einen sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigten haben. Hiervon ausgehend verwendet die Erhebung 
den Betrieb als Untersuchungseinheit, also die örtliche 
Einheit, in der die konkreten Tätigkeiten eines Unterneh-
mens durchgeführt werden. Das IAB-Betriebspanel wird als 
jährliche Panelerhebung (Stichtag: 30.06.) realisiert, und 
es gehen derzeit die Angaben von rund 16.000 Betrieben 
ein. Die Rücklaufquoten liegen je nach Welle zwischen 
63 % und 73 %. Inhaltlich ist das IAB-Betriebspanel  eine 
Mehr themenbefragung. Während die Angaben zur Aus-
bildung jährlich erhoben werden, stehen die Angaben zur 
betrieblichen Weiterbildung erst seit 2007 jährlich zur 
Verfügung, vorher wurden die Angaben alle zwei Jahre 
erhoben. Alle Angaben basieren auf der Hochrechnung 

189 Die Expertise ist unter www.bibb.de/datenreport erhältlich.

von Stich probendaten. Somit kann die wahre Zahl von der 
ausgewiesenen abweichen, kleine Veränderungen sollten 
daher mit Vorsicht interpretiert werden. Mit (*) gekenn-
zeichnete Angaben in den Übersichten weisen darauf hin, 
dass die Anzahl der hinter den Angaben stehenden befrag-
ten Betriebe für eine inhaltliche Interpretation, zu gering 
ist. Weitere Hinweise zur Datengrundlage finden sich bei 
Fischer et al. (2008).

Ausbildungsberechtigung

Der Indikator Ausbildungsberechtigung zeigt an, ob die 
gesetzlichen Voraussetzungen zum Ausbildungsbetrieb 
erfüllt sind. Die Betriebe werden direkt gefragt, ob sie die 
Voraussetzungen zur Berufsausbildung alleine, im Verbund 
oder nicht erfüllen.

Ausbildungsaktivität 

Der Indikator Ausbildungsaktivität bildet den Anteil der 
ausbildungsberechtigten Betriebe ab, die gemäß einer  
Kombination verschiedener Szenarien als ausbildungsaktiv 
bezeichnet werden können. Die tatsächliche Ermittlung  
erfolgt nach der Befragung der Betriebe anhand unter-
schiedlicher Kriterien, wie etwa des Bestandes an Auszu-
bildenden, der Zahl der Neuzugänge und Abgänge im  
laufenden Ausbildungsjahr u. v. m. Vergleiche die IAB- 
Expertise für eine Beschreibung.

Übernahmequote

Der Indikator Übernahmequote ist ein Quotient mit der 
Anzahl der in ein Beschäftigungsverhältnis übernommenen 
Auszubildenden als Zähler und der Anzahl der Ausbildungs-
absolventen des Betriebs als Nenner. Der Referenzzeitraum 
ist das Kalenderjahr. 

Ausbildungsberechtigung

Eine zentrale Frage hinsichtlich der betrieblichen 
Ausbildungsbeteiligung ist, welche Betriebe zur  Aus-
bildung berechtigt sind. Ein Betrieb kann die Aus-
bildungsberechtigung  nur erlangen, wenn die 
„Ausbildungsstätte nach Art und Einrichtung für die 
Berufsausbildung geeignet ist und die Zahl der Auszu-
bildenden in einem angemessenen Verhältnis zur Zahl 
der Aus bildungsplätze oder zur Zahl der beschäftigten 
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Fachkräfte steht“. Darüber hinaus ist die Eignung 
des Arbeitgebers bzw. Ausbilders erforderlich, und es 
gibt die Möglichkeit zur Ausbildung gemeinsam mit 
anderen Betrieben (Verbundausbildung).190

Y Übersicht A5.9.2-1 zeigt, dass im zeitlichen Ver-
lauf kaum Veränderungen festzustellen sind. Mehr 
als die Hälfte der Betriebe, zwischen 52 % und 57 %, 

190  Vgl. BBiG §§ 27 und 28.

hat diese Berechtigung. Lediglich die Unterscheidung 
nach alten und neuen Ländern ergibt eine nahezu 
durchgängige Differenz von ca. zehn Prozentpunk-
ten bei den Betrieben, die keine Berechtigung zur 
betrieblichen Ausbildung besitzen, was nicht zuletzt 
auf die deutlich stärker kleinbetrieblich geprägte 
Wirtschaftsstruktur in Ostdeutschland zurückzu-
führen ist. Insgesamt wird auch deutlich, dass die 
Verbundausbildung eine eher geringe Rolle spielt.

Übersicht A5.9.2-1:  Ausbildungsberechtigung (in %)

2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007

Alte Länder

keine Berechtigung 40 44 42 39 42 40 40 40

Berechtigung im Verbund 2 3 3 4 3 4 4 4

Berechtigung 59 54 55 58 56 57 57 57

Neue Länder

keine Berechtigung 49 51 49 47 51 49 50 51

Berechtigung im Verbund 4 6 5 5 5 5 4 4

Berechtigung 49 46 48 50 46 47 47 46

Bundesgebiet

keine Berechtigung 41 45 43 40 43 42 42 42

Berechtigung im Verbund 2 4 4 5 3 4 4 4

Berechtigung 57 52 54 56 54 55 55 55

Quelle: IAB-Betriebspanel 2000–2007

Übersicht A5.9.2-2:  Ausbildungsberechtigung nach Betriebsgröße (in %)

Bundesgebiet 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007

1–9 Beschäftigte keine Berechtigung 47 52 49 46 50 48 48 49

Berechtigung im Verbund 1 3 3 4 3 3 3 3

Berechtigung 52 46 48 51 47 49 50 48

10–49 Beschäftigte keine Berechtigung 30 30 29 27 27 28 29 28

Berechtigung im Verbund 4 5 5 6 5 6 5 5

Berechtigung 68 66 67 68 69 68 68 69

50–499 Beschäftigte keine Berechtigung 18 16 16 14 14 14 14 14

Berechtigung im Verbund 8 8 8 8 7 8 9 9

Berechtigung 77 79 78 81 81 81 80 80

500+ Beschäftigte keine Berechtigung 6 4 5 4 3 3 3* 3*

Berechtigung im Verbund 11 11 11 10 10 11 13 11

Berechtigung 88 91 88 90 91 92 91 93

* = weniger als 30 Fälle (beteiligt)

Quelle: IAB-Betriebspanel 2000–2007
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Bei einer Berücksichtigung der Betriebsgröße  
ergibt sich hingegen ein augenfälliger Zusammen-
hang Y Übersicht A5.9.2-2. Der Anteil der Betrie-
be, die eine Berechtigung zur Ausbildung haben, 
steigt mit zunehmender Betriebsgröße. Unter den 
Großbetrieben ab 500 Beschäftigten sind nur noch 
rund 3 % der Betriebe ohne Ausbildungsberechti-
gung. Neben der allgemeinen Berechtigung nimmt 
auch die Berechtigung im Verbund mit der Betriebs-
größe zu. Verfolgt man die zeitliche Entwicklung 
von 2000 bis 2007 unter Berücksichtigung der 
Betriebsgröße, lässt sich weiter festhalten, dass bei 
den Betrieben mit 500 und mehr Beschäftigten der 
Anteil der Betriebe mit Ausbildungsberechtigung 
fast durchgehend angestiegen ist. Der Anstieg in der 
Größenklasse 500 und mehr Beschäftigte ergibt sich 
v.  a. aus dem Zuwachs von 80 % auf 90 % in ostdeut-
schen Betrieben Y Tabelle A5.9.2-1.

Ausbildungsaktivität

Im Folgenden wird der Blick auf die Ausbildungs-
aktivität  der Betriebe gerichtet. Ob ein Betrieb 
von uns als ausbildungsaktiv eingeschätzt wird oder 
nicht, hängt dabei von einer Vielzahl von Merkma- 
len ab, die über den Bestand an Auszubildenden 
hinausgehen. Dabei ist weiter zu berücksichtigen,  
dass nicht je der Betrieb ausbildungsberechtigt ist.

Zwar haben wir eine sehr umfassende Definition der 
Ausbildungsaktivität gewählt, doch ist zu berücksich-
tigen, dass auch nach dieser Definition nicht alle be-
rechtigten Betriebe jedes Jahr als Ausbildungsbetrieb 
zu klassifizieren sind. Viele Betriebe bilden nicht 
jedes Jahr aus, sondern wählen größere Abstände. 
Fischer et al. (2007) haben diesen Zusammenhang 
untersucht, indem sie anhand der Daten des IAB-Be-

Übersicht A5.9.2-3:   Ausbildungsaktivität nach Betriebsgröße, alte und neue Länder (in %) 
(ausbildungsberechtigte Betriebe)

2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007

Alte Länder

1 bis 9 Beschäftigte 38 43 44 38 42 43 42 42

10 bis 49 Beschäftigte 68 73 70 66 71 70 69 70

50 bis 499 Beschäftigte 83 86 87 85 87 87 87 87

500+ Beschäftigte 92 94 96 96 94 95 93 95

Gesamt 49 54 54 49 53 54 53 54

Neue Länder

1 bis 9 Beschäftigte 36 42 38 35 41 37 35 39

10 bis 49 Beschäftigte 80 81 75 73 77 77 73 71

50 bis 499 Beschäftigte 88 92 89 90 91 89 89 87

500+ Beschäftigte 97* 95* 98* 98* 97* 97* 96* 96*

Gesamt 51 55 50 47 53 50 49 51

Bundesgebiet

1 bis 9 Beschäftigte 38 43 43 38 42 42 41 41

10 bis 49 Beschäftigte 70 74 70 67 72 71 70 70

50 bis 499 Beschäftigte 84 87 87 86 88 87 87 87

500+ Beschäftigte 93 94 96 96 95 95 94 95

Gesamt 50 55 53 49 53 53 52 53

* = weniger als 30 Fälle (beteiligt)

Quelle: IAB-Betriebspanel 2000–2007, Basis: ausbildungsberechtigte Betriebe (= 100%)
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triebspanels für die Jahre 2000 bis 2005 den Anteil 
dauerhaft nicht ausbildender Betriebe bestimmt 
haben. Demnach sind nur 27 % der ausbildungsbe-
rechtigten Betriebe dauerhaft nicht ausbildungsaktiv, 
insbesondere betrifft dies Kleinbetriebe.

Y Übersicht A5.9.2-3 gibt die Quote der ausbil-
dungsaktiven Betriebe wieder. Wir können erkennen, 
dass zuletzt etwas mehr als die Hälfte der ausbil-
dungsberechtigten Betriebe als ausbildungsaktiv 
bezeichnet werden kann. Der zeitliche Verlauf zeigt, 
dass die Quote den geringsten Wert im Jahr 2003 
erreicht, was sicher auch auf die konjunkturelle 
Entwicklung zurückzuführen ist – im Jahr 2003 gab 
es seit längerer Zeit wieder ein negatives BIP-Wachs-
tum in Deutschland. Seitdem hat die Ausbildungsak-
tivität um vier bis fünf Prozentpunkte zugenommen, 
insgesamt sind die Differenzen im zeitlichen Verlauf 
aber eher gering, wobei die Werte für die alten Län-

der während der letzten drei Beobachtungszeitpunk-
te geringfügig über denen der neuen Länder lagen.

Die Betrachtung nach Betriebsgröße ergibt, dass der 
Anteil der ausbildungsaktiven Betriebe bei kleineren 
Betrieben mit 41 % in der kleinsten Betriebsgrößen-
klasse deutlich am geringsten ausfällt. Dieser Wert 
steigert sich mit zunehmender Betriebsgröße und 
beträgt bei den Großbetrieben schließlich ca. 95 % 
im Jahr 2007. Im zeitlichen Verlauf erkennt man 
insgesamt kaum nennenswerte Veränderungen. Ein 
Vergleich zwischen den Landesteilen ergibt ebenfalls 
nur geringe Unterschiede. Zuletzt war die Quote 
etwa in der kleinsten westdeutschen Betriebsgrößen-
klasse etwas höher, und der deutliche Unterschied, 
der in den mittleren Größenklassen bestand, hat sich 
mittlerweile deutlich reduziert.

Übersicht A5.9.2-4:  Übernahmequote nach Betriebsgröße, alte und neue Länder (in %)

2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007

Alte Länder

1 bis 9 Beschäftigte 46 44 47 49 39 47 44 49

10 bis 49 Beschäftigte 60 51 51 54 52 50 56 56

50 bis 499 Beschäftigte 65 66 62 57 59 57 57 68

500+ Beschäftigte 72 77 72 69 66 68 73 74

Gesamt 60 59 57 57 54 55 57 62

Neue Länder

1 bis 9 Beschäftigte 49 41 40 30 37 32 44 44

10 bis 49 Beschäftigte 49 46 50 44 49 49 47 53

50 bis 499 Beschäftigte 41 44 42 39 41 34 42 44

500+ Beschäftigte 48 36 44 37 33 30 46 46

Gesamt 46 43 44 39 41 37 44 47

Bundesgebiet

1 bis 9 Beschäftigte 46 44 45 47 39 45 44 48

10 bis 49 Beschäftigte 57 50 51 52 51 50 54 56

50 bis 499 Beschäftigte 60 61 58 54 55 52 54 62

500+ Beschäftigte 69 70 68 64 61 62 68 69

Gesamt 58 56 55 53 52 52 55 59

Quelle: IAB-Betriebspanel 2000–2007
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Übernahme von erfolgreichen Absolventen

Um das Bild aus betrieblicher Sicht zu vervollstän-
digen, wird als dritter Indikator die Übernahme 
erfolgreicher Absolventen und Absolventinnen durch 
die Betriebe betrachtet. Die Übernahmequote  
des IAB-Betriebspanels gibt an, wie viele der Aus-
zubildenden nach dem Ende ihrer Ausbildung einen 
Arbeitsplatz in ihrem Ausbildungsbetrieb erhalten. 
Damit lässt sich allerdings nicht das gesamte Ge-
schehen an der zweiten Schwelle darstellen, weil 
Absolventen und Absolventinnen einer Ausbildung 
auch einen Arbeitsplatz in einem anderen Betrieb 
oder Unternehmen erhalten können. 

Die Übernahmequote liegt nach den Angaben des 
IAB-Betriebspanels im Jahr 2007 bei 59 % Y Über-
sicht A5.9.2-4. Damit bewegt sich die Quote wieder 
aus dem zwischenzeitlichen Tief der Jahre 2004 
und 2005 heraus. Vergleicht man die Angaben, die 
für die neuen Länder ermittelt wurden, mit denen 
der alten Länder, wird deutlich, dass die Übernah-
mequote in den neuen Ländern wesentlich geringer 
ausfällt, was nicht zuletzt auf den hohen Anteil an 
außerbetrieblicher Ausbildung zurückzuführen ist. 
Die Differenz zwischen alten und neuen Ländern 
ist in keinem Jahr kleiner als 13 Prozentpunkte, in 
2003 und 2005 lag der Unterschied jeweils sogar  
bei 18 Prozentpunkten.

Y Übersicht A5.9.2-4 gibt die Ergebnisse der Über-
nahmequote auch für die Betriebsgrößen wieder. 
Dabei lässt sich in jedem Jahr beobachten, dass 
die Übernahmequote positiv mit der Betriebsgröße 
korreliert. Der Vergleich zwischen alten und neuen 
Ländern offenbart jedoch einen erheblichen Unter-
schied zwischen den zwei Landesteilen. Dabei wird 
deutlich, dass die positive Korrelation von Übernah-
mequote und Betriebsgröße auf die alten Länder zu-
rückzuführen ist, in den neuen Ländern hingegen ist 
dieser Zusammenhang nicht zu finden. Hier sind es 
eher die mittleren Betriebsgrößenklassen, die durch 
höhere Übernahmeaktivitäten gekennzeichnet sind.

(Jens Stegmaier, Institut für Arbeitsmarkt- und  
Berufsforschung, Nürnberg) 

A5.9.3 Ausbildungspersonal

Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes 
(Statistisches Bundesamt 2007) waren in 2006 in 
den Ausbildungsbereichen Industrie und Handel, 
öffentlicher Dienst, Landwirtschaft, freie Berufe und 
Hauswirtschaft insgesamt 565.772 Personen als 
Ausbilder und Ausbilderinnen registriert. Dies be-
deutet gegenüber 2005 einen Rückgang um 807 bzw. 
0,1 %. Während die Zahl der Ausbilder in den neuen 
Ländern um 1,6 % auf 91.392 anstieg, ging sie im 
früheren Bundesgebiet mit minus 0,5 % auf 474.380 
zurück. 28,4 % der als Ausbilder gemeldeten Perso-
nen sind weiblich, wobei zwischen alten und neuen 
Ländern nach wie vor erhebliche Unterschiede 
bestehen. Während diese Quote im früheren Bundes-
gebiet 26 % beträgt, stellen die Frauen in den neuen 
Ländern 41,2 % des Ausbildungspersonals.

Bezogen auf einzelne Ausbildungsbereiche waren 
56,8 % der Ausbilder und Ausbilderinnen im Bereich 
Industrie und Handel und 25,2 % im Handwerk tätig. 
Auf die freien Berufe entfielen 11,5 %, den öffent-
lichen Dienst 3,3 % und auf die Landwirtschaft 2,8 %. 
Damit sind die Anteile dieser Ausbildungsbereiche 
im Jahr 2006 im Vergleich zum Vorjahr weitgehend 
konstant geblieben.

Im Handwerk gibt es keine gesonderte Erfassung 
von Ausbildern und Ausbilderinnen. Dies sind in der 
Regel die Meister und Meisterinnen, da die Meister-
prüfung auch die Anforderungen für die Ausbilder-
eignung umfasst. In jedem ausbildenden Handwerks-
betrieb kann daher von mindestens einer persönlich 
und fachlich geeigneten Person ausgegangen wer-
den. Nach der Statistik des Deutschen Handwerks-
kammertags (DHKT)191 gab es zum 31. Dezember 
2006 in den alten Ländern 159.033 (2005: 158.227) 
und in den neuen Ländern 31.120 (2005: 30.456), 
insgesamt damit 190.153 (2005: 188.683) Ausbil-
dungsbetriebe. Im Vergleich zum Vorjahr bedeutet 
dies einen Zuwachs um 806 Betriebe bzw. 0,5 % im 
früheren Bundesgebiet und um 664 Betriebe bzw. 
2,1 % in den neuen Ländern.

191 http://www.zdh.de/fileadmin/user_upload/themen/Bildung/Berufsbildungs   
statistik/Lehrlingsbestand/2006/A-betr056_-r__Grafik_.pdf.
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Unter Einbeziehung des Handwerks ergibt sich somit 
über alle Ausbildungsbereiche für 2006 die Anzahl 
von insgesamt 755.925 Ausbildern und Ausbilderin-
nen (alte Länder: 633.413; neue Länder: 122.512). 
Bundesweit war dies gegenüber 2005 ein Zuwachs 
um 663 Ausbilder bzw. 0,1 %. Im Einzelnen bedeutet 
dies im früheren Bundesgebiet einen Rückgang um 
0,2 % und in den neuen Ländern einen Anstieg um 
1,7 %. 

(Philipp Ulmer, Franziska Kupfer)

A5.10 Übergang von Ausbildung  
in Beschäftigung

Berufliche Ausbildung leistet einen wesentlichen 
Beitrag zur Integration ins Erwerbsleben und zur 
Sicherung der Zukunftschancen junger Menschen. 
Ein erfolgreicher Einstieg in die Arbeitswelt ist 
eine grundlegende Voraussetzung zur Realisierung 
individueller Berufs- und Arbeitschancen. Diese 
„zweite Schwelle“ markiert die Schnittstelle zwi-
schen Berufsausbildung und Arbeitsmarkt, an der 
entscheidende Weichen für den späteren Berufsver-
lauf gestellt werden. Die Phase des Übergangs vom 
Ausbildungs- in das Beschäftigungssystem verläuft 
jedoch nicht für alle Ausbildungsabsolventinnen 
und Ausbildungsabsolventen reibungslos. Vielmehr 
kann sie von Brüchen und Unwägbarkeiten be-
gleitet sein. Der folgende Abschnitt analysiert aus 
einer anderen Perspektive die berufliche Einmün-
dung junger Menschen mit dualer Ausbildung als 
das IAB-Betriebspanel Y vgl. Kapitel A5.9.2. Nicht 
die Sicht der Betriebe, sondern der Berufseinstieg 
der Ausbildungsabsolventinnen und Ausbildungs-
absolventen steht im Mittelpunkt. Die Daten der 
IAB-Beschäftigtenstichprobe 2004  umfassen 
Angaben zur Beschäftigung über Meldungen der 
Sozialversicherung sowie zur Arbeitslosigkeit über 
die amtliche Statistik der Bundesagentur für Arbeit. 
Hiermit kann die Berufseinstiegsphase von Ausbil-
dungsabsolventinnen und Ausbildungsabsolventen 
nachvollzogen werden.

IAB-Beschäftigtenstichprobe

Die Ergebnisse basieren auf der IAB-Beschäftigtenstichpro-
be 2004. Diese enthält Meldungen der Bundesagentur für 
Arbeit und der Sozialversicherung aus den Jahren 1975 bis 
2004 und beinhaltet u. a. Informationen über Qualifikation, 
Erwerbsstatus, Einkommen sowie Sektoren- und Regionen-
zugehörigkeit. Dieser Datensatz wurde 2008 veröffentlicht, 
da Aufbereitung, Stichprobenziehung und vor allem Anony-
misierung sehr aufwendig sind.

Im Datensatz können 4.447 erfolgreiche Absolventen einer 
dualen Ausbildung 2003 identifiziert werden. Es ist sowohl 
der Status „Auszubildende“ erfasst als auch der Ausbil-
dungsabschluss. Die Arbeitslosenquote des Ausbildungs-
jahrgangs 2003 kann bis 12 Monate nach Ausbildungsab-
schluss untersucht werden. 

Die folgenden Berechnungen beziehen sich lediglich auf 
den Teil der Absolventinnen und Absolventen, der zum 
untersuchten Zeitpunkt einer sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigung nachgeht oder Leistungen der Bundesagen-
tur für Arbeit empfängt. Dies trifft vor allem auf Wehr-/Zivil-
dienstleistende nicht zu, aber z. B. auch nicht auf Beamte, 
Selbstständige, Studierende oder Personen in Familienar-
beit. 

Bis zum Berufsbildungsbericht 2007, der das Berichts- 
jahr 2005 beinhaltet, wurde jährlich über die Arbeits- 
losenzugänge nach einer betrieblichen Ausbildung Bericht 
erstattet. Danach standen die Daten aus der amtlichen 
Statistik der Bundesagentur für Arbeit nicht mehr zur  
Verfügung. Im Berufsbildungsbericht 2005 wurde über  
die Arbeitslosenzugänge der Absolventinnen und Absol- 
venten des Jahres 2003 berichtet, die sich unmittelbar  
nach Beendigung der Berufsausbildung arbeitslos meldeten  
(vgl. hierzu Bundesministerium für Bildung und Forschung 
2005, S. 232 ff.).

Um eine vertiefende Einsicht in den Berufseinstieg 
der dualen Absolventen des Jahres 2003 zu gewin-
nen, wird einerseits der Anteil der Arbeitslosigkeit 
des Ausbildungsjahrgangs 2003 bis ein Jahr nach 
Ausbildungsabschluss analysiert. Andererseits wird 
der Anteil sozialversicherungspflichtiger Beschäfti-
gung differenziert analysiert: als integrierte sowie  
als prekäre Beschäftigung  (vgl. Castel 2000 und 
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Kraemer/Speidel 2004). Kriterien für prekäre Be-
schäftigung sind das Auftreten von Niedrigeinkom-
men und Leiharbeit. 

Prekäre Beschäftigung

Wichtigstes Kriterium für prekäre Beschäftigung192 ist das 
Niedrigeinkommen. Als solches wird ein Bruttoeinkommen 
unterhalb einer Grenze von zwei Dritteln des Medians der 
Absolventen dualer Ausbildung definiert.193 Ein weiterer 
Indikator ist die Leiharbeit. Andere Indikatoren prekärer 
Beschäftigung wie befristete Beschäftigung sind nich t im 
Datensatz enthalten.

Eine differenzierte Betrachtung von Beschäftigung 
und Arbeitslosigkeit zu verschiedenen Zeitpunk-
ten an der zweiten Schwelle ergibt Folgendes: In 
Deutschland meldeten sich im Jahr 2003 einen 
Monat nach Beendigung der Ausbildung 22,9 % der 
Absolventen/-innen bei der Bundesagentur für Arbeit 
arbeitslos Y Übersicht A5.10-1. Dieser Anteil redu-
zierte sich nach 12 Monaten auf 11,1 %.

Die Arbeitslosenquote im Anschluss an die Ausbil-
dung variiert zwischen alten und neuen Ländern 
beträchtlich, die Situation in den neuen Ländern 
erweist sich noch immer als besonders problema-
tisch. Der Anteil der Arbeitslosen einen Monat nach 
erfolgreich abgeschlossener Ausbildung betrug 2003 
in den neuen Ländern 37,7 % und 19,4 % in den 
alten.

In den neuen Ländern sank die Arbeitslosigkeit 
dieser Personengruppe innerhalb der nächsten 
zwei Monate auf 25,5 %. Ein Jahr nach Beendigung 
der Ausbildung ging der Anteil der Arbeitslosen 
auf 17,8 % zurück, in den alten Ländern betrug er 

192 Ein genauerer Begriff als „prekär“ ist „prekäres Potenzial“, denn die hier gewähl-
te Definition ist unabhängig davon, ob die Betroffenen selbst ihre Beschäftigung 
als prekär einschätzen oder nicht. Ob das prekäre Potenzial einer Beschäftigung 
tatsächlich realisiert wird, ergibt sich daher erst aus der Gesamtheit der Lebens-
umstände und den Entwicklungsmöglichkeiten einer Person (vgl. Mayer-Ahuja 
2003). Über familiäre Lebensumstände sind im verwendeten Datensatz allerdings 
keine Angaben enthalten.

193 Die international übliche Auswahl des Medians begünstigt eine eher konservative 
Schätzung der Einkommensgrenze. Teilzeitbeschäftigung wird hier nicht per se als 
Beschäftigung mit prekärem Potenzial gewertet, sondern ebenfalls nach dieser 
Einkommensgrenze bemessen. 

9,6 %. Es zeigt sich also ein deutlicher Rückgang der 
Arbeitslosenquote 12 Monate nach der Ausbildung. 
Die Arbeitslosenquote der Absolventen und Absol-
ventinnen nähert sich damit der Arbeitslosenquote 
aller abhängigen zivilen Erwerbspersonen im Jahr 
2004 an (West: 9,4 %; Ost: 20,1 %) (Bundesagentur 
für Arbeit 2009).

Auch der Anteil der Personen, die einen Monat nach 
dem Absolvieren der Berufsausbildung in einer pre-
kären Beschäftigung waren, erwies sich in den neu-
en Ländern als deutlich höher. So betrug der Anteil 
dieser Personengruppe in den alten 12,2 % und in 
den neuen Ländern 27,0 %. Dieser Prozentsatz stieg 
12 Monate nach Abschluss in den alten Ländern auf 
16,0 % und in den neuen Ländern auf 38,4 % an. Für 
Gesamtdeutschland erhöhte sich der Anteil in diesem 
Zeitraum von 15,0 % auf 20,0 %. Im Gegensatz zur 
Arbeitslosigkeit zeichnet sich bei prekärer Beschäf-
tigung ein Anstieg im Untersuchungszeitraum ab. 
Möglicherweise münden Absolventen/-innen nach 
einer gewissen Phase der Arbeitslosigkeit in eine 
prekäre Beschäftigung ein.

Der Anteil integrierter Beschäftigung betrug einen 
Monat nach Abschuss der Ausbildung für Gesamt-
deutschland 62,0 %. Dieser Anteil stieg nach 12  Mo-
naten auf 68,9 % an. In den alten Ländern waren 
68,3 % einen Monat nach der Ausbildung in einer  
integrierten Beschäftigung, während dies in den 
neuen Ländern auf lediglich 35,3 % zutraf. Nach  
12 Monaten lag dort der Anteil der Personen in 
integrierter Beschäftigung mit 43,8 % noch deutlich 
unter dem Anteil der alten Länder (74,4 %).

In den neuen Ländern sind zu allen Zeitpunkten die 
Arbeitslosenquote und der Anteil prekärer Beschäf-
tigung sehr hoch. In den alten Ländern ist die Lage 
um einiges besser, aber auch hier ist rund ein Viertel 
arbeitslos oder unterhalb des Niedrigeinkommens 
oder in Leiharbeit beschäftigt.

Unterschieden nach Männern und Frauen lag der 
Anteil der männlichen Ausbildungsabsolventen, 
die einen Monat nach Beendigung der Ausbildung 
arbeitslos waren, mit 23,4 % knapp über dem Anteil 
der weiblichen Ausbildungsabsolventinnen von 
22,3 % Y Übersicht A5.10-2. Obwohl 9 Monate nach 
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Ausbildungsende die Differenz zwischen jungen 
Frauen und Männern wieder sehr gering war (10,6 % 
und 11,4 %), stieg der Anteil der männlichen arbeits-
losen Ausbildungsabsolventen nach 12 Monaten 
auf 13,0 %, der Prozentsatz der arbeitslosen Ausbil-
dungsabsolventinnen verringerte sich auf 9,0 %. 

Der Anteil der männlichen Absolventen, die einen 
Monat nach der Beendigung der Ausbildung in einer 
prekären Beschäftigung waren, lag mit 10,6 % deut-
lich unter dem Anteil der Frauen (20,3 %). Betrachtet 
man die Entwicklung 12 Monate nach Beendigung 
der Ausbildung, so hat sich der Anteil prekärer Be-
schäftigung bei Männern auf 16,6 % und bei Frauen 
auf 23,7 % erhöht.

Der Anteil der Männer, die nach Beendigung der 
Ausbildung eine integrierte Beschäftigung einnah-

men, stieg im Untersuchungszeitraum leicht von 
66,0 % auf 70,4 %, bei den Frauen erhöhte sich 
dieser Wert von 57,3 % auf 67,3 %.

Insgesamt ist der größte Teil der Absolventen/-innen 
in einer integrierten Beschäftigung. Dennoch über-
raschen der hohe Anteil und vor allem der Anstieg 
prekärer Beschäftigung im ersten Jahr nach Ausbil-
dungsabschluss. Im Gegensatz dazu zeichnet sich 
bei der Arbeitslosenquote ein Rückgang ab. Sowohl 
Arbeitslosigkeit als auch prekäre Beschäftigung sind 
in den neuen Ländern viel höher als in den alten 
Ländern. Absolventinnen und Absolventen sind von 
Arbeitslosigkeit ähnlich betroffen, prekäre Beschäfti-
gung findet sich bei den jungen Frauen aber wesent-
lich häufiger.

(Ralf Dorau, Sabrina Weller)

Übersicht A5.10-1:    Integrierte und prekäre Beschäftigung sowie Arbeitslosigkeit im ersten Jahr nach erfolgreich 
beendeter dualer Ausbildung 2003 im Bundesgebiet (in %)

Zustand

nach der Ausbildung ...

1 Monat 3 Monate 6 Monate 9 Monate 12 Monate

Alte 
Länder

Neue 
Länder

Bundes-
gebiet

Alte 
Länder

Neue 
Länder

Bundes-
gebiet

Alte 
Länder

Neue 
Länder

Bundes-
gebiet

Alte 
Länder

Neue 
Länder

Bundes-
gebiet

Alte 
Länder

Neue 
Länder

Bundes-
gebiet

Integrierte Beschäftigung 68,3 35,3 62,0 72,8 40,2 66,8 72,8 40,8 66,9 74,4 44,5 69,1 74,4 43,8 68,9

Prekäre Beschäftigung 12,2 27,0 15,0 14,2 34,3 17,9 15,1 36,6 19,0 16,0 38,1 19,9 16,0 38,4 20,0

Arbeitslosigkeit 19,4 37,7 22,9 13,0 25,5 15,3 12,2 22,5 14,1 9,6 17,4 11,0 9,6 17,8 11,1

Quelle: IAB-Beschäftigten stichprobe 2004; Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung

Übersicht A5.10-2:   Integrierte und prekäre Beschäftigung sowie Arbeitslosigkeit junger Frauen und Männer 
im ersten Jahr nach erfolgreich beendeter dualer Ausbildung 2003 (in %)

Zustand

nach der Ausbildung ...

1 Monat 3 Monate 6 Monate 9 Monate 12 Monate

Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen

Integrierte Beschäftigung 66,0 57,3 70,5 62,4 68,7 64,8 72,0 65,9 70,4 67,3

Prekäre Beschäftigung 10,6 20,3 12,8 23,9 15,3 23,2 16,7 23,5 16,6 23,7

Arbeitslosigkeit 23,4 22,3 16,7 13,7 15,9 12,0 11,4 10,6 13,0 9,0

Quelle: IAB-Beschäftigtenstichprobe 2004; Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung
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An beruflichen Schulen können sowohl allgemein-
bildende als auch teilqualifizierende und vollquali-
fizierende berufliche Bildungsabschlüsse erworben 
werden Y Kapitel A6.1 und A6.2. Datengrundlage 
bildet hierzu die Fachserie 11, Reihe 2 „Berufliche 
Schulen“ des Statistischen Bundesamtes, die die Er-
gebnisse der Schulstatistiken der einzelnen Bundes-
länder zusammenfasst. Darüber hinaus werden die 
Ausbildungen an Schulen des Gesundheitswesens von 
den Statis tischen Ämtern gesondert erfasst Y Kapi tel 
A6.3, während den Daten zur Ausbildung im öffent-
lichen Dienst eine Umfrage des Bundesministeriums 
des Inneren (BMI) zugrunde liegt Y Kapitel A6.4.

A6.1 Berufsvorbereitungsjahr, Berufs-
grundbildungsjahr, Berufsfachschulen

Berufliche Schulen des hier untersuchten Schulseg-
ments hatten seit Mitte der Neunzigerjahre einen 
nahezu kontinuierlichen Anstieg der Schülerzah-
len zu verzeichnen. So stieg die Schülerzahl von 
2000/2001 bis 2006/2007 um rund 30 %. Am stärks-
ten gestaltete sich dabei der Anstieg in den Berufs-
fachschulen (BFS) (+36 %). Mittlerweile sinken die 
Schülerzahlen in allen dieser 3 schulischen Berufs-
bildungsangebote, im Berufsgrundbildungsjahr (BGJ) 
schon seit 2004/2005, im Berufsvorbereitungsjahr 
(BVJ) seit 2005/2006. Der stärkste Rückgang der 
Schülerzahlen zeigte sich an BFS; von 2006/2007 
auf 2007/2008 ist die Schülerzahl in BFS um rund 
36.000 bzw. 6,3 % gesunken Y Schaubild A6.1-1.

Berufsvorbereitungsjahr 2007/2008194

Das BVJ  ist ein einjähriger Ausbildungsgang, 
der zumeist in Vollzeitform195 angeboten wird und 
die Jugendlichen auf die Anforderungen einer 
beruflichen Ausbildung vorbereiten soll. Eine deut-
liche Mehrheit der Teilnehmer verfügt über keinen 
Hauptschulabschluss, was ihre Chancen auf dem 

194 Das Schuljahr 2007/08 begann am 1. August 2007 und endete am 31. Juli 2008.
195 In Berlin, Bremen, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz, Sachsen 

und Thüringen auch in Teilzeitform.

Ausbildungsstellenmarkt stark einschränkt. Der 
Hauptschulabschluss kann jedoch während des 
Berufsvorbereitungsjahrs nachgeholt werden. Auch 
Berufsvorbereitungsmaßnahmen mit innovativen 
Elementen (Dualisierung berufsvorbereitender 
Lehrgänge an den Lernorten Schule bzw. außerbe-
triebliche Ausbildungsstätte und Betrieb) gehören 
statistisch seit dem Schuljahr 1999/2000 zum Be-
rufsvorbereitungsjahr.196

Berufsvorbereitungsjahr (BVJ)

Das BVJ ist ein besonderer einjähriger bzw. zweijähriger 
Bildungsgang. Hier werden Jugendliche ohne Ausbildungs-
vertrag auf eine berufliche Ausbildung vorbereitet. Der 
Unterricht erfolgt in Vollzeit- oder Teilzeitform (Statistisches 
Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 2).

Im Schuljahr 2007/2008 befanden sich rund 62.100 
Jugendliche und junge Erwachsene im BFJ Y Tabel-
le A6.1-1. Knapp zwei Drittel (37.900 = 61,1 %) der 
Teilnehmer am BVJ waren männlich, mehr als zwei 
Drittel der Jugendlichen (68 %) waren beim Einstieg 
in das BVJ 16 oder 17 Jahre alt, rund 5.100 – das er-
gibt einen Anteil von 8,3 % – waren bereits 19 Jahre 
oder älter, unter den Älteren mehr als die Hälfte in 
den neuen Ländern. 10.900 (= 17,5 %) waren Aus-
länder. Mehr als zwei Drittel (68 %) der Schülerinnen 
und Schüler hatten noch keinen allgemeinen Schul-
abschluss erworben.

Von den Absolventen des Schuljahres 2006/2007 
erwarben 16.300 Jugendliche im BVJ einen Haupt-
schulabschluss, einige wenige (knapp 200) einen 
mittleren Bildungsabschluss. Immerhin sind das rund 
70 % aller Schülerinnen und Schüler des Vorjahres, 
die vor dem BVJ noch über keinen allgemeinen 
Schulabschluss verfügten. Damit erreichte diese schu-
lische Bildungsmaßnahme vor allem bei denjenigen 
ein Ziel, die vorher noch keinen Abschluss hatten.

196  Vgl. Berufsbildungsbericht 2001, Kapitel 2.4.1.

A6 Berufsbildung an beruflichen Schulen
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Von 1992 bis 2002 hatte die Zahl der Schüler im BVJ 
kontinuierlich zugenommen. Bis 2004 blieb sie weit-
gehend auf dem erreichten Stand. Seit 2005 ist die 
Schülerzahl rückläufig, aktuell (2007/2008) mit sogar 
knapp 10.000 Schülerinnen und Schülern gegenüber 
dem vorigen Schuljahr, ein Rückgang von 13,7 %. 
Mit Ausnahme des Saarlands und von Niedersachsen 
und Bremen sind in allen Ländern die Schülerzahlen 
gegenüber dem vorigen Schuljahr zurückgegangen. 
Den stärksten Rückgang der Schülerzahlen verzeich-
nete Baden-Württemberg, wo sich die Schülerzahl 
im BVJ nahezu halbierte (von 12.300 auf 6.800, ein 
Minus von 44,9 %). Ansonsten wurden vor allem in 
den neuen Ländern deutliche Rückgänge ermittelt: in 
Sachsen-Anhalt (-19,3 %), Mecklenburg-Vorpommern 
(-14,3 %), Sachsen (-13,2 %) und Thüringen (-12,6 %). 
Die Länder bieten das BVJ in unterschiedlichem Aus-
maß an. Die meisten Schüler kommen 2007/2008 
aus Niedersachsen (7.100), Baden-Württemberg 
(6.800) Sachsen (6.200) und Bayern (6.200). Im 
Saarland (600), Bremen (1.000) und Schleswig-Hol-
stein (1.800) sind die niedrigsten Teilnehmerzahlen 
zu vermelden. In Brandenburg wird das BVJ nicht 
angeboten.

Schulisches Berufsgrundbildungsjahr (BGJ) 
2007/2008

Schulisches Berufsgrundbildungsjahr (BGJ)

Schüler und Schülerinnen im schulischen BGJ erhalten eine 
berufsfeldbezogene Grundbildung (in den Berufsfeldern 
Metalltechnik, Elektrotechnik, Wirtschaft und Verwaltung). 
Der Unterricht wird in Vollzeitform durchgeführt. Ist der 
Besuch erfolgreich, kann er auf die Berufsausbildung im 
dualen System durch eine Verkürzung der Ausbildungszeit 
angerechnet werden.

46.000 Schülerinnen und Schüler besuchten im 
Schuljahr 2007/2008 ein BGJ  Y Tabelle A6.1-1. 
Gegenüber dem Vorjahr (48.000) bedeutet das einen 
Rückgang um 4,0 %. Sieben von zehn Schülern (70 %) 
waren männlich. Nur jeder zehnte Jugendliche hatte 
noch keinen allgemeinen Schulabschluss erworben. 
7 von 10 Teilnehmern besaßen einen Hauptschulab-
schluss, 20 % einen höheren allgemeinen Bildungsab-
schluss. Jeder Neunte war Ausländer. Die höchsten 
Schülerzahlen wiesen die Berufsfelder Metalltechnik 

Schaubild A6.1-1:   Entwicklung der Schüler/-innen in Berufsgrundbildungsjahr, Berufsvorbereitungsjahr und 
Berufs fachschulen insgesamt – Schuljahre 1993/94 bis 2007/08
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(10.500), Ernährung und Hauswirtschaft (7.000), 
Holztechnik (6.800) und Bautechnik (4.200) auf.
Insgesamt 28.400 BGJ-Absolventen des Schuljahres 
2006/2007 hatten eine Abschlussprüfung bestanden. 
Darunter befanden sich 3.900 Jugendliche, die noch 
einen Hauptschulabschluss nachholen konnten, und 
3.800 Schülerinnen und Schüler, die auf diesem Weg 
einen mittleren Bildungsabschluss erwarben.

In den neuen Ländern kommt dem schulischen Be-
rufsgrundbildungsjahr – mit Ausnahme von Sachsen 
mit 2.900 und Sachsen-Anhalt mit knapp 1.700 Schü-
lerinnen und Schülern in diesem Schuljahr – eine 
verhältnismäßig geringe Bedeutung zu. Im Schuljahr 
2007/2008 stammten 10,0 % der Schüler des BGJ 
aus den neuen Ländern. Dort wird es 2007/2008 
auch nur in Sachsen, Sachsen-Anhalt und in Berlin 
(hier in unbedeutendem Umfang) angeboten. In den 
alten Ländern ist das BGJ am stärksten in Nordrhein-
Westfalen (20.400) und Niedersachsen (11.200 
Schülerinnen und Schüler) vertreten. Bezogen auf 
das gesamte Bundesgebiet stammen mehr als zwei 
Drittel aller BGJ-Teilnehmer aus diesen Ländern. In 
einigen Länder wie z. B. Baden-Württemberg ist die 
Zahl besonders niedrig. In Baden-Württemberg wird 
die berufliche Grundbildung häufiger in der BFS er-
worben, wobei dadurch auch ein Einstieg in höhere 
Ausbildungsjahre erleichtert werden soll.

Einen deutlich überdurchschnittlichen Rückgang 
der Schülerzahlen gegenüber dem vorigen Schuljahr 
gab es in Sachsen (-29,7 %), Hessen (-23,6 %) und 
Sachsen-Anhalt (-14,4 %). Einen – dazu noch deut-
lichen – Anstieg verzeichnete nur Nordrhein-West-
falen (+11,2 %).

Berufsfachschulen (BFS) 2007/2008

Die Zahl der Schülerinnen und Schüler in BFS197  
ist im Schuljahr 2007/2008 nach einem längeren 
Zeitraum kontinuierlicher Anstiege erstmals wieder 
rückläufig. Sie betrug 530.300 und lag damit um 
6,3 % unter dem Vorjahresergebnis. Rund 36.000 
Schüler weniger als im vorigen Schuljahr wurden in 
den BFS gezählt Y Tabelle A6.1-2.

197 Ohne Berufsgrundbildungsjahr, jedoch einschließlich der Berufsfachschulzweige an 
den freien Waldorfschulen.

59 % der Berufsfachschüler – wie im vorigen Schul-
jahr – waren junge Frauen. In den neuen Ländern 
besuchten anteilsmäßig mehr Frauen die BFS. Der 
Frauenanteil bewegte sich dort – mit Ausnahme von 
Berlin und Brandenburg – zwischen 60 % und 75 % 
und damit auf höherem Niveau als in den alten Län-
dern (Anteile zwischen 50 % und 60 %). Dort wurde 
nur in Bayern (77 % Frauenanteil) und Niedersach-
sen (64 %) ein deutlich höherer Wert ermittelt. 

Berufsfachschulen (Schulaufsicht liegt  
bei den Kultusministerien)

BFS sind Schulen mit voller Wochenstundenzahl und 
mindestens einjähriger Schulbesuchsdauer, die in der Regel 
freiwillig nach Erfüllung der Vollzeitschulpflicht zur Berufs-
vorbereitung oder auch zur vollen Berufsausbildung ohne 
vorherige praktische Berufsausbildung besucht werden kön-
nen. In den einzelnen Bundesländern gibt es vielfältige For-
men von BFS mit unterschiedlichem Qualifikationsniveau. 
An einigen Schulen wird auch Teilzeitunterricht angeboten 
(Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 2).

In den neuen Ländern ist die Zahl der Berufsfach-
schüler um 7,0 % gegenüber dem Vorjahr zurück-
gegangen. Sie erreichte im Schuljahr 2007/2008 
rund 116.200 Schülerinnen und Schüler gegenüber 
125.000 im Schuljahr 2006/2007. In den alten Län-
dern sank die Zahl der Berufsfachschüler gegenüber 
dem vorigen Schuljahr um rund 27.000 Schülerin-
nen und Schüler auf 441.200, ein Rückgang um 
6,2 %.

Von den Anfängerinnen und Anfängern dieses Aus-
bildungsgangs besaßen mehr als die Hälfte (54,1 %) 
einen mittleren Bildungsabschluss, 4,6 % eine 
Studienberechtigung. 37,9 % verfügten über einen 
Hauptschulabschluss. 

Knapp jeder zehnte Jugendliche an BFS (9,8 %) hatte 
nicht die deutsche Staatsangehörigkeit.

Im Schuljahr 2007/2008 besuchten rund 271.800 
Berufsfachschüler (51,3 %) die BFS mit dem Ziel, 
einen beruflichen Abschluss zu erwerben. Der 
Anteil war gegenüber dem Vorjahr (50,1 %) leicht 
angestiegen. Differenziert man nach den mit dem 
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Schulbesuch angestrebten Abschlüssen, so entfielen 
43,9 % (Vorjahr 42,4 %) auf einen Abschluss außer-
halb und 7,4 % (Vorjahr 7,2 %) auf einen Berufsab-
schluss innerhalb des Berufsbildungsgesetzes bzw. 
der Handwerksordnung. Das Verhältnis zwischen 
berufsqualifizierenden Abschlüssen innerhalb und 
außerhalb BBiG/HwO hat sich somit kaum verändert 
Y vgl. Kapitel A6.2.

20,7 % der Berufsfachschüler erhielten eine beruf-
liche Grundbildung, die zugleich zum Realschulab-
schluss führte, 19,5 % eine Grundbildung, die den 
Realschulabschluss bereits voraussetzt. Der Anteil 
der Schüler, die eine berufliche Grundbildung erhiel-
ten, die sowohl in Hinblick auf die Eingangsvoraus-
setzung als auch auf den Abschluss unterhalb des 
Realschulabschlusses blieb, belief sich auf 8,6 %.

BFS in den neuen Ländern vermitteln in der Regel 
einen beruflichen Abschluss. Der Anteil der Schü-
ler, die mit dem Schulbesuch auch einen Berufsab-
schluss anstreben, betrug im Schuljahr 2007/2008 
91 % (in den alten Ländern 40 %). Die restlichen 9 % 
der Schüler befanden sich zumeist in Schulen, die 
eine berufliche Grundbildung vermitteln und auf den 
Realschulabschluss ausgerichtet sind. Wie im Westen 
handelt es sich dabei mehrheitlich um Ausbildungs-
gänge, die nach Ländergesetzen und nicht nach 
dem Berufsbildungsgesetz (BBiG) oder der Hand-
werksordnung (HwO) geregelt sind. Der Anteil der 
Berufsausbildung nach BBiG und HwO betrug rund 
20,7 % aller vollqualifizierenden Ausbildungsgänge 
an BFS in den neuen Ländern, ein Rückgang um 
einen Prozentpunkt gegenüber dem Vorjahr. In den 
alten Ländern betrug der Anteil der Schülerinnen 
und Schüler mit einer Berufsausbildung nach BBiG 
und HwO an allen vollqualifizierenden Ausbildungs-
gängen 10,5 % und stieg gegenüber dem Vorjahr um 
0,9  Prozentpunkte an.

(Klaus Schöngen)

A6.2 Vollqualifizierende Berufs-
ausbildung an Schulen198 
(Schuljahr 2007/2008)199

An den BFS, die Schülerinnen und Schüler in Aus-
bildungsgängen für Berufe außerhalb des Geltungs-
bereiches von BBiG und HwO  zu einem Berufs-
abschluss führen, ist die Schülerzahl – nach einem 
stetigen Wachstum auf mehr als das Dreifache seit 
Beginn der 1990er-Jahre – im Schuljahr 2007/2008 
erstmalig seit rund zwei Jahrzehnten rückläufig. 
Auch an den BFS, die gemäß BBiG/HwO  aus-
bilden, ging sie – wie bereits im Vorjahr – zurück, 
diesmal allerdings sehr viel deutlicher. Die Verände-
rungsquote liegt in beiden Schulformen bei jeweils 
-4,1 %; das sind an BFS gemäß BBiG/HwO rund 
1.700, an BFS außerhalb BBiG/HwO rund 9.900 
Schülerinnen und Schüler weniger Y Übersichten 
A6.2-1 und A6.2-2. Die Entwicklungen verliefen 
aber, nach Schuljahren, Ländern und verschiedenen 
Berufen betrachtet, sehr unterschiedlich (s. u.).

Berufsfachschulen (BFS)

Außerhalb BBiG/HwO

BFS, die einen beruflichen Abschluss in einem Beruf ver-
mitteln, der kein Ausbildungsberuf ist – Ausbildungsgang 
außerhalb des Geltungsbereiches von Berufsbildungsgesetz 
bzw. Handwerksordnung, oft auch als „Schulberuf nach 
Landesrecht bezeichnet“. In einigen neuen Ländern werden 
Gesundheitsdienstberufe nicht an Schulen des Gesundheits-
wesens, sondern an Berufsfachschulen außerhalb BBiG/
HwO, d. h. unter Aufsicht der Kultusministerien, ausgebildet.

Gemäß BBiG/HwO

Berufsfachschulen, die einen beruflichen Abschluss in einem 
anerkannten Ausbildungsberuf gemäß Berufsbildungsgesetz 
bzw. Handwerksordnung vermitteln.

198 Umfangreiches Material zum Thema unter http://www.bibb.de/de/wlk8246.
htm.

199 Soweit nicht anders angegeben, beziehen sich die Zahlenangaben und Berech-
nungen auf „Statistisches Bundesamt 2007 (bzw. 2008b)“.



194

Übersicht A6.2-1:   Schüler/-innen an Berufsfachschulen außerhalb BBiG/HwO

Schuljahr

Schüler/-innen 
insgesamt

Veränderung 
zum Vorjahr 

davon  
weiblich

Anteil der  
Schülerinnen 

Veränderung 
zum Vorjahr 

Schüler/-innen  
insgesamt,  
1. Schuljahr

Veränderung 
zum 

 Vorjahr 

davon  
weiblich

Anzahl in % Anzahl in % in % Anzahl in % Anzahl

1992/1993 98.171 18,4 78.598 80,1 20,2 49.503 14,3 39.214

1993/1994 108.260 10,3 87.402 80,7 11,2 54.982 11,1 44.044

1994/1995 102.479 -5,3 80.569 78,6 -7,8 53.732 -2,3 41.695

1995/1996 109.067 6,4 85.508 78,4 6,1 58.067 8,1 45.341

1996/1997 116.885 7,2 92.936 79,5 8,7 62.263 7,2 48.659

1997/1998 141.596 21,1 112.802 79,7 21,4 73.797 18,5 57.393

1998/1999 149.560 5,6 118.094 79,0 4,7 76.816 4,1 59.225

1999/2000 154.206 3,1 119.186 77,3 0,9 78.691 2,4 58.880

2000/2001 167.163 8,4 124.309 74,4 4,3 87.081 10,7 62.754

2001/2002 176.148 5,4 127.403 72,3 2,5 91.709 5,3 64.308

2002/2003 191.266 8,6 135.358 70,8 6,2 101.158 10,3 70.316

2003/2004 214.068 11,9 150.957 70,5 11,5 115.022 13,7 80.387

2004/2005 227.241 6,2 157.035 69,1 4,0 118.202 2,8 80.661

2005/2006 237.993 4,7 163.371 68,6 4,0 120.246 1,7 81.103

2006/2007 242.504 1,9 165.644 68,3 1,4 119.397 -0,7 79.492

2007/2008 232.564 -4,1 159.386 68,5 -3,8 116.575 -2,4 78.403

Anmerkungen: Bis 1993/1994 einschließlich „Erzieher/-in“ in Nordrhein-Westfalen, von 1994/1995 bis 2002/2003 und ab 2007/2008 ohne „Erzieher/-in“ an Berufsfachschulen in 
Nordrhein-Westfalen

Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung

Übersicht A6.2-2:   Schüler/-innen an Berufsfachschulen gemäß BBiG/HwO

Schuljahr

Schüler/-innen  
insgesamt

Veränderung 
zum Vorjahr 

davon  
weiblich

Anteil der  
Schüle- 
rinnen

Veränderung 
zum Vorjahr 

Schüler/-innen 
insgesamt,  
1. Schuljahr

Veränderung 
zum  

Vorjahr 

Anzahl in % Anzahl in % in % Anzahl in %

1992/1993 8.364 13,5 5.216 62,4 * 3.697 *

1993/1994 8.604 2,9 5.362 62,3 2,8 4.100 10,9

1994/1995 9.844 14,4 6.447 65,5 20,2 4.296 4,8

1995/1996 11.100 12,8 7.615 68,6 18,1 4.644 8,1

1996/1997 15.556 40,1 9.812 63,1 28,9 6.787 46,1

1997/1998 24.517 57,6 15.239 62,2 55,3 14.550 114,4

1998/1999 32.183 31,3 19.452 60,4 27,6 15.619 7,3

1999/2000 36.983 14,9 21.362 57,8 9,8 14.553 -6,8

2000/2001 36.337 -1,7 20.423 56,2 -4,4 13.281 -8,7

2001/2002 34.504 -5,0 18.469 53,5 -9,6 12.830 -3,4

2002/2003 33.071 -4,2 17.322 52,4 -6,2 12.207 -4,9

2003/2004 33.718 2,0 17.568 52,1 1,4 13.466 10,3

2004/2005 40.244 19,4 23.918 59,4 36,1 17.033 26,5

2005/2006 41.184 2,3 24.545 59,6 2,6 16.194 -4,9

2006/2007 40.964 -0,5 24.377 59,5 -0,7 16.656 2,9

2007/2008 39.278 -4,1 22.944 58,4 -5,9 14.764 -11,4

* Nicht errechenbar

Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung
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Da die Zahl der Schüler mit Ausbildungsvertrag in 
Teilzeitberufsschulen gleichzeitig um +3,1 % oder 
rund 43.000 und damit deutlich gestiegen ist, haben 
sich auch die Relationen zwischen dualer und schuli-
scher Berufsausbildung zugunsten der dualen etwas 
verschoben. Auf einen Berufsfachschüler außerhalb 
BBiG/HwO kommen 7 Auszubildende, im Vorjahr 
waren es nur noch 6,5 gewesen. Insgesamt liegt die 
Schülerzahl an BFS außerhalb BBiG/HwO jetzt bei 
232.600. Im 1. Schuljahr wurden 116.600 Schülerin-
nen und Schüler gemeldet; das sind nur um -2,4 % 
weniger als im Vorjahr Y Übersicht A6.2-1.

An den Berufsfachschulen, die einen Ausbildungs-
abschluss gemäß BBiG/HwO vermitteln, gibt es 
insgesamt rund 39.300 Schülerinnen und Schüler  
Y Übersicht A6.2-2. Im ersten Schuljahr ist die Zahl 
der Schülerinnen und Schüler gegenüber dem Vor-
jahr um -11,4 % deutlich auf 14.800 gefallen.

Zu den Ausbildungswegen mit Berufsabschluss im 
Sekundarbereich gehören neben BFS und Berufs-
schulen noch weitere Schul- und Ausbildungsformen. 
An den Schulen des Gesundheitswesens ist mit rund 
123.800 Schülerinnen und Schülern 2007/2008 
gegenüber 2006/2007 praktisch Gleichstand zu 
verzeichnen (+0,3 %); im ersten Schuljahr gibt es 
1,4 % mehr Schülerinnen und Schüler als im Vor-
jahr Y vgl. Kapitel A6.3. In einigen Ländern ist die 
Ausbildung für Sozial- und Gesundheitsdienstberufe 
den BFS zugeordnet; sie sind also in der Gesamtzahl 
von 232.600 enthalten. Davon werden in diesen 
Berufen insgesamt 81.100 Schülerinnen und Schüler 
ausgebildet, das sind -5,5 % weniger als im Vorjahr. 
Es gibt auch Länder, in denen die Ausbildung für 
Sozial- und Gesundheitsdienstberufe an Fachschulen 
durchgeführt wird. Insgesamt wurden 2007/2008 an 
Fachschulen rund 22.300 Schülerinnen und Schüler 
in Sozial- und Gesundheitsdienstberufen gemeldet; 
das sind 1,1 % mehr, im ersten Schuljahr mit 8.900 
Anfängern und Anfängerinnen 3,2 % mehr als im 
Vorjahr.

Zu den Berufen mit Ausbildungen in verschiedenen 
Schulformen gehören auch die Erzieher/Erziehe-
rinnen. An Fachschulen beträgt ihre Schülerzahl 
insgesamt rund 25.300 und ist damit gegenüber 
dem Vorjahr deutlich um 10,6 % gestiegen; im ersten 

Schuljahr stieg sie um 11,0 % auf rund 10.300.  
Außerdem werden Erzieher/Erzieherinnen in  
Bayern an Fachakademien ausgebildet. Im Schul- 
jahr 2007/2008 befanden sich dort rund 2.000 
Schülerinnen und Schüler im ersten Ausbildungsjahr 
(Ergänzungen in Y Übersicht A6.2-3 in der Zeile 
Erzieher/-in).

In schulischen Ausbildungen sind Mädchen und 
junge Frauen traditionell überproportional vertre-
ten. Der Frauenanteil an den BFS außerhalb BBiG/
HwO beträgt 2007/2008 insgesamt 68,5 % (Vorjahr 
68,3 %), im ersten Schuljahr 67,3 % (Vorjahr 66,6 %). 
Der Anteil der Schülerinnen in vollschulischen Aus-
bildungen nach BBiG/HwO ist von 59,5 % im Vorjahr 
auf 58,4 % gesunken Y Übersichten A6.2-1 und 
A6.2-2.

Bei den Absolventen wirken sich die rückläufigen 
Schülerzahlen noch nicht aus. In 2007 haben 
85.000 Absolventen die BFS außerhalb BBiG/HwO 
mit einem Berufsabschluss verlassen; das waren 
+5,1 % mehr als im Jahr davor.200 Deutlich höher 
liegt der Zuwachs bei privaten BFS außerhalb BBiG/
HwO; dort gab es mit rund 35.200 Schülerinnen und 
Schülern +11,7 % mehr Absolventen als im Vorjahr. 
Dieser Aufwuchs der Schülerzahlen verteilt sich über 
verschiedene Länder (Berlin, Brandenburg, Mecklen-
burg-Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-West-
falen, Sachsen, Schleswig-Holstein) und Berufe, mit 
Schwerpunkten bei Altenpflege und Sozialassistenz.

Während der Anteil der Absolventen aus privaten 
BFS außerhalb BBiG/HwO bei 41,4 % der Gesamtzahl 
der Absolventen aus dieser Schulform liegt, ist er mit 
25,5 % an BFS gemäß BBiG/HwO deutlich niedriger. 
Rund zwei Drittel der Absolventen dieser Privatschu-
len sind Kosmetikerinnen.

200 Die Datenlage ist unvollständig; laut Statistischem Bundesamt wurden für Hessen 
die Vorjahreszahlen übernommen.
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Übersicht A6.2-3:   Am stärksten besetzte Berufe an Berufsfachschulen außerhalb BBiG/HwO – 2007/2008

Berufs- 
klasse*

Beruf
1. Schuljahr

Veränderung 
zum Vorjahr –  
1. Schuljahr

Alle Schuljahre

Außerdem  
Schulen des  
Gesundheits 

wesens –  
1. Schuljahr

Außerdem  
Schulen des  
Gesundheits 
wesens – alle 

Schuljahre

Anzahl in % Anzahl Anzahl Anzahl

Die 10 am stärksten besetzten Berufe

7889 Kaufmännische/r und Wirtschaftsassistent/-in 14.026 -3,9 22.214

8617 Sozialassistent/-in und Sozialpädagogische/r Assistent/-in 13.267 -1,1 26.258

7744 Technische/r Assisten/-in für Informatik und Assistent/-in für 
Wirtschaftsinformatik

10.771 -11,2 21.445

8670 Kinderpfleger/-in 10.037 -3,0 17.846

8640 Altenpfleger/-in 7.917 7,6 21.062 6.257 17.262

8690 + 8697 Sozialbetreuer/-in und Sozialhelfer/-in 5.586 2,6 10.146

8343 Gestaltungstechnische/r Assistent/-in 4.310 -2,7 10.008

7894 Fremdsprachenassistent/-in/Europasekretär/-in 3.542 3,4 7.052

8647 Altenpflegehelfer/-in 3.014 7,9 3.057 3.453 3.571

8630 Erzieher/-in (+ 10335 an Fachschulen, + 2013 an 
Fachakademien in Bayern im 1. Schuljahr)

2.929 -26,7 5.761

Zusammen 75.399 144.849

Anteil an allen Berufen an BFS außerhalb BBiG/HwO 64,7% 62,3%

Weitere stark besetzte Berufe bzw. Berufsgruppen**

8520 Physiotherapeut/-in (Krankengymnast/-in; 3-jährig) 2.781 -1,9 7.793 6.191 17.294

8580 Pharmazeutisch-technische/r Assistent/-in 2.691 -3,4 5.720 1.935 3.700

9212 + 9232 (Haus-)Wirtschafter/-in, -assistent/-in; Hauswirtschaftshelfer/-in 2.624 -9,4 4.877

8594 Ergotherapeut/-in 2.585 -7,9 7.810 1.913 5.532

7884 Europa-/Korrespondent/-in 2.555 -1,3 5.095

8530 Gesundheits- und Krankenpfleger/-in 2.095 1,0 6.010 17.625 49.599

6261 Chemisch-technische/r Assistent/-in 1.993 5,3 3.746

6229 Kommunikationsassistent/-in/Industrietechnologe/-in 1.793 3,0 2.003

9142 +  7020 + 
7021

Assistent/-in für Hotel-, Gaststätten-, Fremdenverkehrsgewerbe 
und Touristikassistent/-in

1.712 -2,8 3.628

6310 Biologisch-technische/r Assistent/-in 1.496 -3,0 2.791

7792 Wirtschaftsinformatiker/-in 1.400 0,1 2.586

6223 Technische/r Assistent/-in für Automatisierungs- und 
Computertechnik

1.280 -10,5 2.514

Zusammen 25.005 54.573

Insgesamt 100.404 199.422

Anteil an allen Berufen an BFS außerhalb BBiG/HwO 86,1% 85,7%

nachrichtlich: Berufsfachschulen insgesamt 116.575 232.564

Weitere stark besetzte Berufe an Schulen des 
Gesundheitswesens

8542 Rettungsassistent/-in 628 -4,3 636 2.970 3.199

8532 Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger/-in 201 18,9 570 2.062 5.580

8541 Gesundheits- und Krankenpflegehelfer/-in 470 -11,7 698 1.639 1.639

8571 Medizinisch-technische/r Laboratoriumsassistent/-in, 
Medizinische/r Laborant/-in

278 1,8 801 1.289 3.556

Zusammen 45.334 110.932

Anteil an allen Berufen an Schulen des 
Gesundheitswesens

89,7% 89,6%

nachrichtlich: Schulen des Gesundheitswesens insgesamt 50.532 123.802

*    Siehe Statistisches Bundesamt: Klassifizierung der Berufe 1992  (https://www-ec.destatis.de/csp/shop/sfg/bpm.html.cms.cBroker.cls?cmspath=struktur,
vollanzeige.csp&ID=1002839)

** Mit mehr als 1.000 Schüler/-innen im 1. Schuljahr

Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung
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Entwicklungen bei einzelnen Berufen

Die quantitative Entwicklung bei den einzelnen stark 
besetzten Berufen (mit mehr als 1.000 Schülerin-
nen und Schülern im ersten Schuljahr; Y Übersicht 
A6.2-3) an BFS außerhalb BBiG/HwO verlief wieder 
sehr unterschiedlich und über die Jahre kaum konti-
nuierlich, sondern oft sprunghaft.201 Kaufmännische 
Assistenz und Wirtschaftsassistenz haben im ersten 
Schuljahr 2007/2008 um -3,9 % Schülerinnen und 
Schüler weniger; im Vorjahr hatten sie noch einen 
Zuwachs von +7,7 % zu verzeichnen. Bei Sozialas-
sistenz und Sozialpädagogischer Assistenz gibt es 
um -1,1 % weniger Anfänger und Anfängerinnen, im 
Vorjahr waren es um +10,7 % mehr geworden. Bei 
Technischer Assistenz für Informatik und Wirt-
schaftsinformatik gibt es einen verstärkten Rückgang 
um -11,2 %, während er sich bei der Kinderpflege 
von -18,9 % (2006/2007 zu 2005/2006) in 2007/2008 
auf -3,0 % gegenüber dem Vorjahr reduziert hat. Bei 
der Altenpflege hat sich der Trend umgekehrt; nach 
einem Rückgang im vergangenen Jahr um -8,6 % 
werden nun wieder +7,6 % mehr Ausbildungsbegin-
ner gemeldet. Altenpflegehilfe ist mit einer Steige-
rung von +7,9 % im ersten Schuljahr jetzt einer der 
zehn quantitativ stärksten Berufe geworden.

Erzieher/-innen gehören trotz eines Rückgangs von 
-26,7 % bei den Beginnern ebenfalls noch zu den Top 
Ten, obwohl sie in 2007/2008 nur noch in Baden-
Württemberg den BFS außerhalb BBiG/HwO zuge-
rechnet werden. Die Zuordnung wechselte in diesem 
Beruf stark. Bis 1994/1995 waren sie in der Statistik 
der BFS außerhalb BBiG/HwO zu finden, dann erst 
wieder ab 2003/2004 (Baden-Württemberg und 
Nordrhein-Westfalen), in Nordrhein-Westfalen nun 
wieder nicht mehr – im Vorjahr waren dort noch gut 
1.000 Schülerinnen und Schüler im ersten Schul- 
jahr ausgewiesen. Außer in Bayern, Nordrhein-West-
falen und Saarland zählen Erzieher/-innen zu den 
Fachschulen. Im verwandten Beruf Sozialarbeit/ 
-pädagogik gibt es an Fachschulen rund 5.500 
Ausbildungsbeginner/-innen, das sind 13,3 % mehr 
als im Vorjahr, sie werden alle im früheren Bundes-

201 Jährliche Tabellen dieser Berufe sind als Excel-Dateien abgelegt unter 
http://www.bibb.de/dokumente/pdf/wlk_berufsfachschulen_ 
top-ten_bfs_ausserh-bbig.xls.

gebiet beschult; allein in Nordrhein-Westfalen sind 
es rund 4.200.

Betrachtet man die Berufe außerhalb des dualen 
Systems mit Ausbildungen in verschiedenen Schul-
formen, sind im ersten Schuljahr zahlenmäßig am 
stärksten die Gesundheits- und Krankenpfleger/-innen 
mit insgesamt rund 19.700 Schülerinnen und Schü-
lern (davon nur rund 2.100 an BFS), die Altenpfleger/ 
-innen mit insgesamt rund 15.400 (davon rund 7.900 
an BFS) und die Erzieher/-innen mit insgesamt rund 
15.300 Schülerinnen und Schülern (davon rund 2.900 
an BFS) im ersten Ausbildungsjahr.

Die Rangfolge der Berufe mit den meisten Schülerin-
nen und Schülern an BFS außerhalb BBiG/HwO ist 
der des Vorjahres ähnlich, die Reihenfolge hat sich 
nur partiell verändert Y Übersicht A6.2-3. Auffäl-
lig ist, dass bei einem Rückgang der Schülerzahlen 
insgesamt in den stark besetzten Berufen speziell 
die Pflegeberufe (Altenpflege/-hilfe, Sozialhilfe, 
Gesundheits- und Krankenpflege) noch Zuwächse 
verzeichnen, während IuK-geprägte Berufe (Tech-
nische Assistenz für Informatik und Assistenz für 
Wirtschaftsinformatik, Technische Assistenz für 
Automatisierungs- und Computertechnik und Kauf-
männische/Wirtschaftsassistenz) sowohl in den alten 
als auch in den neuen Ländern deutlich weniger 
Beginner haben als im Vorjahr; Elektrotechnische 
Assistenz ist ganz aus der Liste gefallen. Somit domi-
nieren jetzt 6 Sozial- und Pflegeberufe die Liste der 
Top Ten, 1997/1998 waren es erst 4.

In den 10 stärksten Berufen an BFS außerhalb BBiG/
HwO werden jetzt 64,7 % aller Schülerinnen und 
Schüler dieses Bildungsgangs ausgebildet (Vorjahr: 
65,3 %, Bezug: 1. Schuljahr), d. h., die Konzentration 
auf diese Berufe ist etwas zurückgegangen.

An den BFS gemäß BBiG/HwO haben sich weder 
Liste noch Reihenfolge der am stärksten besetzten 
Berufe verändert Y Übersicht A6.2-4. Die Ver-
änderungsquoten zum Vorjahr variieren aber von 
+9,6 % bei den Elektroberufen bis zu -10,1 % bei den 
Berufen in der Körperpflege (hauptsächlich Kosmeti-
kerinnen). Letztere werden inzwischen in 9 Ländern 
in dieser Schulform ausgebildet. Den verwandten 
zweijährigen Beruf des Podologen gibt es noch an 
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BFS außerhalb BBiG/HwO, aber nur in Berlin, Sach-
sen und Thüringen und mit geringen Schülerzahlen. 

Regionale Entwicklungen bei Schulformen 
und Berufen

Die Rückgänge der Schülerzahlen an BFS korrespon-
dieren mit dem Aufwuchs der Ausbildungsplätze im 
dualen System und der damit einhergehenden leich-
ten Entspannung am Ausbildungsstellenmarkt, d. h., 
sie spiegeln die Subsidiarität gegenüber dem dualen 
System, besonders in den BFS gemäß BBiG/HwO. 
Denn dort ist die Situation zwischen alten und neuen 
Ländern sehr gegensätzlich: Im früheren Bundes-
gebiet hat die Schülerzahl noch um 5,6 % zu-, in  
den neuen Ländern um -10,6 % abgenommen  
Y Über sicht A6.2-5. Der Rückgang ist in den einzel-
nen neuen Ländern unterschiedlich stark. Er reicht 
von -1,1 % in Berlin bis zu -24,1 % in Mecklenburg-
Vorpommern. Besonders stark gesunken ist die 
Berufsausbildung gemäß BBiG/HwO an BFS noch 
in Brandenburg mit -15,3 % und in Thüringen mit 
-14,3 % – möglicherweise wurden hier Ausbildungen 
aus den Förderprogrammen der vergangenen Jahre 
abgebaut (Ulmer/Ulrich 2008, S. 34 f.). (Deutlich ist 
der Rückgang zum Beispiel in Brandenburg in Beru-
fen wie Koch, Maler, Bau-, Büro-, kaufmännischen 
und gewerblich-technischen Berufen.) Damit hat sich 

die Disproportion zwischen alten und neuen Ländern 
im Verhältnis zum Bevölkerungsanteil, das 2007 bei 
80 % zu 20 % lag, etwas relativiert; die Entwicklung 
hat insgesamt einen U-förmigen Verlauf genommen: 
In 1993/1994 betrugen die Schüleranteile der alten 
zu den neuen Ländern 63 % zu 37 %, in 1999/2000 
erreichten sie einen Tiefpunkt mit 33 % zu 67 % und 
sind seitdem wieder bis 2007/2008 auf nunmehr 
44 % zu 56 % gestiegen; aber immer noch gehen 
in den neuen Ländern weit überproportional viele 
Schülerinnen und Schüler in BFS gemäß BBiG/HwO.

An den BFS außerhalb BBiG/HwO ist der Rückgang 
in den neuen Ländern nur etwas stärker als in den 
alten; er reicht dort im Einzelnen von -0,2 % in Ber-
lin bis -6,3 % in Sachsen Y Übersicht A6.2-6. In den 
alten Ländern sind die Differenzen größer. In Rhein-
land-Pfalz gibt es sogar noch einmal eine beachtliche 
Zunahme um +8,2 %, minimal sind die Zunahmen in 
Baden-Württemberg und Schleswig-Holstein. Die Ab-
nahmen reichen von -2,0 % in Bremen bis zu -11,1 % 
in Nordrhein-Westfalen.

Hohe Anteile an Teilzeitunterricht gibt es an BFS 
gemäß BBiG/HwO nach wie vor in den neuen Ländern 
nur in Brandenburg und Thüringen, in den alten in 
Baden-Württemberg. Insgesamt werden 30 % der 
Schülerinnen und Schüler in Teilzeitform unterrichtet, 

Übersicht A6.2-4:   Die 10 am stärksten besetzten Berufsgruppen an Berufsfachschulen gemäß BBiG/HwO – 
Schuljahr 2007/2008

Berufsgruppe* Berufe
Schüler/-innen Veränderung zum Vorjahr   

Anzahl in %
90 Berufe in der Körperpflege inkl. Kosmetiker/-in 6.223 -10,1
92 Haus- und ernährungswirtschaftliche Berufe inkl. Hauswirtschafter/-in 5.664 -5,6
78 Büroberufe, Kaufmännische/r Angestellte/r 5.237 -5,6
31 Elektroberufe 2.313 9,6
69 Bank- und Versicherungskaufleute 2.006 6,8
91 Hotel- und Gaststättenberufe 1.599 -6,7
67 Groß- und Einzelhandelskaufleute, Ein- und Verkaufsfachleute 1.527 -9,2
27 Maschinenbau- und -wartungsberufe 1.493 -3,5
28 Fahr-, Flugzeugbau- und -wartungsberufe 1.211 -7,8
64 Technische Zeichner/-innen und verwandte Berufe 1.140 -9,8

Zusammen 28.413 -5,2
In % aller Schüler/-innen 72,3
Nachrichtlich: Berufsfachschulen gemäß BBiG/HwO insgesamt 39.278 -4,1

*  Siehe Statistisches Bundesamt: Klassifizierung der Berufe 1992 (https://www-ec.destatis.de/csp/shop/sfg/bpm.html.cms.cBroker.cls?cmspath=struktur,
vollanzeige.csp&ID=1002839).

Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung
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Übersicht A6.2-5:   Schüler/-innen an Berufsfachschulen gemäß BBiG/HwO nach Ländern – Schuljahr 2007/2008

Land
Schüler/-innen

Veränderung  
zum Vorjahr  

Anteil des Landes an 
allen Schüler/-innen

Mit Teilzeitunterricht
Anteil derer mit 
Teilzeitunterricht  

im Land

Anzahl  in % in % Anzahl in %

Baden-Württemberg 7.107 7,5 18,1 6.005 84,5

Bayern 5.132 5,2 13,1

Berlin 6.148 -1,1 15,7

Brandenburg 6.052 -15,3 15,4 5.270 87,1

Bremen 168 -0,6 0,4

Hamburg 596 -7,2 1,5

Hessen 683 -6,9 1,7

Mecklenburg-Vorpommern 1.972 -24,1 5,0

Niedersachsen 1.271 9,1 3,2 17 1,3

Nordrhein-Westfalen 1.732 9,1 4,4

Rheinland-Pfalz 617 3,4 1,6

Saarland*

Sachsen 3.982 -7,6 10,1

Sachsen-Anhalt 1.709 -7,8 4,4

Schleswig-Holstein 51 2,0 0,1

Thüringen 2.058 -14,3 5,2 557 27,1

Alte Länder 17.357 5,6 44,2 6.022 34,7

Neue Länder 21.921 -10,6 55,8 5.827 26,6

Bundesgebiet 39.278 -4,1 100,0 11.849 30,2

* Angaben liegen nicht vor.

Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung

Übersicht A6.2-6:   Schüler/-innen an Berufsfachschulen außerhalb BBiG/HwO nach Ländern – Schuljahr 2007/2008

Land
Schüler/-innen Veränderung zum Vorjahr

Anteil des Landes an  
allen Schüler/-innen

Anzahl in % in %

Baden-Württemberg 35.949 1,3 15,5

Bayern 20.141 -3,5 8,7

Berlin 6.941 -0,2 3,0

Brandenburg 5.699 -3,6 2,5

Bremen 1.156 -2,0 0,5

Hamburg 4.130 -5,9 1,8

Hessen 8.670 -3,7 3,7

Mecklenburg-Vorpommern 8.545 -4,7 3,7

Niedersachsen 22.031 -3,3 9,5

Nordrhein-Westfalen 39.333 -11,1 16,9

Rheinland-Pfalz 11.048 8,2 4,8

Saarland 487 -7,8 0,2

Sachsen 33.542 -6,3 14,4

Sachsen-Anhalt 14.051 -5,6 6,0

Schleswig-Holstein 5.779 1,1 2,5

Thüringen 15.062 -3,2 6,5

Alte Länder 148.724 -3,7 63,9

Neue Länder 83.840 -4,8 36,1

Bundesgebiet 232.564 -4,1 100,0

Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung
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gestreut über viele Berufe. Während der Anteil der 
Schüler mit Teilzeitunterricht sich in Brandenburg und 
Thüringen über drei Schuljahre verteilt und erst im  
4. Schuljahr deutlich niedriger wird, besuchen in Ba-
den-Württemberg kaum halb so viele Schüler ein drit-
tes Schuljahr, als im ersten oder zweiten verzeichnet 
sind. An den BFS außerhalb BBiG/HwO beträgt der An-
teil der in Teilzeitform unterrichteten Schülerinnen und 
Schüler lediglich 4,0 %, verteilt sich in den alten Län-
dern auf nur 5 Berufe – Erzieher/-innen, Altenpfleger/-
innen, Alten- und Heilerziehungspflegehelfer/-innen 
und Kinderpfleger/-innen –, und beschränkt sich in 
den neuen – über die Länder verteilt – fast ausschließ-
lich auf Altenpfleger/-innen.

Das quantitative Verhältnis der Schulen des Ge-
sundheitswesens zu den BFS außerhalb BBiG/HwO 
hat sich über die Jahre immer weiter zugunsten 
der BFS verschoben. Während es noch 1995/1996 
an Schulen des Gesundheitswesens deutlich mehr 
Schülerinnen und Schüler gab als an BFS, hatte sich 
das Verhältnis 1999/2000 bereits auf 3  :  4 verändert; 
in 2007/2008 beträgt es etwa 1  :  2 – die BFS haben 
also inzwischen doppelt so viele Schüler/-innen, im 
ersten Schuljahr sogar noch deutlich mehr.

(Gisela Feller)

A6.3 Ausbildung in Berufen  
des Gesundheitswesens

Die Ausbildung für nicht akademische Gesundheits-
dienstberufe wird zum überwiegenden Teil in Schu-
len des Gesundheitswesens  vermittelt. Im Jahr 
2007/2008 befanden sich 123.802 Schüler/-innen an 
1.623 Schulen des Gesundheitswesens. Im Vergleich 
zum Vorjahr (2006/2007: 123.419) ist damit die An-
zahl der Schüler/-innen annährend konstant geblie-
ben Y Tabelle A6.3-1.

Schulen des Gesundheitswesens

„Diese Einrichtungen vermitteln die Ausbildung für nicht 
akademische Gesundheitsdienstberufe (z. B. Gesund-
heits- und Krankenpfleger/-innen, Gesundheits- und 
Kinderkrankenpfleger/-innen, Hebammen, Masseure, Ergo-

therapeuten/Erotherapeutinnen, medizinische Bademeister/ 
-innen u. a.m.). Die Aufnahmebedingungen sind je nach 
Berufswahl recht unterschiedlich. In der Regel erfolgt die 
Aufnahme in diese Einrichtungen erst nach Vollendung des 
18.  Lebensjahres, also nach Beendigung der Schulpflicht. 
Vorausgesetzt wird deshalb bei nahezu allen Berufen 
eine einschlägige Berufsausbildung oder der erfolgreiche 
Besuch einer auf die Ausbildung vorbereitenden schulischen 
Einrichtung. Der erfolgreiche Abschluss an einer Schule des 
Gesundheitswesens wird durch ein staatlich anerkanntes 
Abschlusszeugnis bestätigt, das zur Ausübung des gewählten 
Berufes berechtigt.“ (Statistisches Bundesamt 2008b) Schu-
len des Gesundheitswesens unterstehen i. d. R. der Aufsicht 
der Gesundheitsministerien der Länder.

Berufsfachschulen und Fachschulen der Länder

„In einigen Ländern findet die Ausbildung in Gesundheits-
dienstberufen (unterhalb der akademischen Ebene) nicht 
in Schulen des Gesundheitswesens, sondern in BFS und 
Fachschulen statt“ (Statistisches Bundesamt 2008b).

Im Zeitverlauf zeigt sich für die letzten 10 Jahre seit 
1997/1998 (122.365 Schüler/-innen) zunächst eine 
Verringerung der Schülerzahlen an Schulen des Ge-
sundheitswesens, die ihren Tiefpunkt 2001/2002 mit 
111.778 Schüler/-innen erreichte. Seither stieg die 
Anzahl wieder stetig und befindet sich 2007/2008 
etwas über dem Niveau von 1997/1998 Y Schaubild 
A6.3-1. Der Anteil von Mädchen und jungen Frauen 
ist bei einer Ausbildung an Schulen des Gesund-
heitswesens aufgrund der geschlechtsspezifischen 
Berufswahl traditionell hoch. So lag der Anteil junger 
Männer im Schuljahr 2007/2008 lediglich bei rund 
21 %. Mädchen und junge Frauen sind dementspre-
chend mit rund 79 % hier stark überrepräsentiert.

Neben den Schulen für das Gesundheitswesen wer-
den Ausbildungen zu den Gesundheitsfachberufen 
unterhalb der akademischen Ebene aufgrund des 
unterschiedlich strukturierten föderalen Schulsys-
tems auch an BFS und Fachschulen der Länder  
durchgeführt. 

Im Gegensatz zu den Schülerzahlen an Schulen des 
Gesundheitswesens ist die Anzahl der Schüler/-innen 
in Gesundheitsfachberufen an BFS und Fachschulen 
der Länder nach einem Anstieg bis zum Schuljahr-
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gang 2004/2005 (71.587) seither stetig bis auf nun-
mehr 65.380 im Schuljahrgang 2007/2008 gesunken 
Y Schaubild A6.3-2. An den BFS und Fachschulen 
der Länder im Bereich der Ausbildung zu Gesund-
heitsfachberufen ist aufgrund der geschlechtsspezifi-
schen Berufswahl die Schieflage zwischen Männern 
und Frauen sogar noch etwas stärker ausgeprägt 
als an den Schulen des Gesundheitswesens. Unter 
den Schülern befanden sich im Jahrgang 2007/2008 
lediglich rund 19 % Jungen und junge Männer.

Für die differenzierte Betrachtung einzelner Berufe 
werden die Schülerzahlen aus den Schulen des 
Gesundheitswesens sowie den BFS und Fachschu-
len der Länder aufsummiert Y Tabelle A6.3-1. 
Hier nach ergibt sich im Vergleich zum Jahrgang 
2006/2007 insgesamt ein leichter Anstieg der 
Schülerzahl von 187.812 auf 189.182. 

Am stärksten ist mit 55.609 die Gruppe der Schüler/ 
-innen besetzt, die sich in der Ausbildung zum 
Gesundheits-/Krankenpfleger bzw. zur Gesund-
heits-/Krankenpflegerin befinden. Im Vergleich zum 
Vorjahr ist die Anzahl der Schüler damit annährend 
konstant geblieben (2006/2007: 55.014). 
Im Gegensatz zur Gesamtentwicklung ist die An-
zahl der Schüler/-innen, die sich in der Ausbildung 

zum Altenpfleger/zur Altenpflegerin befinden, im 
Vergleich zum Vorjahr um rund 1.300 auf nunmehr 
41.104 zurückgegangen, ebenso die Anzahl der 
Schüler in der Ausbildung zum Ergotherapeuten 
bzw. zur Ergotherapeutin (2007/2008: 13.342 vs. 
2006/2007: 14.014).

Ein leichter Anstieg findet sich bei der Schülerzahl in 
der Ausbildung zum Physiotherapeuten/zur Phy-
siotherapeutin (2007/2008: 25.087 vs. 2006/2007: 
25.474). Auffällig ist hier, dass 31 % in diesem 
Ausbildungsberuf Jungen und junge Männer sind. 
Prozentual mehr Jungen und junge Männer finden 
sich nur noch bei der Ausbildung zum Masseur und 
medizinischen Bademeister (38 %). 

Ebenfalls überwiegend konstant mit leicht steigen-
den Schülerzahlen im Vergleich zum Vorjahr202 ent-
wickelten sich die Ausbildungsberufe Medizinisch-
technische/r Assistent/-in für Funktionsdiagnostik, 
Medizinisch-technische/r Laboratoriumsassistent/ 
-in, Medizinisch-technische/r Radiologieassistent/-in, 
Veterinärmedizinischer Assistent/-in und Pharma-
zeutisch-technische/r Assistent/-in. 

202  Vgl. Berufsbildungsbericht 2008 (http://www.bmbf.de/pub/bbb_08.pdf).

Schaubild A6.3-1:   Anzahl der Schüler/-innen an Schulen des Gesundheitswesens nach Geschlecht 
im Zeitvergleich (1997/1998–2007/2008)
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Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 2
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Auch bei den quantitativ schwächer besetzten Aus-
bildungsberufen des Gesundheitswesens lassen sich 
kaum auffällige Veränderungen feststellen. Zusam-
menfassend ist die Situation bei der Ausbildung in 
den Berufen des Gesundheitswesens im Vergleich 
zum Vorjahr durch eine weitgehende Konstanz ge-
kennzeichnet.

(Stephan Kroll)

A6.4 Ausbildung im öffentlichen Dienst

Am 30. Juni 2007 befanden sich 190.400 Personen 
in einer Ausbildung im öffentlichen Dienst (Bund, 
Länder, Gemeinden, Gemeindeverbände, Zweckver-
bände, Bundesagentur für Arbeit, Deutsche Bundes-
bank, Sozialversicherungsträger und rechtlich 
selbst ständige Einrichtungen in öffentlich-rechtlicher 
Rechtsform). Im Vergleich zum Vorjahr wurden im 
öffentlichen Dienst 1.900 Personen in Ausbildung 
(-1 %) weniger gezählt. Rund 3 von 5 Ausbildungs-
plätzen waren mit Frauen besetzt. Der relativ hohe 
Frauenanteil hat sich in den letzten zehn Jahren 
kaum verändert. In Bezug auf den Frauenanteil gibt 
es zwischen dem früheren Bundesgebiet einschließ-

lich Berlin und den neuen Ländern (ohne Berlin)203 
in 2007 keine Unterschiede, er betrug in West wie in 
Ost 61,1 %.

Ausbildung im öffentlichen Dienst

Die Ausbildungsleistung des öffentlichen Dienstes ist nicht 
unmittelbar mit den gemeldeten Zählergebnissen nach Aus-
bildungsbereichen vergleichbar, da Ausbildungsverträge, die 
der öffentliche Dienst in Ausbildungsberufen von Industrie, 
Handel oder Handwerk abschließt, diesen Bereichen zuge-
rechnet werden Y vgl. Kapitel A1.1 und A5.3.1.

Hinsichtlich der Ausbildungsquote ist zu berücksichtigen, 
dass aufgrund des Erhebungsstichtags der Personalstand-
statistik zum 30. Juni die Ausbildungsleistung des öffent-
lichen Dienstes nur unvollständig wiedergegeben wird.  
Zu diesem Stichtag können bereits ganze Ausbildungs-
jahrgänge die Ausbildung beendet haben, während neue 
Ausbildungsjahrgänge erst zu einem späteren Zeitpunkt  
des Jahres die Ausbildung antreten.

203  Das Land Berlin wird hier den alten Ländern zugeordnet.

Schaubild A6.3-2:   Anzahl der Schüler/-innen in Ausbildung in Berufen des Gesundheitswesens an Berufs-
fachschulen/Fachschulen im Zeitverlauf (2001/2002–2007/2008)
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Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 2
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Den vorgeschriebenen Vorbereitungsdienst im Beam-
tenverhältnis absolvierten 81.500 junge Frauen und 
Männer (-0,7 %), 108.900 standen in einer Ausbil-
dung im Rahmen eines tarifvertraglich geregelten 
Arbeitsverhältnisses (-1,2 %). Die Gesamtzahl des 
Personals in Ausbildung ergibt eine Ausbildungs-
quote von 4,4 % (2006: 4,4 %) aller Beschäftigten 
bzw. von 6,4 % (2006: 6,4 %) der Vollzeitbeschäftig-
ten des öffentlichen Dienstes (jeweils ohne Soldaten 
und Soldatinnen).204

In den alten Ländern (einschließlich Berlin) wur-
den 168.500 Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des 
öffentlichen Dienstes ausgebildet, das waren 1.400 
Personen und damit 0,8 % weniger als ein Jahr zuvor 
(169.900). Der Bestand des Personals in Ausbildung 
ergibt in diesem Bereich wie auch bereits im Vorjahr 
eine Ausbildungsquote von 6,8 % aller Vollzeitbe-
schäftigten des öffentlichen Dienstes (ohne Soldaten 
und Soldatinnen).205 Bei Beamten und Beamtinnen 
ging die Zahl der Ausbildungsverhältnisse um 0,2 % 
und bei den Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen 
um 1,3 % zurück.

Bei den im früheren Bundesgebiet (einschließlich 
Berlin) gelegenen Bundesbehörden stieg die Zahl 
der Beschäftigten in Ausbildung nochmals leicht an 
(+0,6 %). Mitte 2007 waren hier 11.900 Auszubilden-
de beschäftigt, rund 70 mehr als 2006. Während die 
Zahl der Ausbildungsplätze im Arbeitnehmerbereich 
beim Bund um rund 40 Personen sank (-0,4 %), stieg 
die Zahl der Beamten und Beamtinnen im Vorbe-
reitungsdienst um rund 100 an (+3,2 %). Damit lag 
die Ausbildungsquote beim Bund in 2007 bei 6,2 % 
(2006: 6,1 %). Bei den Landesbehörden in den alten 
Ländern wurden am 30. Juni 2007 rund 95.400 
Personen ausgebildet, das waren 1.800 beziehungs-
weise 1,9 % weniger als 2006. Die Ausbildungs-
quote stieg, bezogen auf das vollzeitbeschäftigte 
Landespersonal, auf 8,6 % (2006: 8,2 %). Der Grund 
für den Anstieg der Quote trotz eines Rückgangs 
der absoluten Zahlen ist ein starker Rückgang des 
vollzeitbeschäftigten Landespersonals aufgrund von 

204 Diese Ausbildungsquote ist aufgrund der besonderen Strukturen des Vorbe-
reitungsdienstes nicht mit der Ausbildungsquote der gewerblichen Wirtschaft 
vergleichbar.

205 Auf diese Definition wird im Folgenden zurückgegriffen, wenn von „Ausbildungs-
quote“ die Rede ist.

Ausgliederungen von Personal aus den Landeshaus-
halten. Die betreffenden Einrichtungen finden sich 
anschließend im mittelbaren öffentlichen Dienst 
wieder. Infolgedessen fällt der Anteil der Auszubil-
denden an den Beschäftigten nunmehr höher aus als 
ein Jahr zuvor. Die kommunalen Arbeitgeber206 der 
alten Länder bildeten Mitte 2007 rund 37.400 Mitar-
beiter und Mitarbeiterinnen und damit 1.100 (-2,8 %) 
weniger aus als ein Jahr zuvor. Die Ausbildungsquo-
te lag wie im Vorjahr bei 5,6 %. In Einrichtungen des 
mittelbaren öffentlichen Dienstes (Bundesagentur für 
Arbeit, Deutsche Bundesbank, Sozialversicherungs-
träger sowie rechtlich selbstständige Einrichtungen 
in öffentlich-rechtlicher Rechtsform) im früheren 
Bundesgebiet wurden mit 23.900 Ausbildungsver-
hältnissen 1.500 Ausbildungsplätze mehr gezählt 
als im Vorjahr. Damit lag die Ausbildungsquote in 
diesem Bereich bei 5,2 %.

In den 5 neuen Ländern wurden im öffentlichen 
Dienst Mitte 2007 rund 21.900 Ausbildungsverhält-
nisse gemeldet, das waren 2,5 % weniger als bei der 
Erhebung im Jahr zuvor und ergibt in 2007 eine ge-
genüber dem Vorjahr unveränderte Ausbildungsquo-
te von 4,5 %. Der Bund bildete rund 1.600 (+1 %), die 
Länder 9.800 (-3,7 %), die Kommunen 5.900 (-3,8 %) 
und der mittelbare öffentliche Dienst rund 4.600 
(+0,6 %) Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen aus.

(Bundesministerium des Innern [BMI])

206  Einschließlich Zweckverbänden. 
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Die Benachteiligtenförderung  umfasst die beruf-
liche Förderung von (jungen) Menschen im Übergang 
Schule – Arbeitswelt. Die Angebote werden öffentlich 
finanziert und durch Auftragnehmer bereitgestellt. 
Die Benachteiligtenförderung ist angesiedelt im 
Schnittbereich von Jugendhilfe – Arbeitsmarktpolitik 
– Bildungspolitik. Dementsprechend wird sie durch 
unterschiedliche gesetzliche Grundlagen geprägt und 
von unterschiedlichen Akteuren auf verschiedenen 
Verantwortungsebenen gestaltet.

Benachteiligtenförderung

Die berufliche Förderung von Benachteiligten ist angesie-
delt im Übergang von der Schule in die Arbeitswelt. Im 
Zusammenhang mit beruflichen Qualifizierungsmaßnahmen 
werden unter den Begriff „benachteiligte Jugendliche“ 
die jungen Menschen gefasst, die im Vergleich zu ihren 
Altersgenossen bei der Versorgung mit Ausbildungsplätzen 
im Nachteil sind.

Der Begriff der Benachteiligtenförderung enthält die beiden 
zentralen Erklärungselemente der Förderangebote:

Benachteiligung drückt einen individuellen oder ge-
sellschaftlichen Nachteil aufgrund von Handicaps oder 
sozialen bzw. strukturellen Tatbeständen aus.
Die finanzielle Förderung erfolgt aufgrund unterschied-
licher gesetzlicher Regelungen auf den unterschiedli-
chen Ebenen der föderalen Strukturen. Das System der 
Förderung gibt die unterschiedlichen Zuständigkeiten und 
Verantwortlichkeiten wieder.

Die pädagogische Förderung verbindet i. d. R. sozial- und 
berufspädagogische Ansätze mit allgemeinbildenden Ansät-
zen. Ergänzt werden die Angebote oft um Bildungsberatung 
und -begleitung.

Die Zielgruppen der Benachteiligtenförderung variieren je 
nach gesetzlicher Grundlage.

In Abgrenzung zu behinderten Menschen gilt für benachtei-
ligte Jugendliche, dass jene nach einer Identifizierung durch 

eine zugelassene Stelle als „behindert“ einen eindeutigen 
Rechtsanspruch auf Leistungen haben. Eine eindeutige 
Definition für Benachteiligte ist nicht möglich, da Benach-
teiligung nicht eindeutig bzgl. ihrer Ursachen definiert 
werden kann, sondern sich insbesondere durch ihre Folgen 
ausweist: Hierzu zählt in erster Linie die Ausbildungslosig-
keit. Da die Berufsausbildung i. d. R. erst den Eintritt in die 
Berufs- und Arbeitswelt möglich macht, kommt der öffent-
lichen Unterstützung an dieser Stelle eine entscheidende 
Rolle bei der Integration von jungen Menschen in bzw. zur 
Teilhabe an der Gesellschaft zu.

Die Benachteiligtenförderung wird definiert als Ergänzung 
und in Abgrenzung zur „normalen“ Übergangsbiografie in 
Ausbildung und Arbeit.

Auf der Bundesebene greifen vor allem die Sozial-
gesetze (SGB) II (Grundsicherung für Arbeits suchende) 
und III (Arbeitsförderung); auf Ebene der Länder sind 
dies vor allem die Schulgesetze und auf der kommu-
nalen Ebene vor allem Leistungen nach SGB  II sowie 
SGB VIII (Kinder- und Jugendhilfe). Für die Durch-
führung von Programmen werden i. d. R. zusätzliche 
Mittel der EU und des Europäischen Sozialfonds (ESF) 
verwendet.

Die Entwicklung der Teilnahmezahlen in der Be-
nachteiligtenförderung wird vor allem durch die 
Zahl der Absolventen aus dem allgemeinbildenden 
Schulsystem bestimmt und durch die fehlenden 
Ausbildungsplätze in der (dualen) Berufsausbildung. 
Durch die Limitierung der Fördermittel entsteht so 
ein durch Außeneinflüsse geprägtes Handlungsfeld – 
unabhängig von der subjektiven Förderbedürftigkeit 
der einzelnen jungen Menschen.

Benachteiligtenförderung ist eine Form der Unter-
stützung von jungen Menschen auf ihrem Weg 
in Ausbildung oder Arbeit. Diese Unterstützung 
kann berufsbiografisch strukturiert werden; nach-
folgend werden die gesetzlichen Fördermöglich-
keiten anhand ihres berufsbiografischen Verlaufs 
aufgezählt:

A7  Regelangebote und Maßnahmen  
der Benachteiligtenförderung
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�� Berufsorientierung 
Berufsorientierung findet zumeist in den allge-
meinbildenden Schulen, oft in Kooperation mit 
der Jugendhilfe, statt.

�� Berufsvorbereitung 
Berufsvorbereitung wird zumeist an berufsbil-
denden Schulen oder von Bildungsträgern, aber 
auch im betrieblichen Kontext angeboten.

Übersicht A7-1:  Regelangebote der Benachteiligtenförderung

Regelangebote definieren sich über gesetzliche, unbefristete Angebote für junge Menschen, i. d. R. verbunden mit einem 
individuellen Fördertatbestand. Die Angebote werden oft als Bildungsmaßnahmen im Auftrag der BA durchgeführt.

Bundesebene Landesebene Kommunale Ebene

Berufsorientierung

Rechtliche Basis Berufsorientierung und erweiterte 
Berufsorientierung (SGB III)

Schulgesetze
(Schul-)Praktika
Unterricht (Arbeitslehre)

Berufsorientierung (SGB III)

Berufseinstiegsbegleitung (SGB III) Beratung und Begleitung der Schulabsolventen  
(SGB VIII)

Aktivierungshilfen (SGB III)

Lernorte Bildungsträger, Allgemeinbildende Schulen Allgemeinbildende Schulen Allgemeinbildende Schulen, Jugendhilfeträger

Berufsvorbereitung

Rechtliche Basis Berufsausbildungsvorbereitung (BBiG) Berufsvorbereitungsjahr (BVJ)

Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen der 
BA – BvB (SGB III)

Berufsgrundbildungsjahr (BGJ)

Einstiegsqualifizierung – EQ (SGB III) 1-jährige (Berufs-)Fachschulen ohne 
Berufsabschluss

Sozialpädagogische Begleitung und 
organisatorische Unterstützung (SGB III) 
bei Berufsausbildungsvorbereitung und 
Einstiegsqualifizierung

Lernorte Bildungsträger, Betriebe Berufsbildende Schulen

Berufsausbildung

Rechtliche Basis Berufsausbildung in außerbetrieblichen 
Einrichtungen BaE (SGB III)

Berufsausbildung in der Jugendhilfe (SGB VIII)

Ausbildungsbegleitende Hilfen abH (SGB III)

Organisatorische Unterstützung bei betrieblicher 
Berufsausbildung (SGB III)

Ausbildungsbonus (SGB III)

Lernorte Bildungsträger, Betriebe Jugendhilfeträger

Sonstige Qualifizierung, Nachqualifizierung

Rechtliche Basis Übergangshilfen zur Begründung oder 
Festigung eines Arbeitsverhältnisses (SGB III)

Arbeitsgelegenheiten (SGB II)

Beschäftigung begleitende Eingliederungshilfen 
(SGB III)

Qualifizierungszuschuss (SGB III)

Lernorte Bildungsträger, Betriebe Kommunale Einrichtungen, Bildungsträger

Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung
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In den Übersichten A7-1 und A7-2 wird – getrennt 
nach Regelmaßnahmen und (Sonder-)Programmen – 
die Vielschichtigkeit der beruflichen Fördermöglich-
keiten im Übergang skizziert.

Die Vielfalt der angebotenen Maßnahmen, seien es 
nun zeitlich begrenzte Modellprogramme oder ge-
setzliche Regelleistungen, geben einen Eindruck von 
der Vielfalt der öffentlichen Hilfen im Übergang von 
der Schule in Beruf und Arbeit:

Je nach gesetzlicher Grundlage gibt es unterschied-
liche Laufzeiten, andere Zielgruppenzuschnitte, 
differierende Inhalte und Ausstattungen. Die Zielrich-
tung der meisten Angebote liegt auf der Vermittlung 
oder zumindest einer Hinführung auf eine Berufsaus-
bildung.

Die nachfolgenden Darstellungen der Förderung 
basieren auf der Rechtslage von 2008. Die Förder-
tatbestände sind nach den gesetzlichen Regelkreisen 
aufgelistet:

Arbeitsförderung (SGB III)207: Vertiefte und 
erweiterte vertiefte Berufsorientierung  
(§ 33 bzw. § 33 i.V.m. § 421q)

Die Maßnahmen zielen ab auf eine bessere Vorbe-
reitung von Schülern/-innen auf die Berufswahl, 
um den Übergang von der Schule in den Beruf zu 
verbessern. Zielgruppe sind Schüler/-innen an allge-
meinbildenden Schulen.

207 Die Ausarbeitungen zum SGB III wurden ebenso wie die dazugehörenden Daten 
von der Zentrale der Bundesagentur für Arbeit, Nürnberg zur Verfügung gestellt.

Übersicht A7-2:  Programme der Benachteiligtenförderung 2008

Sonder- und Modellprogramme sind zeitlich begrenzt, in Modell- oder Programmrichtlinien beschrieben, und die Durchführung 
beruht auf Projekt- bzw. Maßnahmeanträgen.

Bundesebene Landesebene1 Kommunale Ebene

Berufsorientierung

Rechtliche Basis 
z.T. mit ESF-
Förderung

Berufsorientierungs-Programm des BMBF  
(ÜBS-Programm v. 13.08.08) 
2. Chance (BMFSFJ)

Kompetenzfeststellungen
Bildungsnachweise, -pässe

Projekte der Jugendsozialarbeit (SGB VIII)

Kompetenzagenturen (BMFSFJ) Landesprogramme

Lernorte Bildungsträger, Betriebe Allgemeinbildende Schulen Jugendhilfeträger

Berufsvorbereitung

Rechtliche Basis 
z. T. mit ESF-
Förderung

Landesprogramme, teilweise auch der 
Jugendhilfe

Projekte der Jugendsozialarbeit (SGB VIII)

Lernorte Berufsbildende Schulen, Jugendhilfeträger Jugendhilfeträger

Berufsausbildung

Rechtliche Basis 
z. T. mit ESF-
Förderung

Bund-Länder-Programm zur Schaffung von 
Ausbildungsplätzen in Ostdeutschland

Landesprogramme

Lernorte Bildungsträger, Betriebe Betriebe, Bildungsträger

Sonstige Qualifizierung

Rechtliche Basis Landesprogramme

Lernorte Bildungsträger, Betriebe

1 Das Good Practice Center listet in den Übergangsfeldern zzt. 317 Programme der Länder: http://www.laenderaktiv.de

Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung

�� Berufsausbildung 
Berufsausbildung erfolgt in betrieblichen oder 
außerbetrieblichen z.T. auch in überbetrieb-
lichen Einrichtungen.

�� Sonstige Qualifizierung, Nachqualifizierung 
Sonstige Qualifizierungen und Nachqualifizie-
rung finden je nach gesetzlicher Grundlage in 
Betrieben, bei Bildungsträgern oder Einrichtun-
gen der öffentlichen Hand statt.
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Die vertiefte Berufsorientierung ist ein zusätzliches 
Angebot in Ergänzung der Berufsorientierung durch 
die Arbeitsagenturen. Die Maßnahmen umfassen 
je nach Dauer und Ausgestaltung z. B. umfassende 
Informationen zu Berufsfeldern, Interessenerkun-
dungen, vertiefte Eignungsfeststellung, Praktika, 
sozialpädagogische Begleitung und Unterstützung. 
Voraussetzung für eine Förderung ist, dass ein Drit-
ter (z. B. Schule bzw. Land, Kommunen, Kammern, 
Verbände, Vereine) die Maßnahmen zu mindestens 
50 % mitfinanziert.

Arbeitsförderung (SGB III): Berufseinstiegs-
begleitung (§ 421s)

Mit dem 5. SGB III-Änderungsgesetz wurde die  
Berufseinstiegsbegleitung als neues Förderinstru-
ment im SGB III eingeführt. Im Rahmen einer 
modellhaften Erprobung sollen bei einem Bil-
dungsträger angestellte Berufseinstiegsbegleiter 
Schüler/-innen von 1.000 ausgewählten Schulen 
beim Übergang von der allgemeinbildenden Schule 
in Ausbildung individuell unterstützen und dadurch 
deren berufliche Eingliederung erleichtern. Die 
Berufseinstiegsbegleitung soll insbesondere dazu 
beitragen, die Chancen der Schüler/-innen auf 
einen erfolgreichen Übergang in eine berufliche 
Ausbildung deutlich zu verbessern. 

Zu den wichtigsten Aufgaben der Berufseinstiegs-
begleitung gehört die Unterstützung bei der 

�� Erreichung des Abschlusses der allgemein-
bildenden Schule,

�� Berufsorientierung und Berufswahl,
�� Ausbildungsplatzsuche sowie der 
�� Stabilisierung des Ausbildungsverhältnisses. 

Darüber hinaus kann sie auch bei der Erreichung 
der Ausbildungsreife Unterstützung leisten. Die 
Begleitung beginnt grundsätzlich in der Vor- 
ab gangsklasse, möglichst zu deren Beginn. 

Die Förderung der individuellen Begleitung endet ein 
halbes Jahr nach Beginn der beruflichen (betriebli-
chen, außerbetrieblichen oder schulischen) Ausbil-
dung, spätestens aber 24 Monate nach Beendigung 
der allgemeinbildenden Schule. 

Arbeitsförderung (SGB III): Aktivierungshilfen 
(§ 241 Abs. 3a)

Maßnahmen der Aktivierungshilfen stellen ein nie-
derschwelliges Angebot im Vorfeld von Ausbildung, 
Qualifizierung und Beschäftigung dar. Sie richten 
sich an Jugendliche, die auf andere Weise nicht 
erreicht werden können, um sie für eine beruf-
liche Qualifizierung zu motivieren. Die Maßnahmen 
orientieren sich an der Zielsetzung „Heranführung 
und Eingliederung in das Ausbildungs- und Beschäf-
tigungssystem“.

Zur förderfähigen Zielgruppe gehören Jugendliche 
und junge Erwachsene ohne berufliche Erstausbil-
dung, die die allgemeine Schulpflicht erfüllt haben. 
Förderfähig sind lernbeeinträchtigte und sozial be-
nachteiligte Jugendliche und junge Erwachsene, die 
auf andere Weise nicht erreicht werden können.
Die Förderung von Jugendlichen aus dem Rechts-
kreis SGB III setzt eine Kofinanzierung durch Dritte 
von mindestens 50 % voraus.

Arbeitsförderung (SGB III): Berufsvorberei-
tende Bildungsmaßnahmen (BvB) (§ 61)

Berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen der Bun-
desagentur für Arbeit (BA) sollen auf die Aufnahme 
einer Ausbildung vorbereiten oder der beruflichen 
Eingliederung dienen (§ 61 Abs. 1 Nr. 1 SGB III).
Zu den wichtigsten Aufgaben gehört es,

�� den Teilnehmenden die Möglichkeit zu geben, 
ihre Fähigkeiten und Fertigkeiten hinsichtlich 
einer möglichen Berufswahl zu überprüfen 
und zu bewerten, sich im Spektrum geeigneter 
Berufe zu orientieren und eine Berufswahlent-
scheidung zu treffen,

�� den Teilnehmenden die Fähigkeiten und Fer-
tigkeiten für die Aufnahme einer beruflichen 
Erstausbildung oder – sofern dies (noch) nicht 
möglich ist – für die Aufnahme einer Beschäfti-
gung zu vermitteln und 

�� die Teilnehmenden möglichst nachhaltig in den 
Ausbildungs- und/oder Arbeitsmarkt zu inte-
grieren.

Der Erwerb des Hauptschulabschlusses ist möglich.
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Zur Zielgruppe berufsvorbereitender Bildungsmaß-
nahmen der BA gehören – unabhängig von der 
erreichten Schulbildung – Jugendliche und junge 
Erwachsene, sofern sie ohne berufliche Erstausbil-
dung sind, das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet 
und ihre allgemeine Schulpflicht erfüllt haben, 
insbesondere

�� noch nicht berufsreife Jugendliche,
�� junge Menschen mit Lernbeeinträchtigung,
�� junge Menschen mit Behinderung,
�� Un- und Angelernte,
�� �sozial Benachteiligte,
�� junge Menschen mit Migrationshintergrund,
�� Jugendliche, denen die Aufnahme einer Ausbil-

dung nicht gelungen ist und deren Ausbildungs- 
oder Arbeitsmarktchancen durch die weitere 
Förderung ihrer beruflichen Handlungsfähigkeit 
erhöht werden sollen.

Arbeitsförderung (SGB III): Einstiegs-
qualifizierung (EQ) (§ 235b)

Arbeitgeber, die eine betriebliche Einstiegsqualifi-
zierung durchführen, können mit einem Zuschuss 
zur Vergütung in Höhe von bis zu 212 € monatlich 
zuzüglich eines pauschalen Anteils am Gesamtso-
zialversicherungsbeitrag gefördert werden. Eine 
Einstiegsqualifizierung kann für die Dauer von 6 bis 
längstens 12 Monate gefördert werden, wenn sie 

�� auf der Grundlage eines Vertrages im Sinne des 
§ 26 BBiG durchgeführt wird,

�� auf einen anerkannten Ausbildungsberuf i.  S. 
des § 4 Abs. 1 BBiG, § 25 Abs. 1 S. 1 HwO oder 
des Seemannsgesetzes vorbereitet und

�� in Vollzeit oder wegen der Erziehung eigener 
Kinder oder der Pflege von Familienangehörigen 
in Teilzeit von mindestens 20 Stunden durchge-
führt wird.

Einstiegsqualifizierungen dienen der Vermittlung und 
Vertiefung von Grundlagen für den Erwerb berufli-
cher Handlungsfähigkeit und sollen für folgende Ziel-
gruppen eine Brücke in die Berufsausbildung sein:

�� Ausbildungsbewerber/-innen mit individuell 
eingeschränkten Vermittlungsperspektiven, die 
auch nach den bundesweiten Nachvermittlungs-
aktionen noch ohne Ausbildungsplatz geblieben 
sind,

�� Ausbildungsbewerber/-innen, die noch nicht 
über die volle Ausbildungsreife verfügen,

�� Lernbeeinträchtigte und sozial benachteiligte 
Jugendliche.

Arbeitsförderung (SGB III): Berufsausbildung 
in außerbetrieblichen Einrichtungen (BaE)  
(§ 241 Abs. 2)

Im Rahmen einer Berufsausbildung in einer außer-
betrieblichen Einrichtung soll lernbeeinträchtigten 
und sozial benachteiligten Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen, die auch mit ausbildungsbegleitenden 
Hilfen noch nicht in einem Betrieb ausgebildet wer-
den können, ein Ausbildungsabschluss ermöglicht 
werden.

Zur förderungsfähigen Zielgruppe gehören Jugendli-
che und junge Erwachsene ohne berufliche Erstaus-
bildung, die die allgemeine Schulpflicht erfüllt haben.
Förderungsfähig sind lernbeeinträchtigte und sozial 
benachteiligte Auszubildende, die auch mit ausbil-
dungsbegleitenden Hilfen eine betriebliche Ausbil-
dung nicht erfolgreich absolvieren können.

Die BA setzt die Berufsausbildungen in außerbetrieb-
lichen Einrichtungen in zwei Ausgestaltungsformen 
um (integratives und kooperatives Modell): 

Beim integrativen Modell obliegt dem Bildungsträger 
sowohl die fachtheoretische als auch die fachprak-
tische Unterweisung der Auszubildenden. Letztere 
wird durch betriebliche Praktika ergänzt. In diesem 
Modell hält der beauftragte Bildungsträger eigenes 
Ausbildungspersonal und eigene Ausbildungswerk-
stätten vor. 
Bei der BaE im kooperativen Modell wird die 
fachpraktische Unterweisung in den betrieblichen 
Ausbildungsphasen durch einen Kooperationsbetrieb 
durchgeführt. Der beauftragte Bildungsträger ist für 
die Gewinnung des Kooperationsbetriebes sowie die 
Koordinierung der Ausbildung mit allen beteiligten 
Stellen verantwortlich und unterstützt diese in ihrer 
Aufgabenwahrnehmung. Durch die fachtheoretische 
Unterweisung sowie sozialpädagogische Begleitung 
der Auszubildenden wird der Ausbildungserfolg 
sichergestellt. 
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Die kooperative Form wird in Regionen angeboten, 
in denen eine ausreichende Zahl von Kooperations-
betrieben zur Verfügung steht, und kommt nur für 
die Jugendlichen in Betracht, die den Anforderungen 
des Lernortes Betrieb bereits ab Ausbildungsbeginn 
mit den vom Bildungsträger bereitgestellten Unter-
stützungsleistungen gewachsen sind.

Arbeitsförderung (SGB III): Ausbildungs-
begleitende Hilfen (abH) (§ 241 Abs. 1)

Ausbildungsbegleitende Hilfen zielen darauf ab, 
Jugendlichen, die besonderer Hilfen bedürfen, 
durch ausbildungsbegleitende Hilfen die Aufnahme, 
Fortsetzung sowie den erfolgreichen Abschluss einer 
erstmaligen betrieblichen Berufsausbildung in aner-
kannten Ausbildungsberufen zu ermöglichen.

Förderungsfähig sind Maßnahmen:
1.  zum Abbau von Sprach- und Bildungsdefiziten,
2.  zur Förderung der Fachpraxis und Fachtheorie 

und
3.  zur sozialpädagogischen Begleitung.
4. Ausbildungsbegleitende Hilfen können durch 

Abschnitte der Berufsausbildung in einer au-
ßerbetrieblichen Einrichtung ergänzt werden.

Förderungsfähig sind lernbeeinträchtigte und sozial 
benachteiligte Auszubildende sowie Auszubildende, 
bei denen ohne die Förderung mit ausbildungs-
begleitenden Hilfen ein Abbruch ihrer Ausbildung 
droht, sofern sie noch keine berufliche Erstausbil-
dung abgeschlossen haben.

Arbeitsförderung (SGB III): Sozialpädago-
gische Begleitung und organisatorische 
Unterstützung bei betrieblicher Berufsaus-
bildung und Berufs ausbildungsvorbereitung 
(§ 241a) 

Mit dem 4. Gesetz zur Änderung des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch wurde der § 241a SGB III zum 
1.  Oktober 2007 neu in das SGB III aufgenommen.
Betriebe, die einen benachteiligten Jugendlichen 
betrieblich ausbilden oder im Rahmen einer Berufs-
ausbildungsvorbereitung nach dem Berufsbildungs-
gesetz bzw. einer Einstiegsqualifizierung qualifizie-

ren wollen, können Unterstützungsleistungen durch 
einen beauftragten Bildungsträger bei administra-
tiven und organisatorischen Aufgaben erhalten 
(Ausbildungsmanagement).

Mit der organisatorischen Unterstützung von Klein- 
und Mittelbetrieben bei administrativen und orga-
nisatorischen Aufgaben soll das Engagement von 
Betrieben für benachteiligte Jugendliche unterstützt 
werden.

Darüber hinaus können benachteiligte Jugendliche, 
die sich in einer Berufsausbildungsvorbereitung 
nach dem Berufsbildungsgesetz bzw. einer Einstiegs-
qualifizierung befinden, durch einen Bildungsträger 
sozialpädagogisch begleitet werden (Sozialpädagogi-
sche Begleitung). Zur förderungsfähigen Zielgruppe 
gehören Jugendliche und junge Erwachsene ohne 
berufliche Erstausbildung, die die allgemeine Schul-
pflicht erfüllt haben.

Die beauftragten Bildungsträger können für Betriebe 
folgende Dienstleistungen erbringen:

Bei betrieblicher Berufsausbildungsvorbereitung 
bzw. Einstiegsqualifizierungen:
a)    Unterstützungsleistungen ab Vertragsabschluss 
  Betriebe sollen Hilfestellungen erhalten, um 

einen reibungslosen Ablauf und einen Erfolg der 
Berufsausbildungsvorbereitung bzw. Einstiegs-
qualifizierung zu gewährleisten und Abbrüche 
zu vermeiden. Dies umfasst insbesondere die 
Unterstützung bei administrativen Aufgaben und 
bei der organisatorischen Vorbereitung.

b)  Sozialpädagogische Begleitung
  Ziel der sozialpädagogischen Begleitung ist die 

Herstellung eines positiven Lern- und Arbeits-
verhaltens der Teilnehmer/-innen, um eine nach-
haltige und dauerhafte Integration zu erreichen.

Bei betrieblicher Berufsausbildung:
a)   Unterstützungsleistung zur Schaffung der Ausbil-

dungsvoraussetzungen
  Betriebe, die benachteiligte Auszubildende ein-

stellen wollen, sollen Unterstützungsleistungen 
erhalten, um für diese Jugendlichen einen Aus-
bildungsplatz zur Verfügung zu stellen. Hierzu 
muss der Betrieb die Einstellung eines bzw. einer 
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konkret benannten benachteiligten Auszubilden-
den zusagen. 

b)   Prüfung der Berufseignung für Ausbildungsplätze
  Wenn Betriebe benachteiligte Bewerber/-innen 

einstellen wollen, jedoch noch unsicher sind, 
ob diese über die Berufseignung verfügen und 
voraussichtlich den Anforderungen der Ausbil-
dung entsprechen können, kann ein Abgleich 
der Ausbildungsanforderungen mit dem indivi-
duellen Leistungsvermögen der Bewerber/-innen 
vorgenommen werden.

c)  Unterstützungsleistungen ab Vertragsabschluss 
  Betriebe sollen Hilfestellungen erhalten, um 

einen reibungslosen Ablauf und einen Erfolg der 
Ausbildung zu gewährleisten und Abbrüche zu 
vermeiden. Dies umfasst insbesondere die Unter-
stützung bei administrativen Aufgaben und bei 
der organisatorischen Vorbereitung.

Arbeitsförderung (SGB III): Ausbildungsbonus 
(§ 421r)

Mit dem 5. SGB III-Änderungsgesetz wurde der 
Ausbildungsbonus (§ 421r SGB III) als neues För-
derinstrument im SGB III verankert. Arbeitgeber 
können einen Ausbildungsbonus erhalten, wenn sie 
vorrangig mit Jugendlichen, die bereits seit min-
destens einem Jahr einen Ausbildungsplatz suchen, 
einen zusätzlichen Ausbildungsvertrag abschließen. 
Die Höhe des Zuschusses beläuft sich grundsätzlich 
auf 4.000, 5.000 oder 6.000 € in Abhängigkeit von 
der tariflichen oder ortsüblichen Ausbildungsver-
gütung im ersten Ausbildungsjahr. 

Arbeitsförderung (SGB III): Übergangshilfen 
(§ 241 Abs. 3)

Übergangshilfen setzen voraus, dass die Ausbildung 
bereits mit ausbildungsbegleitenden Hilfen oder als 
Berufsausbildung in außerbetrieblichen Einrichtungen 
gefördert wurde. Hierdurch soll die Beschäftigungs-
wirksamkeit von bereits geförderten Ausbildungs-
maßnahmen gesteigert werden. Übergangshilfen 
umfassen Beratung und Unterstützung – bei erfolg-
reichem Abschluss der Ausbildung  – in der Zeit der 
Arbeitssuche und der Anfangsphase der Berufstätig-
keit bzw. – bei Abbruch der Ausbildung – in der Zeit 
bis zur Aufnahme einer weiteren Ausbildung.

Arbeitsförderung (SGB III): Beschäftigung be-
gleitende Eingliederungshilfen (§§ 246a–d)

Durch die Bereitstellung zusätzlicher Hilfen für för-
derungsbedürftige Arbeitnehmer/-innen, soll diesen 
die betriebliche Eingliederung ermöglicht und die 
Aussichten auf eine dauerhafte berufliche Einglie-
derung verbessert werden. Förderungsbedürftig 
sind jüngere Arbeitnehmer/-innen, die wegen der in 
ihrer Person liegenden Gründe ohne die Förderung 
ein Arbeitsverhältnis nicht begründen oder festigen 
können. Förderungsfähig sind Maßnahmen, die die 
betrieb liche Eingliederung unterstützen und über 
betriebs übliche Inhalte hinausgehen. Hierzu gehören 
Maß nahmen 

�� zum Abbau von Sprach- und Bildungsdefiziten,
�� zur Förderung der Fachpraxis und Fachtheorie 

und
�� zur sozialpädagogischen Begleitung.

Arbeitsförderung (SGB III): Qualifizierungs-
zuschuss (§ 421o)

Mit einem Qualifizierungszuschuss für die Einstel-
lung von jüngeren Arbeitnehmern/und Teilneh-
merinnen können Arbeitgeber gefördert werden, die 
jüngere Arbeitslose einstellen, die zuvor mindestens 
6 Monate arbeitslos waren, keinen Berufsabschluss 
haben und während der geförderten Beschäftigung 
betrieblich qualifiziert werden. Gefördert werden 
Arbeitgeber für längstens zwölf Monate mit 50 % des 
berücksichtigungsfähigen Entgelts, wobei mindes-
tens 15 % des Zuschusses für eine Qualifizierung 
zweckgebunden sind.

Berufsbildungsgesetz (BBiG): Berufs- 
aus bildungsvorbereitung (§§ 1, 68 ff.)

Die Berufsausbildungsvorbereitung dient dem Ziel, 
durch die Vermittlung von Grundlagen für den Er-
werb beruflicher Handlungsfähigkeit an eine Berufs-
ausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf 
heranzuführen. Die Berufsausbildungsvorbereitung 
richtet sich an lernbeeinträchtigte oder sozial be-
nachteiligte Personen, deren Entwicklungsstand eine 
erfolgreiche Ausbildung in einem anerkannten Aus-
bildungsberuf noch nicht erwarten lässt. Sie muss 
nach Inhalt, Art, Ziel und Dauer den besonderen  
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Erfordernissen des o. g. Personenkreises entspre-
chen und durch umfassende sozialpädagogische 
Betreuung und Unterstützung begleitet werden.  
Die Vermittlung von Grundlagen für den Erwerb 
beruflicher Handlungsfähigkeit kann insbesondere 
durch inhaltlich und zeitlich abgegrenzte Lernein-
heiten erfolgen, die aus den Inhalten anerkannter 
Ausbildungsberufe entwickelt werden (Qualifizie-
rungsbausteine).

Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB II): 
Arbeitsgelegenheiten (§§ 3, 16)

Gefördert werden Maßnahmen zur Eingliederung 
in Arbeit, die die unmittelbare Aufnahme einer 
Erwerbstätigkeit ermöglichen. Junge Menschen 
(erwerbsfähige Hilfebedürftige, die das 25. Lebens-
jahr noch nicht vollendet haben) sind unverzüglich 
nach Antragstellung in eine Arbeit, eine Ausbildung 
oder eine Arbeitsgelegenheit zu vermitteln. Können 
Hilfebedürftige ohne Berufsabschluss nicht in eine 
Ausbildung vermittelt werden, sollen die Arbeitsagen-
turen darauf hinwirken, dass die vermittelte Arbeit 
oder Arbeitsgelegenheit auch zur Verbesserung ihrer 
beruflichen Kenntnisse und Fähigkeiten beiträgt.

Leistungen erhalten Personen, die das 15. Lebens-
jahr vollendet haben, erwerbsfähig und hilfebedürf-
tig sind sowie ihren gewöhnlichen Aufenthalt in der 
Bundesrepublik Deutschland haben.

Die Qualifizierungsmodule sollen die individuellen  
Voraussetzungen und Chancen zur Integration in 
Ausbildung und Beschäftigung zielgerichtet verbes-
sern. Für junge Menschen mit besonderen Problem-
lagen sollte eine begleitende und möglichst umfas-
sende sozialpädagogische Betreuung sichergestellt 
werden.

Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII): Jugend-
hilfe/Jugendsozialarbeit (§ 13)

Im Rahmen der Jugendhilfe werden sozialpäda-
gogische Hilfen angeboten, die die schulische und 
berufliche Ausbildung, die Eingliederung in die 
Arbeitswelt und die soziale Integration von Jugend-
lichen fördern.

Zielgruppe sind junge Menschen, die zum Ausgleich 
sozialer Benachteiligungen oder zur Überwindung 
individueller Beeinträchtigungen in erhöhtem Maße 
auf Unterstützung angewiesen sind.

Weiterhin können geeignete sozialpädagogisch be-
gleitete Ausbildungs- und Beschäftigungsmaßnah-
men angeboten werden, die den Fähigkeiten und 
dem Entwicklungsstand dieser jungen Menschen 
Rechnung tragen. Darüber hinaus kann jungen 
Menschen während der Teilnahme an schulischen 
oder beruflichen Bildungsmaßnahmen oder bei der 
beruflichen Eingliederung Unterkunft in sozial-
pädagogisch begleiteten Wohnformen angeboten 
werden.

Der größte Teil der beschriebenen Sachverhalte kann 
durch Daten belegt werden. Maßnahmen der Betreu-
ung und Beratung insbesondere der Jugend(berufs)
hilfe und vieler Landesprogramme in freier Träger-
schaft sind jedoch nicht eindeutig gegenüber den 
Regelmaßnahmen abzugrenzen, Teilnehmendensta-
tistiken sind kaum zugänglich, geschweige denn in 
der Qualität mit den Daten der Bundesagentur für 
Arbeit oder denen der Schulstatistiken vergleichbar. 
Aufgrund der vielen gesetzlichen Änderungen im 
Bereich der aktiven Arbeitsmarktpolitik sind viele 
Maßnahmen – und deren datenmäßige Erfassung 
– häufigen Änderungen unterworfen. Langfristige 
Daten können bisher nur für bestimmte Bereiche 
ausgewiesen werden; manche Fördertatbestände 
wurden abgeschafft; etliche neue Regelleistungen 
werden erst seit einigen Jahren bzw. erst seit 2008 
finanziert.

Eine erste zahlenmäßige Annäherung an die beruf- 
liche Förderung von jungen Menschen im Rahmen 
der Benachteiligtenförderung bieten die Teilnahme-
zahlen der Jahre 2005–2007 Y Schaubild A7-1.

Für den Bereich der Förderung der Berufsaus- 
bildung durch die BA gibt es jedoch langfristige  
Daten, die über den Zeitraum seit 1998 auch  
einige Entwicklungen deutlich werden lassen  
Y Schaubild A7-2.
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Entwicklungen im Zeitverlauf

Die vorliegenden Daten (vgl. Tabellen A7-1, A7-2) 
zeigen nur einen Ausschnitt aus den Qualifizierungs-

maßnahmen im Übergang Schule – Arbeitswelt bzw. 
der erreichten Jugendlichen, nämlich den Aus-
schnitt, der insbesondere bundesrechtlich geregelt 
und finanziert ist sowie zentral erfasst wird.

Schaubild A7-2:   Maßnahmen der Förderung der Berufsausbildung der Bundesagentur für Arbeit

Quelle: Bundesagentur für Arbeit. Bestand am Ende des Berichtsjahres
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Schaubild A7-1:  Eintritte in Qualifizierungsmaßnahmen des Übergangs
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Die Bereiche „Berufsorientierung“, „Berufsvorberei-
tung“, „Berufsausbildung“ und „Sonstige Qualifizie-
rung“ weisen unterschiedliche Tendenzen auf:

�� Berufsorientierung 
Die Maßnahmen des Bundes weisen in diesem 
originär der allgemeinbildenden Schule zuzu-
rechnenden Bereich nur geringe Zahlen von 
Teilnehmenden aus. Durch die bei einigen  
Finanzierungsarten erforderliche Kofinanzie-
rung ist die Inanspruchnahme vielleicht gerin-
ger als bei zu 100 % finanzierten Maßnahmen. 
Die Notwendigkeit einer – zusätzlichen – Be-
rufsorientierung aus Bundesmitteln, ergänzend 
zu den Angeboten der Berufsberatung und der 
lehrplanintegrierten Berufsorientierung, wird 
vielleicht auch nicht gesehen. Der Anteil der 
Teilnehmerinnen beträgt ca. 43 %. 

�� Berufsvorbereitung 
Die Teilnehmerzahlen in der Berufsvorbereitung 
waren für die letzten Jahre durch den Ausbil-
dungspakt vereinbart worden. Das Verhältnis 
von BvB und EQJ (EQ) – also außerbetrieblicher 
und betrieblicher Berufsvorbereitung – beträgt  
5  :  1. Daneben steht in großem Umfang noch die 
schulische Berufsvorbereitung Y vgl. Kapitel 
A6.1. Die Berufsvorbereitung ist der Sektor, der 
alle Jugendlichen ohne Zugang zu einer Berufs-
ausbildung oder sonstigen, attraktiven beruf-
lichen Qualifizierung auffangen soll. 
Auch hier liegt der Anteil der Teilnehmerinnen 
bei ca. 42 % (BvB) bis 47 % (EQ).

�� Berufsausbildung 
Die außerbetrieblichen Berufsausbildungen 
(BaE) wurden im Jahr 2007 um gut ein Drittel 
aufgestockt. Die ausbildungsbegleitenden Hilfen 
(abH) für betriebliche Auszubildende dagegen 
werden tendenziell seit Beginn des Berichts-
zeitraumes (1998) immer seltener in Anspruch 
genommen. 
In der langen Sicht der Förderung der Berufs-
ausbildung durch die BA (Benachteiligtenför-
derung im engeren Sinne) zeigt sich ein konti-
nuierlicher Ausbau der Angebote. Erstaunlich 
ist, dass die Hilfen und Unterstützungsangebote 
der Ausbildung in den Betrieben nicht stärker 
ausgebaut wurden; stattdessen wurden die 
kostenintensiven außerbetrieblichen Angebote 
erhöht – mit diesen besitzt die öffentliche Hand 

jedoch ein direktes Instrument zur Entlastung 
des Ausbildungsstellenmarktes. Andererseits 
kann auch vermutet werden, dass Betriebe in 
nur sehr begrenztem Rahmen eine Möglichkeit 
sehen, benachteiligte Jugendliche in eine regu-
läre Berufsausbildung aufzunehmen. 
Die Relation Zugang/Bestand gibt Hinweise auf 
die durchschnittliche Förderdauer der Teilneh-
menden im Zeitverlauf. Die Relation bei BaE 
betrug über Jahre zwischen 43 % und 47 %. In 
den letzten beiden Jahren ist ein Anstieg auf 
knapp 60 % festzustellen. 
Dagegen ist die Relation Zugang/Bestand bei 
abH seit Umstellung der Statistik (1998) ange-
stiegen, in den letzten vier Jahren von 122 % auf 
150 %, was eine Verkürzung der Teilnahmedau-
er insgesamt ausweist. 
Durch die z.T. unterjährige Maßnahmedauer 
bei abH ist ein Vergleich in den Bestandszahlen 
mit der i. d. R. dreijährigen Förderdauer bei BaE 
nicht möglich. 
In beiden Förderangeboten sind Teilnehmerin-
nen zu ca. einem Drittel vertreten. 

�� Sonstige Qualifizierung 
Die sonstige Qualifizierung ist ein bisher kaum 
beachtetes und besonders wachstumsstarkes 
Feld: Einige Instrumente wurden 2007 neu ein-
geführt, andere wie z. B. „Arbeitsgelegenheiten 
mit Qualifizierungsanteil“ (SGB II) werden in-
zwischen offensiver genutzt – zusätzlich zu den 
schon länger bekannten SGB-III-Instrumenten. 
Auffällig ist die große Zahl der Jugendlichen mit 
Qualifizierung, obwohl nur ein Drittel (2006) 
bis zur Hälfte (2007) der unter 25-Jährigen 
bisher Angebote zur Qualifizierung nach SGB II 
erhalten. 

Außergewöhnlich ist der Abbau der Teilnehmerzah-
len in der Berufsvorbereitung im Jahr 2007: Fast ein 
Drittel Jugendliche weniger befanden sich in einer 
Berufsvorbereitung! In der Gesamtsumme wurde der 
Rückgang zahlenmäßig teilweise kompensiert durch 
die deutliche Ausweitung der sonstigen Qualifizie-
rung sowie durch eine Aufstockung der Angebote in 
der Förderung zur Berufsausbildung.

(Friedel Schier)
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A8.1 Die Ungelerntenquote der 20- bis 
29-Jährigen nach Daten des Mikrozensus

Seit Beginn der 1980er-Jahre steigen die Arbeitslo-
senquoten von Ungelernten überproportional an. Im 
Jahr 2005 lag die Arbeitslosenquote der Geringqua-
lifizierten bei 26 % und damit fast dreimal so hoch 
wie bei Personen mit abgeschlossener Berufsausbil-
dung (9,7 %) (Reinberg/Hummel 2007, S. 1). Zugleich 
werden zunehmend Arbeitsplätze abgebaut oder 
ins Ausland verlagert, auf denen Geringqualifizierte 
beschäftigt werden könnten. Jugendliche und junge 
Erwachsene ohne Berufsausbildung tragen somit ein 
Beschäftigungsrisiko, das sowohl individuell als auch 
gesamtgesellschaftlich (als Ausfall von Sozialbeiträ-
gen und Steuern) nicht hinnehmbar ist. Dem sich 
abzeichnenden Fachkräftemangel müsste mit zeit-
naher Qualifizierung begegnet werden. Datenbasis 
für die nachfolgenden Auswertungen ist der Mikro-
zensus. Bei Zeitvergleichen sind Veränderungen bei 
der Erhebung des Mikrozensus ab dem Jahr 2005 zu 
beachten. 

Mikrozensus

Der Mikrozensus ist die amtliche Repräsentativstatistik 
des Statistischen Bundesamtes über die Bevölkerung und 
den Arbeitsmarkt, an der jährlich 1 % aller Haushalte in 
Deutschland beteiligt sind (laufende Haushaltsstichpro-
be). Der Mikrozensus dient der Bereitstellung statistischer 
Informationen über die wirtschaftliche und soziale Lage 
der Bevölkerung sowie über die Erwerbstätigkeit, den 
Arbeitsmarkt und die Ausbildung. Er schreibt die Ergebnisse 
der Volkszählung fort. Insgesamt nehmen rund 390.000 
Haushalte mit 830.000 Personen am Mikrozensus teil. Alle 
Haushalte haben beim Mikrozensus die gleiche Auswahl-
wahrscheinlichkeit (Zufallsstichprobe).

Das Frageprogramm des Mikrozensus besteht aus einem 
festen Grundprogramm mit jährlich wiederkehrenden Tatbe-
ständen, die überwiegend mit Auskunftspflicht belegt sind. 
Darüber hinaus gibt es in vierjährigem Rhythmus Zusatzpro-

gramme, die teilweise von der Auskunftspflicht befreit sind. 
Das jährliche Grundprogramm des Mikrozensus umfasst un-
ter anderem Merkmale zur Person (Alter, Geschlecht, Staats-
angehörigkeit und so weiter), den Familien- und Haus-
haltszusammenhang sowie darüber hinaus die Merkmale 
Haupt- und Nebenwohnung, Erwerbstätigkeit, Arbeitssuche, 
Arbeitslosigkeit, Nichterwerbstätigkeit, Schüler, Student, 
allgemeiner und beruflicher Ausbildungsabschluss.

Veränderungen bei der Erhebung des Mikrozensus 

Die ab 2005 veränderte Erhebungsmethode, von der 
insgesamt verbesserte statistische Informationen zu Bevöl-
kerung und Erwerbstätigkeit zu erwarten sind, hatte auch 
Auswirkungen auf Daten zu nicht formal Qualifizierten. Vor 
allem gründet das auf der Auskunftspflicht der Frage zum 
Berufsabschluss. In den vorangegangen Mikrozensen war 
die Beantwortung freiwillig. Im Ergebnis wurde diese Frage 
2005 nur noch von 1 % der Befragten nicht beantwortet, 
2004 waren es noch 9 %. Die dabei zusätzlich gewonnenen 
Informationen über den Berufsabschluss kumulierten sich 
vor allem bei Befragten ohne Berufsabschluss, sodass sich 
der Anteil dieser nicht formal Qualifizierten an der Bevölke-
rung über 15 Jahren verglichen mit 2004, um rund 5 % er-
höhte (zum Vergleich: mit beruflichem Abschluss +3 %, mit 
Fachhochschul- oder Hochschulabschluss +1 %) (Reinberg/
Hummel 2007, S. 10). Es ist davon auszugehen, dass sich 
2005 aufgrund der genaueren Erfassung auch der Anteil 
der nicht formal Qualifizierten bei der hier untersuchten 
Wohnbevölkerung der 20- bis 29-Jährigen gegenüber 2004 
deutlich erhöht hat. Das hat auch Konsequenzen für aus 
den Daten gewonnene Zeitreihen. Ergebnisse ab 2005 sind 
nur unter Vorbehalt mit denen der Vorjahre vergleichbar.

Entwicklung von 1996 bis 2007

Die Ungelerntenquote der 20- bis 29-Jährigen208 
(nicht formal Qualifizierte, nfQ)  stieg, vergleicht 
man die Jahre 1996 und 2007, bundesweit geringfü-

208  Diese Altersgruppe steht im Vordergrund der Datenanalyse.

A8  Junge Erwachsene ohne abgeschlossene 
Berufsausbildung
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gig an, von 14,6 % auf 15,2 % Y Übersichten A8.1-1 
und A8.1-2. Der Ungelerntenanteil unter den jungen 
Erwachsenen mit ausländischer Staatsangehörigkeit 
fiel dabei von 40,1 % auf 35,8 %. Gleichzeitig stieg die 
Ungelerntenquote unter den Deutschen von 10,5 % 
auf 11,9 %.

Nicht formal Qualifizierte (nfQ)

Zu den jungen Erwachsenen ohne abgeschlossene Berufs-
ausbildung (nicht formal Qualifizierte) zählen nicht:

Schüler/-innen
Studierende
Auszubildende
Wehr- und Zivildienstleistende und

junge Erwachsene in Maßnahmen der beruflichen Fort- 
und Weiterbildung und Umschulung. 

Hinzugerechnet werden Jugendliche mit Anlernausbildung 
bzw. mit einem Praktikum.

Frauen waren 1996 unter den 20- bis 29-Jährigen 
deutlich häufiger als Männer von Ausbildungs losig-
keit betroffen (16,5 % gegenüber 12,8 %). In der 
Folge haben sich die Ungelerntenquoten von Män-
nern und Frauen bei unterschiedlicher Entwicklung 
angenähert. Bei jungen Männern stieg ihr Anteil an 
den Ungelernten an, 2007 wurden 14,9 % Anteil an 
der gleichaltrigen Wohnbevölkerung ermittelt. Bei 
Frauen ging die Quote um 1,1 Prozentpunkte auf 

Übersicht A8.1-1:  Jugendliche ohne Berufsausbildung von 1996 bis 2004 

Jahr
20- bis 24-jährige 

Jugendliche
20- bis 29-jährige Jugendliche

Quote in % Quote in %
hochgerechnete absolute  

Zahl (in Mio.)

1996 14,8 14,6 1,57

1997 15,0 14,6 1,50

1998 15,1 14,7 1,45

1999 14,8 14,7 1,40

2000 14,4 14,4 1,32

2001 14,3 14,5 1,32

2002 15,1 15,2 1,37

2003 14,6 14,9 1,36

2004 14,5 14,9 1,37

Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 2005 und Bundesministerium für Bildung und Forschung 2006, Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung

Übersicht A8.1-2:  Jugendliche ohne Berufsausbildung 2005 und 2007  

Jahr
20- bis 24-jährige 

Jugendliche
20- bis 29-jährige Jugendliche

Quote in % Quote in %
hochgerechnete absolute  

Zahl (in Mio.)

  2005* 16,5 16,5 1,57

2007 14,5 15,2 1,45

* Siehe Hinweis auf die Veränderungen bei der Erhebung des Mikrozensus.

Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 2005 und 2007, Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung
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15,4 % zurück, befindet sich aber immer noch auf 
leicht höherem Niveau. Frauen sind damit immer 
noch häufiger von Ausbildungslosigkeit betroffen als 
Männer.

Seit 1996 fiel bundesweit der Ungelerntenanteil un-
ter den Jugendlichen mit ausländischer Staatsange-
hörigkeit von 40,1 % auf 35,8 %. Gleichzeitig stieg die 
Ungelerntenquote unter den deutschen Jugendlichen 
von 10,5 % auf 11,9 %. 

Junge Erwachsene ohne Berufsabschluss 2007

Im Jahr 2007 sind nach Daten des Mikrozensus 
1,45  Millionen junge Erwachsene im Alter zwischen 
20 und 29 Jahren ohne abgeschlossene Berufsaus-
bildung geblieben Y Übersicht A8.1-2. Damit ergab 
sich ein Anteil der ungelernten jungen Erwachsenen 
dieser Altersgruppe an der entsprechenden Wohnbe-
völkerung von 15,2 %. Frauen (Quote 15,4 %) waren 
insgesamt stärker von Berufslosigkeit betroffen als 
Männer (14,9 %).

Rund 641.000 junge Erwachsene mit Hauptschul-
abschuss im Alter von 20 bis 29 Jahren blieben 
in 2007 ohne einen Berufsabschluss Y Übersicht 
A8.1-3. Ehemalige Hauptschüler/-innen (mit 

Übersicht A8.1-3:  Junge Erwachsene ohne beruflichen Abschluss im Alter von 20 bis 29 Jahren 2007

Alter 20–29

mit beruflichem  Abschluss Ohne beruflichen Abschluss zusammen
Anteil nfQ  

in %

abs. (in Tsd.) in % abs. (in Tsd.) in % abs. (in Tsd.) in %

Männlich 4.149 51,0 725 49,8 4.874 50,8 14,9

Weiblich 3.985 49,0 727 50,0 4.712 49,1 15,4

Alle 8.134 100,0 1.455  100,0   9.587 100,0 15,2

Hauptschulabschluss 1.440 17,7 641 44,1 2.081 21,7 30,8

Realschulabschluss 2.895 35,6 308 21,2 3.203 33,4 9,6

Abitur/Fachhochschulreife 3.709 45,6 234 16,1 3.943 41,1 5,9

Kein Abschluss 48 0,6 262 18,0 310 3,2 84,5

Keine Angabe 42 0,5 6 0,4 48 0,5 12,5

Alle 8.134 100,0 1.455  100,0   9.587 100,0 15,2

Männlich

Hauptschulabschluss 929 22,4 333 46,1 1.262 25,9 26,4

Realschulabschluss 1.426 34,4 141 19,5 1.567 32,2 9,0

Abitur/Fachhochschulreife 1.740 41,9 112 15,5 1.852 38,0 6,0

Kein Abschluss 30 0,7 133 18,4 163 3,3 81,6

Keine Angabe 24 0,6 3 0,4 27 0,6 11,1

Insgesamt 4.149 100,0 722  100,0   4.874 100,0 14,9

Weiblich

Hauptschulabschluss 511 12,8 308 42,5 819 17,4 37,6

Realschulabschluss 1.469 36,9 167 23,1 1.636 34,7 10,2

Abitur/Fachhochschulreife 1.969 49,4 120 16,6 2.089 44,3 5,7

Kein Abschluss 18 0,5 129 17,8 147 3,1 87,8

Keine Angabe 18 0,5 18 0,4

Insgesamt 3.985 100,0 724  100,0   4.713 100,0 15,4

Abweichungen von berechneten Summen ergeben sich aus Rundungen und Datenschutzmaßnahmen.

Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 2007, Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung
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Abschluss) stellten mit 44 % die größte Gruppe 
unter den Unqualifizierten. Damit lag bei ihnen 
der Anteil Ungelernter deutlich höher als ihr Anteil 
an der gleichaltrigen Wohnbevölkerung, der mit 
21,7 % ermittelt wurde. Nahezu jede/jeder dritte 
Hauptschulabsolvent und -absolventin (30,8 %) der 
untersuchten Altersgruppe blieb ohne berufliche 
Qualifizierung. Vor allem gilt das für junge Frauen. 
Dort erreicht der Ungelerntenanteil 37,6 %, bei 
jungen Männern mit Hauptschulabschluss betrifft 
es „nur“ jeden Vierten (26,4 %). Im Vergleich zum 
Durchschnitt ihrer Altersgruppe befanden sich junge 
Erwachsene mit Hauptschulabschluss doppelt so 
häufig unter den Ungelernten.

Wer ohne allgemeinschulischen Abschluss blieb, 
erreichte in nur wenigen Fällen einen beruflichen 
Abschluss. Nur rund 2 von 10 jungen Erwachsenen 
(das waren absolut rund 48.000) konnten 2007 
einen Berufsabschluss vorweisen, die Ungelern-
tenquote betrug 84,5 % (Frauen 87,8 %, Männer 
81,6 %). 262.000 junge Erwachsene blieben dabei 
ohne berufliche Qualifizierung. Zwar machten junge 
Erwachsene ohne Schulabschluss nur 3,2 % der 
gleichaltrigen Wohnbevölkerung aus, doch bei den 
Ungelernten stammte fast jeder Fünfte aus dieser 
Untergruppe (18,0 %). Demgegenüber zeigten sich 
unterdurchschnittliche Ungelerntenquoten bei jun-
gen Erwachsenen mit Realschulabschluss (9,6 %) und 
(Fach-)Hochschulreife (5,9 %). Auch ihr Anteil an der 
gleichaltrigen Wohnbevölkerung lag erheblich über 
ihrem Anteil an den Ungelernten. Das gilt sowohl für 
Frauen als auch für Männer, obwohl auch hier der 
Anteil junger Frauen an den Ungelernten geringfügig 
über dem der jungen Männer lag. 

Dass junge Frauen mit guten Schulabschlüssen gegen-
über den Männern aufholen und sich damit bessere 
berufliche Chancen eröffnen konnten, zeigte sich vor 
allem bei der jüngsten, hier nicht weiter ausgewie-
senen Kohorte der 20- bis 24-Jährigen, wo sich die 
Ungelerntenquoten von Realschülern und -schülerin-
nen auf niedrigem Niveau nahezu angeglichen haben 
(weiblich 9,9 %, männlich 9,5 %). Bei den Studienbe-
rechtigten liegt die Quote der jungen Frauen mit 6,4 % 
inzwischen unter der der Männer (7,5 %).

(Uta Braun, Robert Helmrich, Klaus Schöngen)

A8.2 Determinanten von Ausbildungs-
losigkeit und typische bildungs- 
bio grafische Verläufe von Jugend- 
lichen ohne Berufs ausbildung
Wie hoch die Quote der Jugendlichen ohne Berufs-
ausbildung ist und wie sich diese Personengruppe 
nach wichtigen soziodemografischen Merkmalen wie 
Geschlecht, Schulabschluss und Migrationshinter-
grund verteilt, kann am verlässlichsten auf Basis des 
Mikrozensus ermittelt werden Y vgl. Kapitel A8.1. 
Daraus geht allerdings nicht hervor, welche Fakto-
ren Ausbildungslosigkeit determinieren und welche 
Rolle insbesondere der familiäre Hintergrund der 
Jugendlichen sowie ihre Bildungsbiografie nach Ver-
lassen der allgemeinbildenden Schule spielen. Dazu 
liegen jedoch detaillierte Informationen aus einer 
repräsentativen Erhebung des Bundesinstituts für 
Berufsbildung vor (BIBB-Übergangsstudie 2006).  
Auf dieser Datengrundlage konnten die Ursachen für 
fehlende Berufsabschlüsse Jugendlicher analysiert 
werden (vgl. Beicht/Ulrich 2008). Untersucht wurde 
auch, welches die typischen bildungsbiografischen 
Verläufe von ungelernten jungen Erwachsenen sind. 
Einbezogen wurden in die Analysen ausschließlich 
nicht studienberechtigte Personen.209 

BIBB-Übergangsstudie

Bei der BIBB-Übergangsstudie 2006 handelt es sich um 
eine im Sommer 2006 durchgeführte repräsentative Be-
fragung von 7.230 Personen der Geburtsjahrgänge 1982 
bis 1988. In computergestützten Telefoninterviews gaben 
die Jugendlichen retrospektiv Auskunft über ihre gesamte 
Bildungs- und Berufsbiografie (vgl. Beicht/Friedrich/Ulrich 
2007, 2008). 

Bei den hier vorgestellten Analyseergebnissen wurden die 
Angaben von 2.595 Jugendlichen zugrunde gelegt, die 
zum Befragungszeitpunkt 20 bis 24 Jahre alt waren und 
die bei Verlassen der allgemeinbildenden Schule maximal 
über einen mittleren Abschluss verfügten. Sie werden hier 

209 Für Personen, die die allgemeinbildende Schule mit Hoch- oder Fachhochschulreife 
verlassen hatten, war der Beobachtungszeitraum nach Beendigung der Schule zu 
kurz, um bereits sinnvolle Aussagen zum Anteil der Personen ohne Berufsab-
schluss treffen zu können.
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vereinfachend als „nicht studienberechtigte Jugendliche“ 
bezeichnet.

Es wurde eine mit den Mikrozensus-Auswertungen ver-
gleichbare Definition von Ausbildungslosigkeit zugrunde 
gelegt. Als „ungelernt“ gelten danach ausschließlich 
Personen ohne Berufsabschluss, die im Befragungsmonat 
einer Erwerbstätigkeit nachgingen, arbeitslos bzw. arbeits-
suchend waren, an einer Maßnahme der Bundesagentur für 
Arbeit (z. B. Berufsvorbereitungsmaßnahme, Ein-Euro-Job) 
teilnahmen, ein betriebliches Praktikum (einschließlich 
einer Einstiegsqualifizierung) absolvierten, einen Ausbil-
dungsplatz suchten oder sich aus privaten Gründen (z. B. 
Kinderbetreuung, Krankheit) zu Hause befanden. Personen, 
die eine allgemeinbildende oder berufliche Schule besuch-
ten, in einer Ausbildung waren oder studierten, an einer 
beruflichen Fort- oder Weiterbildung teilnahmen oder den 
Wehr- bzw. Zivildienst ableisteten, zählen demnach nicht zu 
den Ungelernten.

Einflussfaktoren auf das Risiko  
der Ausbildungslosigkeit

In die durchgeführten Analysen wurden insgesamt 
15 verschiedene persönliche Merkmale bzw. bio- 
grafische oder sonstige Aspekte einbezogen, von 
denen angenommen wurde, dass sie die Gefahr 
dauerhafter Ausbildungslosigkeit erhöhen oder 
vermindern könnten.210 Für viele dieser Merkmale 
bzw. Aspekte konnte im Rahmen eines statistischen 
Erklärungsmodells (logistische Regression) nachge-
wiesen werden, dass sie – unter Kontrolle der jeweils 
anderen Einflussgrößen – einen signifikanten eigen-
ständigen Effekt hatten.211 Neben den schulischen 
Bildungsvoraussetzungen der Jugendlichen, dem 
Bildungs- und Berufsstatus der Eltern sowie einigen 
weiteren soziodemografischen Merkmalen sind es 
vor allem bestimmte bildungsbiografische Verläufe, 
die das Risiko der Ausbildungslosigkeit deutlich 
beeinflussen. Die Ergebnisse lassen sich wie folgt 
beschreiben:

210 Für die Jugendlichen im Alter von 20 bis 24 Jahren, die die allgemeinbildende 
Schule mit maximal mittlerem Schulabschluss verließen, ergab sich nach der BIBB-
Übergangsstudie 2006 eine Ungelerntenquote von 14,8 %.

211 Das Regressionsmodell ist dokumentiert in Beicht/Ulrich 2008, S. 5.

�� Die Wahrscheinlichkeit, ohne Berufsabschluss 
zu bleiben, vergrößert sich für Jugendliche, 
wenn ihre schulischen Bildungsvoraussetzun-
gen ungünstig sind. Dabei wirkt sich nicht nur 
ein fehlender oder niedriger Schulabschluss 
(Sonderschule, Hauptschule) negativ aus, 
sondern auch schlechte Noten auf dem Schul-
abgangszeugnis, und zwar unabhängig vom 
Schulabschlussniveau.

�� Die Bildung der Eltern hat einen deutlichen 
Einfluss: Verfügen Vater und Mutter sowohl 
über einen Schul- als auch einen Berufsab-
schluss, bleiben Jugendliche seltener ungelernt. 
Dies dürfte damit zusammenhängen, dass gut 
gebildete Eltern ihre Kinder nicht nur in der 
Schule, sondern später auch bei Berufswahl, 
Ausbildungsplatzsuche und Durchführung der 
Ausbildung besser unterstützen können.

�� Im Vergleich zu einheimischen Jugendlichen 
wächst für junge Menschen mit Migrations-
hintergrund die Gefahr, keinen Ausbildungs-
abschluss zu erreichen, wenn sie erst im Alter 
ab 6 Jahren nach Deutschland kamen und mit 
meist nur geringen Kenntnissen der deutschen 
Sprache in das deutsche Schulsystem einmün-
deten. Bei den in Deutschland geborenen bzw. 
bereits vor dem 6. Lebensjahr in Deutschland 
lebenden Jugendlichen geht dagegen von dem 
Migrationshintergrund – bei Kontrolle der ande-
ren Einflussfaktoren – kein signifikant erhöhtes 
Risiko aus.212

�� Für junge Frauen besteht unter Kontrolle der 
anderen Einflussgrößen eine geringere Wahr-
scheinlichkeit der Ausbildungslosigkeit als für 
junge Männer. Offenbar verfolgen junge Frauen 
das Ziel, einen Berufsabschluss zu erwerben, 
noch intensiver als junge Männer und lassen 
sich durch auftretende Schwierigkeiten seltener 
entmutigen. 

�� Haben junge Frauen jedoch bereits ein eigenes 
Kind zu betreuen, bleiben sie besonders oft un-
gelernt. Eine Berufsausbildung erfordert einen 
hohen Zeitaufwand und ist kaum realisierbar, 

212 Anders ist es in der bivariaten Betrachtung: Dabei zeigt sich, dass auch Jugend-
liche mit Migrationshintergrund, die bereits vor dem 6. Lebensjahr in Deutschland 
lebten, erheblich öfter ohne Ausbildung bleiben als einheimische Jugendliche.  
Dies ist jedoch durch die anderen einbezogenen Einflussfaktoren zu erklären  
Y vgl. auch Kapitel A5.8.1.
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wenn – was häufig der Fall ist – keine ausrei-
chenden externen Betreuungsmöglichkeiten für 
das Kind zur Verfügung stehen.

�� Jugendliche aus Regionen mit hoher oder mitt-
lerer Siedlungsdichte bleiben häufiger ausbil-
dungslos als Jugendliche, die in eher schwach 
besiedelten Gebieten leben. Ein Grund hierfür 
dürfte darin liegen, dass mit zunehmendem 
Verstädterungsgrad der Regionen die Einmün-
dung in eine Berufsausbildung für Ausbildungs-
platzbewerber und -bewerberinnen schwieriger 
wird (vgl. Beicht/Friedrich/Ulrich 2008). Zwar 
gibt es in Ballungsräumen mehr Ausbildungs-
stellen als auf dem Land, doch werden diese 
auch sehr oft mit leistungsstarken Schulabsol-
venten und -absolventinnen aus dem Umland 
besetzt, was die Ausbildungsplatzchancen der 
Jugendlichen aus den Großstädten erheblich 
mindert.

Von großer Bedeutung sind die Weichenstellungen 
nach Verlassen der allgemeinbildenden Schule: 

�� Jugendliche, die bei Schulende keinen weiteren 
Bildungswunsch haben, münden häufiger auch 
längerfristig nicht in eine Ausbildung ein und 
sind deshalb sehr gefährdet, ohne Berufsab-
schluss zu bleiben. 

�� Jugendliche, die sich 3 Monate nach Beendi-
gung der Schule nicht wieder im Bildungs-
system befinden, sind stark von Ausbildungs-
losigkeit bedroht. Wer erst einmal zu Hause 
geblieben ist, dem fällt der Wechsel in eine Be-
rufsausbildung offenbar besonders schwer, da 
nicht nur die Chancen auf einen Ausbildungs-
platz immer weiter sinken, sondern oftmals 
auch die Resignation zunimmt. In ähnlicher 
Weise gilt dies auch für Jugendliche, die nach 
der Schule eine Erwerbstätigkeit aufgenommen 
haben.

�� Mit der Teilnahme an Maßnahmen des Über-
gangssystems213 ist ebenfalls ein erhöhtes 
Risiko der Ausbildungslosigkeit verbunden. 
Besonders häufig nehmen Jugendliche, die über 
schlechte schulische Voraussetzungen verfü-

213 Hierunter werden verstanden: berufsvorbereitende Lehrgänge, Berufsvorbe-
reitungsjahr, Berufsgrundbildungsjahr, teilqualifizierende Berufsfachschule, 
Praktikum, Einstiegsqualifizierung.

gen, an solchen Maßnahmen teil. Hierdurch 
können ihre Nachteile in Bezug auf die Chance, 
einen Ausbildungsplatz zu erhalten und eine 
Ausbildung erfolgreich zu durchlaufen, jedoch 
nicht immer ausgeglichen werden.214 Zudem 
ist in diesem Zusammenhang mit Selbstse-
lektionsprozessen zu rechnen: Nach vielen 
Misserfolgserfahrungen in der Schule und 
bei der Ausbildungsplatzsuche kann auch die 
Teilnahme(notwendigkeit) an einer Übergangs-
maßnahme als weiterer Misserfolg aufgefasst 
werden. Infolgedessen antizipieren diese Ju-
gendlichen immer stärker die Chancenlosigkeit 
ihrer Bemühungen um einen Ausbildungsplatz 
und stellen die Suche schließlich ganz ein. 
Zudem besteht die Gefahr, dass der wiederholte 
Besuch von Übergangsmaßnahmen auch von 
anderen als Erfolglosigkeit interpretiert und so 
für die Jugendlichen zum Stigma wird.

�� Der Abbruch einer Berufsausbildung führt 
sehr häufig dazu, dass Jugendliche ungelernt 
bleiben. Oft fehlt es an Möglichkeiten, die abge-
brochene Berufsausbildung in einem anderen 
Betrieb bzw. einer anderen Ausbildungsstätte 
fortzuführen. Allerdings strebt ein Teil der 
Jugendlichen dies auch nicht an, z. B. wenn 
der Beruf ihnen nicht zugesagt oder sich die 
Ausbildung als zu schwierig herausgestellt hat. 
Insbesondere wenn der Abbruch erst sehr spät 
erfolgt, gelingt die Aufnahme einer weiteren 
Ausbildung vielfach nicht mehr.

�� Zum Teil nehmen Jugendliche ohne Berufsab-
schluss nach einer Phase der Erwerbstätigkeit, 
der Arbeitslosigkeit oder des Zuhausebleibens 
aus privaten Gründen doch noch – oder doch 
wieder – eine Ausbildung auf. In diesen Fällen 
kommt es zwar erst mit deutlicher Verzögerung 
zu einem Ausbildungsabschluss. Doch geht 
somit die Ungelerntenquote mit zunehmendem 
Alter der Jugendlichen etwas zurück.

214 Wegen der sehr schwierigen Situation auf dem Ausbildungsstellenmarkt 
mündeten in den vergangenen Jahren allerdings auch viele Schulabsolventen 
und -absolventinnen zunächst in Maßnahmen des Übergangssystems ein, die bei 
besserer Lage durchaus unmittelbar eine Ausbildung hätten beginnen können. 
Vielen dieser Jugendlichen gelang dann im Anschluss an die Übergangsmaßnah-
me die Aufnahme einer Berufsausbildung (vgl. Beicht/Friedrich/Ulrich 2008).
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�� Für Jugendliche, die nach Verlassen der allge-
meinbildenden Schule – meist mit mittlerem 
Abschluss und gutem Notendurchschnitt – die 
Fachoberschule oder ein Fachgymnasium 
besuchen,215 wurde ebenfalls eine erhöhte Wahr-
scheinlichkeit festgestellt, im Alter von 20 bis 
24 Jahren noch ohne Ausbildung zu sein. Dieses 
zunächst überraschende Ergebnis bedeutet je-
doch keinesfalls, dass der Besuch der Fachober-
schule oder des Fachgymnasiums die Chancen 
auf einen Berufsabschluss auch auf längere Sicht 
vermindert, sondern ist vielmehr auf die ange-
wandte Definition von „Ausbildungslosigkeit“ 
zurückzuführen. Die Fachoberschule oder das 
Fachgymnasium wird in der Regel erst im Alter 
von 18 oder 19 Jahren beendet. Junge Männer 
müssen im Anschluss daran häufig erst einmal 

215 Diese Schulformen zählen nicht zu den allgemeinbildenden, sondern zu den 
beruflichen Schulen.

den Wehr- bzw. Zivildienst ableisten. Daher 
befanden sich relativ viele zum Befragungszeit-
punkt im Sommer 2006 auf der Suche nach einer 
Ausbildung bzw. warteten auf deren Beginn; 
ihre Berufsausbildung konnte somit überhaupt 
noch nicht begonnen haben. Definitionsgemäß 
zählten sie jedoch zu den noch ausbildungslosen 
Jugendlichen.216

Typische bildungsbiografische Verläufe  
von ausbildungslosen Jugendlichen

Für die Jugendlichen ohne Ausbildung, die bei Ver-
lassen der allgemeinbildenden Schule maximal einen 
mittleren Abschluss erreicht hatten, soll im Folgenden 

216 Wie die Ergebnisse auf Basis des Mikrozensus zeigen, entfällt von den ausbil-
dungslosen Personen im Alter von 20 bis 29 Jahren ein deutlich unterproportio-
naler Anteil auf Personen mit Fachhochschulreife oder Abitur Y vgl. Kapitel 
A8.1.

Schaubild A8.2-1:   Verteilung der nicht studienberechtigten Jugendlichen ohne Berufsausbildung im Alter 
von 20 bis 24 Jahren nach nicht begonnener bzw. nicht abgeschlossener Ausbildung

* Einschließlich Beamtenausbildung

Quelle: BIBB-Übergangsstudie 2006, Basis: Personen der Geburtsjahrgänge 1982 bis 1986, die die allgemeinbildende Schule mit maximal mittlerem Schulabschluss verlassen haben
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Gruppe 1 
(19 %):

Für diese Jugendlichen, die überproportional häufig einen Sonderschulabschluss oder keinen Schulabschluss besaßen, wurde das 
Übergangssystem zur dauerhaften Warteschleife.

Gruppe 2 
(18 %):

Hier konzentrieren sich Jugendliche – oft mit Hauptschulabschluss, männlich und mit Migrationshintergrund –, die unmittelbar 
nach der Schule in eine vollqualifizierende Berufsausbildung mündeten, aber nach längerer Zeit die Ausbildung abbrachen.

Gruppe 3 
(17 %):

Es handelt sich um Jugendliche, überwiegend mit mittlerem Schulabschluss und gutem Notendurchschnitt, die nach Ende der 
allgemeinbildenden Schule eine Fachoberschule oder ein Fachgymnasium besuchten und anschließend noch keine 
Ausbildung aufnahmen. Diese Gruppe lässt aufgrund ihrer guten Leistungsvoraussetzungen am ehesten erwarten, dass noch 
ein Berufsabschluss erreicht wird, insbesondere wenn die Schule erfolgreich abgeschlossen wurde.

Gruppe 4 
(46 %):

Diesen Jugendlichen – meist mit maximal Hauptschulabschluss, oft mit Migrationshintergrund, häufig auch junge Frauen mit 
Kind – gelang nach einer längeren Phase des Zuhausebleibens und/oder einer Erwerbstätigkeit die Aufnahme einer 
Ausbildung nicht mehr, obwohl fast alle im Laufe der Zeit einen Ausbildungsplatz gesucht hatten.

der Werdegang nach Schulende genauer betrachtet 
werden. Wie aus Y Schaubild A8.2-1 hervorgeht, 
hat mehr als ein Drittel einmal eine Berufsausbil-
dung begonnen, diese aber abgebrochen bzw. nicht 
abgeschlossen. In den meisten Fällen handelte es sich 
dabei um eine betriebliche, relativ oft jedoch auch um 
eine nicht betriebliche oder schulische Ausbildung. 

Fast zwei Drittel der ausbildungslosen Jugendlichen 
sind noch nie in eine Berufsausbildung eingemündet, 
obwohl die meisten von ihnen nach Beendigung der 
Schule oder später einen Ausbildungsplatz suchten.
Viele zogen dabei nicht nur eine betriebliche, son-
dern auch eine schulische Ausbildung in Betracht. 
Insgesamt ein Zehntel der ungelernten Jugend - 
lichen hat allerdings (noch) niemals nach einer 
Ausbildungs stelle gesucht. Ein relativ häufiger Grund 
hierfür ist der Besuch einer Fachoberschule oder 
eines Fachgymnasiums im unmittelbaren Anschluss 
an die allgemeinbildende Schule.

Im Rahmen einer Sequenzmusteranalyse wurden 
typische bildungsbiografische Verläufe der Jugend- 
lichen ohne Berufsausbildung identifiziert.217 

217 Eine ausführliche Darstellung des Verfahrens der Sequenzmusteranalyse ist enthal-
ten in Beicht/Friedrich/Ulrich (2008), die Ergebnisse sind genauer beschrieben in 
Beicht/Ulrich (2008).

Hierzu wurde für jeden Monat nach Verlassen der 
allgemeinbildenden Schule ermittelt, in welchem 
Status sich die Einzelnen gerade befanden. Betrach-
tet wurde ein Zeitraum von 3 Jahren. Unterschieden 
wurden dabei folgende 6 Verbleibsformen: 

�� vollqualifizierende Berufsausbildung,
�� Fachoberschule, Fachgymnasium, allgemein-

bildende Schule, Studium, Fortbildung,
�� Maßnahmen des Übergangssystems,
�� Erwerbstätigkeit, Jobben, Wehr- bzw. Zivil-

dienst, freiwilliges soziales oder ökologisches 
Jahr,

�� Suchen nach/Warten auf eine Bildungsmöglich-
keit, 

�� arbeitslos, Maßnahme der Bundesagentur für 
Arbeit (z. B. Ein-Euro-Job, Trainingsmaßnahme), 
aus privaten Gründen zu Hause, Sonstiges.

Es ergaben sich 4 Gruppen von ausbildungslosen 
Jugendlichen, die jeweils sehr ähnliche Verlaufs-
muster aufwiesen. Diese werden nachfolgend kurz 
beschrieben:218 

218 Der jeweilige prozentuale Anteil an allen Jugendlichen ohne Berufabschluss ist in 
Klammern ausgewiesen.
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Zusammenfassung 

Ein erhebliches Risiko, ohne Ausbildung zu bleiben, 
besteht für Jugendliche mit ungünstigen schulischen 
und familiären Bildungsvoraussetzungen. Auch 
junge Menschen mit Migrationshintergrund, insbe-
sondere wenn sie erst nach dem 6. Lebensjahr nach 
Deutschland kamen, sind gefährdet, ebenso wie 
junge Frauen, die bereits ein eigenes Kind zu be-
treuen haben. Von hoher Bedeutung sind zudem die 
bildungsbiografischen Verläufe in den ersten Jahren 
nach Beendigung der allgemeinbildenden Schule. In 
den allermeisten Fällen haben auch die ungelernten 
Jugendlichen ursprünglich eine Berufsausbildung 
angestrebt, waren jedoch meist ohne Erfolg bei der 
Ausbildungsplatzsuche. Nur wenige hatten nie einen 
Ausbildungswunsch – diese Jugendlichen rechneten 
sich wahrscheinlich häufig aufgrund ihrer schlech-
ten schulischen Voraussetzungen von vornherein 
keine Chancen auf einen Ausbildungsplatz aus. 
Jugendliche, die mehrere Jahre in Maßnahmen des 
Übergangssystems verharrten oder längere Zeit er-
werbstätig waren bzw. zu Hause blieben, gelang die 
Aufnahme einer Ausbildung sehr häufig nicht mehr. 
Ein Teil der ungelernten Jugendlichen hatte zwar die 
Einmündung in eine Berufsausbildung irgendwann 
einmal geschafft. Oft wurde diese aber zu einem 
relativ späten Zeitpunkt wieder abgebrochen und 
danach keine neue Ausbildung mehr begonnen.

(Ursula Beicht, Joachim Gerd Ulrich)
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A9.1 Entwicklung der Ausbildungs-
vergütungen 

Die Ausbildungsvergütungen sind in der dualen 
Berufsausbildung von erheblicher finanzieller 
Bedeutung. Jeder Betrieb ist gesetzlich verpflichtet, 
seinen Auszubildenden eine angemessene Vergütung 
zu zahlen (§ 17 Berufsbildungsgesetz). Diese soll 
die Auszubildenden spürbar bei der Deckung ihrer 
Lebenshaltungskosten unterstützen und zugleich 
eine Entlohnung für die im Betrieb geleistete produk-
tive Arbeit darstellen. Für die Ausbildungsbetriebe 
sind die zu zahlenden Vergütungen einer der größten 
Kostenfaktoren bei der Durchführung der Berufs-
ausbildung (vgl. Beicht/Walden/Herget 2004). In den 
meisten Wirtschaftszweigen vereinbaren die Tarif-
partner (Arbeitgeber und Gewerkschaften) die Höhe 
der Ausbildungsvergütungen im Rahmen der Tarif-
verhandlungen.219 Für tarifgebundene Ausbildungs-
betriebe, d. h. Betriebe, die dem tarifschließenden 
Arbeitgeberverband angehören, sind die festgelegten 
Tarifsätze verbindlich. Niedrigere Zahlungen sind 
hier nicht zulässig, übertarifliche Zuschläge aber er-
laubt. Anders ist die Situation bei nicht tarifgebunde-
nen Betrieben: Sie können die in ihrer Branche und 
Region geltenden tariflichen Ausbildungsvergütun-
gen nach derzeitiger Rechtsprechung um bis zu 20 % 
unterschreiten. Dennoch zahlen auch diese Betriebe 
häufig freiwillig die tariflichen Vergütungssätze  
(vgl. Beicht 2006).220 Die tatsächlichen Vergütungs-
zahlungen sind somit in hohem Maße durch die tarif-
lichen Vereinbarungen bestimmt. Das Bundesinstitut 
für Berufsbildung (BIBB) beobachtet und analysiert 
seit 1976 die Entwicklung der tariflichen Ausbil-
dungsvergütungen. 

219 Allerdings gibt es auch einige Wirtschaftszweige, in denen keine tariflichen 
Regelungen der Ausbildungsvergütungen getroffen werden.

220 Zu beachten ist jedoch, dass die tariflichen Ausbildungsvergütungen ausschließlich 
in der betrieblichen Berufsausbildung von Relevanz sind. In der aus öffentlichen 
Mitteln finanzierten außerbetrieblichen Ausbildung erhalten die Auszubildenden in 
der Regel wesentlich niedrigere Vergütungen.

Tarifliche Ausbildungsvergütungen

Das BIBB führt jährlich zum Stand 1. Oktober eine Aus-
wertung tariflicher Ausbildungsvergütungen durch. Die 
Grundlage bilden dabei die für die einzelnen Ausbildungs-
jahre festgesetzten monatlichen Vergütungsbeträge in den 
gemessen an den Beschäftigtenzahlen größten Tarifberei-
chen Deutschlands. Getrennt nach alten und neuen Ländern 
werden jeweils die Vergütungsdurchschnitte für stärker 
besetzte Ausbildungsberufe ermittelt. Derzeit sind 185  Be-
rufe in den alten und 152 Berufe in den neuen Ländern 
einbezogen. In diesen werden 90 % aller Auszubildenden in 
den alten und 83 % in den neuen Ländern ausgebildet.

Tarifliche Vereinbarungen werden meistens für einen be-
stimmten Wirtschaftszweig in einer bestimmten Region  – dies 
wird als Tarifbereich bezeichnet – abgeschlossen. In einem 
Tarifbereich werden dabei in der Regel für alle Auszubil-
denden – unabhängig vom Ausbildungsberuf – einheitliche 
Vergütungssätze festgelegt. Allerdings unterscheidet sich 
das Vergütungsniveau zwischen den Wirtschaftszweigen 
beträchtlich. Zudem gibt es oft auch regionale Unterschiede 
innerhalb der Wirtschaftszweige. Im Rahmen der Auswer-
tungen der tariflichen Ausbildungsvergütungen erfolgt pro 
Ausbildungsberuf eine Durchschnittsberechnung über die 
Wirtschaftszweige bzw. Tarifbereiche, in denen der jeweilige 
Beruf schwerpunktmäßig bzw. typischerweise ausgebildet 
wird (vgl. Beicht 2006). Die in etwa 5 % der Tarifbereiche 
vereinbarten erhöhten Ausbildungsvergütungen, die ab 
einem bestimmten Lebensalter (in der Regel ab 18 Jahren) 
zu zahlen sind, werden dabei immer einbezogen. Bei Durch-
schnittsbildungen über die berufsspezifischen Vergütungen 
erfolgt jeweils eine Gewichtung mit den Auszubildendenzah-
len der Berufe.

Die zugrunde gelegten Angaben aus über 500 Tarif-
bereichen werden vom Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales zur Verfügung gestellt. Für die 
Aktualisierung 2008 wurden weitere Quellen heran-
gezogen, insbesondere die monatlichen Tarifberichte 
des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Insti-
tuts in der Hans-Böckler-Stiftung (WSI).

A9  Kosten und finanzielle Förderung  
der beruflichen Ausbildung
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Aktuelle Vergütungsstrukturen

Im Jahr 2008 stiegen die tariflichen Ausbildungsver-
gütungen in den alten Ländern um durchschnittlich 
2,0 % gegenüber dem Vorjahr an, womit ein Gesamt-
durchschnitt von 657  € pro Monat erreicht wurde.221 
In den neuen Ländern betrug die Erhöhung 2,9 %, der 
Durchschnitt lag bei 567  €. Der Abstand zum Tarif-
niveau der alten Länder blieb mit 86 % der westlichen 
Vergütungshöhe unverändert. Bezogen auf das ge-
samte Bundesgebiet war ein Vergütungsdurchschnitt 
von monatlich 642  € zu verzeichnen, was einer Stei-
gerung von 2,2 % gegenüber dem Vorjahr entsprach.

Zwischen den einzelnen Ausbildungsberufen gibt 
es erhebliche Unterschiede in der Höhe der durch-
schnittlichen tariflichen Ausbildungsvergütungen. 
In Y Schaubild A9.1-1 sind die Ergebnisse für 20 
exemplarisch ausgewählte Berufe, die das breite 
Vergütungsspektrum verdeutlichen, dargestellt.222 
Die höchsten Ausbildungsvergütungen waren 2008 
im Beruf Binnenschiffer/Binnenschifferin tariflich 
vereinbart, und zwar einheitlich für alte und neue 
Länder. Sehr hoch lagen insbesondere in den alten 
Ländern auch die Vergütungen in den Ausbildungs-
berufen des Bauhauptgewerbes (z. B. Maurer/Maure-
rin). Sehr niedrig waren demgegenüber in den alten 
und neuen Ländern die Ausbildungsvergütungen  
in den Berufen Maler und Lackierer/Malerin und 
Lackiererin, Friseur/Friseurin und Florist/Floristin. 

Die mit der Auszubildendenzahl gewichtete Vertei-
lung der Berufe nach Vergütungshöhe geht aus  
Y Schaubild A9.1-2 hervor. Hier fällt vor allem die 
im Vergleich zu den alten Ländern deutlich stärkere 
Streuung der tariflichen Ausbildungsvergütungen in 
den neuen Ländern auf. In den alten Ländern lagen 
die Vergütungen 2008 für 35 % der Auszubildenden 
mit 750  € und mehr relativ hoch. Für 55 % bewegten 
sich die Beträge zwischen 500  € und 749  €, und für 
10 % fielen die Vergütungen mit weniger als 500  € 
vergleichsweise niedrig aus. Demgegenüber wurden 

221 Die tariflichen Ausbildungsvergütungen stellen Bruttobeträge dar. Sofern die 
monatliche Vergütung 325 € nicht unterschreitet, muss der/die Auszubildende 
hiervon den Arbeitnehmerbeitrag zur Sozialversicherung leisten; außerdem erfolgt 
u.  U. ein Lohnsteuerabzug.

222 Eine Gesamtübersicht mit den Ergebnissen 2008 für alle erfassten Berufe ist 
abrufbar unter http://www.bibb.de/de/783.htm.

in den neuen Ländern mit 17 % der Auszubildenden 
wesentlich seltener höhere Beträge von mindestens 
750  € erreicht, und auch Vergütungen zwischen 
500  € und 749  € waren mit 38 % deutlich seltener. 
Für 45 % der Auszubildenden waren dagegen Ver-
gütungen von weniger als 500  € zu verzeichnen, für 
15 % lagen sie sogar unter 400  €. 

Das Vergütungsniveau unterscheidet sich deutlich 
nach Ausbildungsbereichen. In den alten Ländern 
waren 2008 in Industrie und Handel mit durch-
schnittlich 730  € relativ hohe Ausbildungsvergü-
tungen tariflich vereinbart, ebenso im öffentlichem 
Dienst mit 724  €. Dagegen fielen die Vergütungs-
durchschnitte in der Landwirtschaft (567  €), im 
Handwerk (547  €) und bei den freien Berufen 
(533  €) wesentlich niedriger aus. Noch größere Un-
terschiede gab es in den neuen Ländern: Hier lagen 
die Ausbildungsvergütungen im öffentlichen Dienst 
mit durchschnittlich 719  € mit Abstand an der Spit-
ze, gefolgt von Industrie und Handel mit 632  €. Weit 
darunter bewegten sich die Vergütungen bei den 
freien Berufen (518  €), in der Landwirtschaft (469  €) 
und im Handwerk (422  €). Zu berücksichtigen ist 
dabei allerdings, dass insbesondere in den Bereichen 
Industrie und Handel sowie Handwerk die Vergütun-
gen der einzelnen Berufe sehr stark differieren.

Es lassen sich auch Vergütungsunterschiede zwi-
schen männlichen und weiblichen Auszubildenden 
feststellen. In den alten Ländern betrug 2008 der 
durchschnittliche Betrag für männliche Auszubil-
dende 672  € und für weibliche 635  €. In den neuen 
Ländern kamen männliche Auszubildende auf 577  € 
und weibliche auf 548  €. Die abweichenden Vergü-
tungsdurchschnitte resultieren ausschließlich aus 
der unterschiedlichen Verteilung von männlichen 
und weiblichen Auszubildenden auf die Berufe, d. h., 
junge Frauen werden häufiger in Berufen mit niedri-
geren Ausbildungsvergütungen ausgebildet als junge 
Männer (vgl. Beicht 2006).

Bei den bisher genannten Beträgen handelte es sich 
immer um Durchschnittswerte über die gesamte 
Ausbildungsdauer der Berufe. Für die einzelnen 
Ausbildungsjahre wurden folgende durchschnitt-
liche Vergütungen pro Monat ermittelt: In den alten 
Ländern lagen sie im 1. Ausbildungsjahr bei 584  €, 
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Schaubild A9.1-1:   Tarifliche Ausbildungsvergütungen in 20 ausgewählten Berufen 2008 
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Quelle: Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung

IH = Industrie und Handel 
Hw = Handwerk
Lw = Landwirtschaft
FB = Freie Berufe
ÖD = Öffentlicher Dienst

  Alte Länder
  Neue Länder 

  0 100 200 300 400 500 600 700 800 900 1000

925

Maurer/-in (IH/Hw)

Kaufmann/-frau für Versicherungen  
und Finanzen (IH)

Elektroniker/-in für Gebäude-  
und Infrastruktursysteme (IH)

Industriemechaniker/-in (IH)

Industriekaufmann/-frau (IH)

Verwaltungsfachangestellte/-r (ÖD)

Kaufmann/-frau im Einzelhandel (IH)

Kraftfahrzeugmechatroniker/-in (Hw)

Koch/Köchin (IH)

Bürokaufmann/-frau (Hw)

Gärtner/-in (Lw)

925

Anlagenmechaniker/-in für Sanitär-,  
Heizungs- und Klimatechnik (Hw)

Medizinische/-r Fachangestellte/-r (FB)

Tischler/-in (Hw)

Elektroniker/-in – Energie-  
und Gebäudetechnik (Hw)

Bäcker/-in (Hw)

Friseur/-in (Hw)

Florist/-in (IH)

Maler/-in und Lackierer/-in (Hw)

873
679

815
815

814
790

810
774

781
723

720
720

685
615

596
466

579
459

567
475

556
432

543
377

522
522

519
397

517
391

478
390

438
269

424
312

409
376

Durchschnittliche monatliche Beträge (in €)



226

im 2. Jahr bei 652  €, im 3. Jahr bei 728  € und im 
4.  Jahr bei 766  €. In den neuen Ländern betrugen 
die Vergütungen im 1. Ausbildungsjahr durchschnitt-
lich 503  €, im 2. Jahr 570  €, im 3. Jahr 630  € und 
im 4. Jahr 680  € pro Monat.223

Langfristiger Vergütungsanstieg vor dem 
Hintergrund der Preissteigerung sowie  
der Lohn- und Gehaltsentwicklung

Von 1992 bis 2008 wurden die tariflichen Ausbil-
dungsvergütungen in den alten Ländern um insge-
samt 39,2 % angehoben.224 Die jährlichen Steige-
rungsraten bewegten sich in diesem Zeitraum im 
Gesamtdurchschnitt zwischen 5,3 % im Jahr 1993 
und 0,8 % im Jahr 2004; im Jahr 1997 gab es eine 
völlige Stagnation Y Schaubild A9.1-3. In den neuen 
Ländern betrug die Gesamtzunahme der Vergütun-
gen seit 1992 sogar 76,6 %. Hier schwankte die jähr-

223 Zu beachten ist, dass in die Vergütungsdurchschnitte für das 3. und 4. Aus-
bildungsjahr nur die Berufe eingingen, die eine drei- bzw. dreieinhalbjährige 
Ausbildungsdauer haben.

224 Die Auswertung der tariflichen Ausbildungsvergütungen konnte für die neuen 
Länder erstmals für das Jahr 1992 durchgeführt werden. In Y Tabelle A9.1-1 
im Anhang sind die durchschnittlichen Ausbildungsvergütungen insgesamt und 
nach Ausbildungsbereichen von 1992 bis 2008 für die alten und neuen Länder 
detailliert ausgewiesen.

liche Erhöhung zwischen 26,1 % in 1993 und 0,6 % 
in 2005; in den Jahren 1997 und 1999 gingen die 
Vergütungen im Durchschnitt sogar um 1,7 % bzw. 
0,7 % zurück.225 Der starke Anstieg in den ersten 
Jahren nach der deutschen Vereinigung war darauf 
zurückzuführen, dass zunächst eine sehr rasche 
Angleichung an das westliche Tarifniveau angestrebt 
wurde. Während im Jahr 1992 die Vergütungen in 
den neuen Ländern erst 68 % der westlichen Ver-
gütungshöhe erreichten, waren es 1996 immerhin 
90 %. Danach war die Entwicklung allerdings wieder 
rückläufig, und über viele Jahre – von 2001 bis 
2006 – lagen die Vergütungen nur noch bei 85 % des 
Westniveaus; erst ab 2007 näherten sie sich mit 86 % 
wieder etwas weiter an. 

Die beschriebene nominale Vergütungssteigerung gibt 
noch keinen Aufschluss über den realen Anstieg, d. h. 
den tatsächlichen Zugewinn an Kaufkraft. Um diesen 
zu ermitteln, muss die Preissteigerung berücksichtigt 
werden. Dies kann auf Basis des vom Statistischen 
Bundesamt ermittelten Verbraucherpreisindex 

225 Ein wesentlicher Grund für die Stagnation des Vergütungsdurchschnitts in den 
alten Ländern 1997 sowie für den Rückgang in den neuen Ländern 1997 und 
1999 war eine deutliche Absenkung der tariflichen Ausbildungsvergütungen in 
den gewerblichen Berufen des Bauhauptgewerbes. 

Schaubild A9.1-2:   Verteilung der Auszubildenden nach Vergütungshöhe 2008
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(Gesamtindex für Deutschland) erfolgen. Danach 
erhöhten sich die Verbraucherpreise in Deutschland 
von 1992 bis 2007226 um insgesamt 30,7 %. Der no-
minale Gesamtanstieg der tariflichen Ausbildungsver-
gütungen belief sich von 1992 bis 2007 in den alten 
Ländern auf 36,4 % und die reale Erhöhung somit auf 
lediglich 5,7 %. In den neuen Ländern wurde mit ei-
ner nominalen Steigerung von 71,7 % zwar ein realer 
Zuwachs von 41 % erreicht, jedoch ist dort das sehr 
geringe Ausgangsniveau der Vergütungen im Jahr 
1992 zu beachten. 

Wird die Vergütungsentwicklung jeweils im Vergleich 
zum Vorjahr betrachtet, zeigt sich, dass es in den 
alten Ländern nur in wenigen Jahren eine nennens-
werte reale Zunahme der Ausbildungsvergütungen 
von durchschnittlich mehr als einem Prozent gab, 
zuletzt traf dies auf 2002 mit 1,3 % und auf 2003 
mit 1,2 % zu Y Tabelle A9.1-2. In mehreren Jahren, 
insbesondere von 2004 bis 2006, gingen die durch-
schnittlichen Vergütungen bezogen auf die Kaufkraft 
sogar merklich zurück (2004: -0,8 %, 2005: -1,0 %, 
2006: -0,7 %). In den neuen Ländern war insbeson-
dere 1993 (21,8 %) ein beträchtlicher Realanstieg 

226 Für 2008 lagen die Angaben noch nicht vor.

zu verzeichnen, und auch in den beiden Nachfolge-
jahren nahmen die Vergütungen real noch relativ 
stark zu (1994: 5,0 %, 1995: 6,6 %). Danach gab es, 
wenn überhaupt, nur noch in kleinem Umfang reale 
Erhöhungen (maximal 1,7 % im Jahr 1996). Mehr-
fach ging auch hier die Kaufkraft der Vergütungen im 
Durchschnitt deutlich zurück, zuletzt 2005 (-1,4 %) 
und 2006 (-0,4 %). Somit wurde sowohl in den alten 
als auch in den neuen Ländern mit der Erhöhung der 
Ausbildungsvergütungen in den letzten Jahren meist 
nicht einmal mehr der Kaufkraftverlust ausgeglichen.

Nachfolgend wird darauf eingegangen, inwieweit 
der Anstieg der Ausbildungsvergütungen der allge-
meinen Lohn- und Gehaltsentwicklung entsprach. 
Hierzu werden die vom Statistischen Bundesamt 
ermittelten Indizes der Tariflöhne und -gehälter 
herangezogen.227 Diesen werden die ermittelten 
Steigerungsraten der tariflichen Ausbildungsver-
gütungen in den Arbeiter- und Angestelltenberufen 
gegenübergestellt. Den Arbeiterberufen sind dabei 
alle gewerblichen bzw. gewerblich-technischen 

227 Für die neuen Länder wurden die Indizes der Tariflöhne und -gehälter erst ab dem 
Jahr 1995 ermittelt. Für 2008 lagen die betreffenden Angaben noch nicht vor. Der 
Vergleich der Ausbildungsvergütungen mit den Löhnen und Gehältern beschränkt 
sich daher auf die Zeitspanne von 1995 bis 2007.

Schaubild A9.1-3:   Entwicklung der Ausbildungsvergütungen von 1992 bis 2008
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Berufe zugeordnet, in denen nach der Ausbildung 
eine Beschäftigung als Facharbeiter/-in üblich ist. 
Den Angestelltenberufen sind die kaufmännischen, 
verwaltenden und technischen Ausbildungsberufe 
zugerechnet, in denen später in der Regel eine Tätig-
keit als Angestellter/Angestellte erfolgt. 

In den alten Ländern stiegen die Ausbildungsvergü-
tungen in den Arbeiterberufen von 1995 bis 2007 
um durchschnittlich 21,3 % an, im gleichen Zeitraum 
erhöhten sich die Tariflöhne um 28,2 % Y Tabelle 
A9.1-3. Die Ausbildungsvergütungen in den An-
gestelltenberufen wurden um 21,4 % angehoben, 
der Anstieg der Tarifgehälter betrug 27,7 %. In den 
neuen Ländern erhöhten sich die Ausbildungsver-
gütungen in den Arbeiterberufen um nur 11,4 %, die 
Löhne stiegen demgegenüber um 33,2 % an. In den 
Angestelltenberufen nahmen die Ausbildungsvergü-
tungen um 27,4 % zu, die Steigerung der Gehälter lag 
bei 36,1 %. Der Anstieg der Ausbildungsvergütungen 
fiel damit sowohl in den alten als auch in den neuen 
Ländern deutlich geringer aus als bei den Tariflöh-
nen und -gehältern, wobei die Unterschiede in den 
neuen Ländern noch erheblich ausgeprägter waren, 
vor allem in den Arbeiterberufen.

(Ursula Beicht)

A9.2 Bildungsausgaben der öffent- 
lichen Hand

Aufwendungen für die berufliche  
Ausbildung 

Y Übersicht A9.2-1 dokumentiert die unmittel-
baren Aufwendungen der Betriebe und die Net-
toausgaben der öffentlichen Haushalte für die 
berufliche Erstausbildung in den Jahren 2006 bis 
2008. Hierbei finden alle Kosten Berücksichtigung, 
welche verursachungsgerecht in Zusammenhang 
mit der Entwicklung, Verbesserung, Durchführung 
und Förderung von Ausbildungsgängen nach §  1 
Abs. 1 und 2 BBiG stehen. Dies betrifft prinzipiell 
die anerkannten Berufsausbildungen des dualen 
Systems  und die Maßnahmen des Übergangssys-
tems. Durch entsprechende Markierung in den 
letzten 3  Spalten der Übersicht wird angedeutet, 

welchem Bereich die entsprechende Kostenposition 
tendenziell am ehesten zuzuordnen ist. Eine ex-
akte Zurechnung ist allerdings nicht möglich, zum 
einen, weil Kosten beider Bereiche in einer Positi-
on enthalten sein können, und zum anderen, weil 
eine exakte definitorische Abgrenzung des Über-
gangssystems bislang nicht existiert. Eine Sum-
menbildung für die beiden Bereiche kann daher zu 
Fehlschlüssen führen. Soweit eine Position weder 
dem dualen System noch dem Übergangssystem 
zuzuordnen ist, wird sie unter sonstige Berufs-
bildungsmaßnahmen subsumiert. Die Kosten der 
beruflichen Fortbildung und Umschulung gehen 
zunächst nicht in diesen ersten Datenreport ein. 
Folgende Hinweise sind bei der Interpretation der 
Übersicht sowie bei Vergleichen mit Vorjahren zu 
berücksichtigen:

�� Die angegebenen Kosten der ausbildenden 
Betriebe in Privatwirtschaft und öffentlichem 
Dienst basieren auf einer repräsentativen Er-
hebung, welche das Bundesinstitut für Berufs-
bildung zuletzt für die Jahre 2000 und 2007 
durchgeführt hat (Beicht/Walden 2002). Nach 
den neuesten Berechnungen für das Jahr 2007 
betrugen die Nettokosten der Betriebe für die 
Ausbildung im dualen System rd. 5,6 Mrd.  €. 
Die Bruttokosten, d. h. die Ausbildungskosten, 
ohne Berücksichtigung der Ausbildungserträge 
lagen bei 23,8 Mrd.  €. 

�� Die Ausgaben der Bundesministerien sind nur 
erfasst, soweit eigene Haushaltstitel für be-
rufsbildungsbezogene Programme existieren. 
Unberücksichtigt bleiben berufsbildungsbe-
zogene Ausgaben, wenn sie unter Haushalts-
titeln subsumiert sind, welche nicht eindeutig 
der beruflichen Bildung zuzuordnen sind, wie 
etwa die Titel im Kapitel „Allgemeine For-
schungsförderung und Bildungsplanung“ des 
BMBF-Haushalts. Außen vor bleiben auch die 
Kosten der Kinder- und Jugendhilfe, da sie zwar 
teilweise den Übergang in den Beruf erleichtern 
sollen, aber nach dem Verursacherprinzip nicht 
dem Berufsbildungssystem zuzurechnen sind. 
Da rüber hinaus besitzt die zeitliche Entwick-
lung der gesamten Bundesausgaben wenig 
Aussagekraft, weil Abgrenzungsänderungen in 
den Haushaltstiteln vorliegen können und die 
Ausgabenstruktur stark durch vorübergehen-
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Übersicht A9.2-1:  Aufwendungen für die berufliche Ausbildung

Finanzierungsträger
2001 2006 2007 2008 Verursacht durch

in Mrd. € in Mrd. € in Mrd. € in Mrd. €
duales 
System

Übrgangs- 
system

Sonst.

Betriebe
Bruttokosten  27,680    27,680    23,820    23,820   
  Davon: Nettokosten1  14,660    14,660   5,603 5,603 X 

BMBF2

Förderung überbetrieblicher Berufsbildungsstätten3  0,043    0,027    0,029    0,029   X 
Sonderprogramme des Bundes, der neuen Länder und Berlin zur Schaffung  
zusätzlicher Ausbildungsplätze in den neuen Ländern4  0,095    0,077    0,075    0,072   X

Schüler-BAföG für berufliche Vollzeitschüler (BFS, BAS sowie FOS ohne BB)5  0,227    0,340    0,332    kA X X 
Internationaler Austausch und Zusammenarbeit in der beruflichen Bildung  0,007    0,005    0,005    0,005   X 
Innovationen und Strukturentwicklung der beruflichen Bildung  kA  0,044    0,037    0,056   X 
BIBB-Betrieb  0,028    0,027    0,026    0,028   X 
Begabtenförderung in der beruflichen Bildung  0,014    0,015    0,016    0,019   X X 
Sonderprogramm Lehrstellenentwickler und Regionalverbünde Berufsbildung in den 
neuen Ländern (einschl. Berlin-Ost)

 0,021   – – – X 

Zukunftsinitiative für Berufliche Schulen (ZIBS)  0,175   – – – X 
Maßnahmen zur Verbesserung der Berufsorientierung – – –  0,001   X 

BMWi2

Förderung von Lehrgängen der überbetrieblichen beruflichen Bildung im Handwerk6  0,042    0,040    0,045    0,043   X 
BMAS2

Sonderprogramm zur Einstiegsqualifizierung Jugendlicher7 –  0,070    0,072   – X 
Länder8

Berufliche Schulen insgesamt9  6,874    7,342    7,385    7,534   
  Davon: Teilzeitberufsschule10  3,453    3,084    3,131    3,249   X 
  Davon: Berufsfachschulen10  1,965    2,542    2,509    2,450   X X 
  Davon: Berufsgrundbildungsjahr, Berufsvorbereitungsjahr10  0,502    0,538    0,503    0,479   X 
  Davon: Andere berufsbildende Schulen  0,954    1,178    1,242    1,356   X 
Ausbildungsprogramme der Länder11  kA  0,192    kA  kA 
  Davon: Westdeutschland12  0,053    0,126    kA  kA X 
  Davon: Ostdeutschland  0,120    0,066    kA  kA X

Bundesagentur für Arbeit13

Berufsausbildungsbeihilfen (BAB, betriebliche Berufsausbildung, 
berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen) einschließlich BAB-Zweitausbildung

 0,405    0,506    0,497    0,512   X

Lehrgangskosten für berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen  0,388    0,365    0,349    0,337   X
Berufsausbildung benachteiligter Jugendlicher  0,811    0,808    0,707    0,737   X
Berufsfördernde Bildungsmaßnahmen für Behinderte (Erst- und Wiedereingliederung)  2,614    2,224    2,153    2,272   X 
Ausbildungsbonus – – –  0,011   X 
Einstiegsqualifizierung7 – –  0,006    0,051   X 
Maßnahmen zur vertieften Berufsorientierung14  kA  0,004    0,004    0,051   X 
Sozialpädagogische Betreuung bei Berufsausbildungsvorbereitung  kA  0,001    0,001    0,000   X 
Sofortprogramm zum Abbau der Jugendarbeitslosigkeit15  0,440    0,007    0,002   -0,000   X

1   Die Angaben zu den betrieblichen Ausbildungskosten in Privatwirtschaft und öffentlichem Dienst basieren auf zwei Kostenerhebungen, die das BIBB für die Jahre 2000 und 2007 
(Y vgl. Kapitel A9.3) für alle Ausbildungsbereiche im gesamten Bundesgebiet durchgeführt hat. Die Ergebnisse von 2000 wurden auf die Folgejahre bis 2006 übertragen, die Ergebnisse von 
2007 auf das Jahr 2008. Aufgrund methodischer Änderungen bei der Berechnung der Bruttokosten sind die Ergebnisse der beiden Erhebungen nicht unmittelbar vergleichbar.

2   Ist-Werte für 2001, 2006 und 2007. Haushaltsansätze für 2008. Quelle: BMF, Bundeshaushaltsplan 2008, Haushaltsrechnung und Vermögensrechnung des Bundes 2007.
3   Die Angaben enthalten die Ausgaben für Investitionen und laufende Zwecke. 
4   Ist-Ausgaben des Bundes (d. h. 50% der Gesamtförderung von Bund und Ländern).
5   Förderung für Schüler an Berufsfachschulen, Berufsaufbauschule und in Fachoberschulklassen, die keine abgeschlossene Berufsausbildung voraussetzen. Quelle: Statistisches Bundesamt, 

November 2008.
6   Ausgaben des BMWi zur Förderung der überbetrieblichen Ausbildung des Handwerks in der Fachstufe. Die Landesmittel zur Förderung der überbetrieblichen Ausbildung in der Grundstufe 

sind hierin nicht enthalten.
7   Seit 1. Oktober 2008 als Regelleistung im Rahmen des SGB III.
8   Ist-Werte für 2001 und 2006. Vorläufige Ist-Werte für 2007. Haushaltsansätze für 2008.
9   Quelle: Statistisches Bundesamt, Oktober 2008. Für die Darstellung der öffentlichen Kosten nach Finanzierungsträger erscheint es sinnvoller, Grundmittel anstelle von Nettoausgaben 

auszuweisen. Da dem Statistischen Bundesamt jedoch auf kommunaler Ebene keine Grundmittel vorliegen, beziehen sich die gemachten Angaben auf die Nettoausgaben. Abweichungen 
ergeben sich aber ohnehin erst in der zweiten Nachkommastelle.

10  Berechnungsgrundlage für die Kalenderjahre 2001, 2006 und 2007: gewichtete Schülerzahlen der im jeweiligen Kalenderjahr endenden und beginnenden Schuljahre sowie vorläufige 
Ist-Ausgaben für die beruflichen Schulen außer Fachschulen (Quelle: Statistisches Bundesamt, Oktober 2009). Berechnungsgrundlage für das Jahr 2008: Schülerzahlen des Schuljahres 
2007/08 sowie Soll-Ausgaben für die beruflichen Schulen ohne Fachschulen (Quelle: Statistisches Bundesamt, Oktober 2009).

11  Veranschlagtes Mittelvolumen nach Angaben der Länder (einschließlich ESF-Mittel) für das im jeweiligen Kalenderjahr beginnende Ausbildungsjahr. Ab 2007 liegen nur von wenigen 
Ländern Informationen vor, sodass keine Angaben über den Gesamtumfang gemacht werden können.

12  Die Angabe für das Jahr 2006 enthält nicht die Programme des Landes Rheinland-Pfalz, da das zuständige Ministerium hierzu keine Daten geliefert hat.
13  Ist-Ausgaben für das jeweilige Haushaltsjahr. Quelle: Bundesagentur für Arbeit, Quartalsberichte.
14  Voraussetzung für die Förderung ist gemäß §  33 SGB III die Beteiligung Dritter in Höhe von mindestens zu 50%. Zum Anteil öffentlicher und privater Mittel im Rahmen dieser 

Kofinanzierung liegen jedoch keine Zahlen vor.
15  Nur Ausgaben für Leistungen nach Artikel 2, 3, 4, 6, 7 und Qualifizierungsanteil nach Artikel 9 (bei Quali-ABM nur Zuschüsse zur Qualifizierung) des Sofortprogramms, teilweise mitfinanziert 

aus ESF-Mitteln. 
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de Maßnahmen wie z. B. Sonderprogramme 
geprägt ist.

�� Die vorläufigen Ist-Ausgaben der Länder für 
berufliche Schulen (Teilzeit- und Vollzeitbe-
rufsschulen, Berufsaufbauschulen, Berufsfach-
schulen, Fachoberschulen, Berufsoberschulen, 
berufliche Gymnasien) betrugen laut Statisti-
schem Bundesamt im Jahr 2006 7,3 Mrd.  €.228 
Die vorläufigen Ist-Ausgaben für das Jahr 2007 
werden mit 7,4 Mrd.  € beziffert. Für das Jahr 
2008 wurden in den öffentlichen Haushalten 
rund 7,5 Mrd.  € veranschlagt. Zwischen 2001 
und 2007 nahmen die öffentlichen Ausgaben 
damit nominal um 6,7 % zu. Der Anstieg pro 
Kopf kann ermittelt werden, indem die Ausga-
ben der Haushaltjahre anteilig auf die jewei-
ligen Schuljahre aufgeteilt und anschließend 
durch die entsprechenden Schülerzahlen (ohne 
Fachschulen) geteilt werden. Er beträgt 2,2 %. 
Bezogen auf die Entwicklung des vom Statisti-
schen Bundesamt ermittelten Verbraucherpreis-
index sind die Ausgaben allerdings rückläufig. 
Insgesamt gingen sie seit 2001 um 2,7 % zurück, 
pro Kopf sogar um 6,8 %. Von den für das Jahr 
2008 einge stellten Haushaltsmitteln entfallen 
geschätzte 3,2 Mrd.  € auf die Teilzeitberufs-
schulen. Dies folgt aus der Verwendung von 
Schülertagen des Ausbildungsjahres 2007/2008 
(insgesamt 7.930.141) als Verteilungsschlüs-
sel. Mit den ver bleibenden 4,3 Mrd.  € werden 
weitere Schul arten im beruflichen Bildungs-
wesen finanziert, wie z. B. Berufsfachschulen 
(ca. 2.578.937 Schülertage), Fachgymnasien 
ca. 759.270 Schüler tage), Fachoberschulen (ca. 
536.777 Schülertage), das Berufsvorbereitungs-
jahr (BVJ) (ca. 274.259 Schülertage) und das 
Berufsgrundbildungsjahr (BGJ) (ca. 230.215 
Schülertage).

�� Die landeseigenen Ausbildungsförderungspro-
gramme können nur für das Haushaltsjahr 
2006 quantifiziert werden, da für spätere Jahre 
die Angaben der Länder hierzu unvollständig 
sind. Zudem beinhalten sie lediglich die veran-

228 Zum Vergleich: die im Bildungsfinanzbericht des Statistischen Bundesamtes für 
das Jahr 2006 ausgewiesenen Grundmittel für das gesamte Bildungswesen lagen 
bei ca. 88 Mrd. €, wobei es sich hierbei aber noch um vorläufige Ist-Angaben 
handelt.

schlagten Finanzmittel für die neu aufgelegten 
Länderprogramme. Eine Studie des BIBB zu den 
Ausgaben der Länder für die außerschulische 
Ausbildungsförderung in den Jahren 1997–2001 
zeigte, dass der tatsächliche Länderbeitrag 
deutlich höher als das hier ausgewiesene Mittel-
volumen ist (Berger 2003).

�� Die berufsbildungsbezogenen Ausgaben der 
Bundesagentur für Arbeit betreffen vor allem 
die Bereiche Berufsausbildung und Berufsvor-
bereitung. Die Förderung der Integration an der 
zweiten Schwelle stellt eine beschäftigungspo-
litische Maßnahme dar und ist in Y Übersicht 
A9.2-1 nicht berücksichtigt. Ein Großteil der 
BA-Mittel fließt der Unterstützung besonders be-
nachteiligter Auszubildender und Behinderter 
zu. Allerdings ist zu beachten, dass es – je nach 
Aussagezweck – eventuell nicht sinnvoll ist, 
die in der Übersicht ausgewiesenen Kosten der 
berufsfördernden Maßnahmen für Behinderte 
in voller Höhe dem Berufsausbildungssystem 
zuzurechnen, da sie nicht notwendigerweise 
ursächlich mit ihm in Zusammenhang stehen. 

(Normann Müller)

A9.3 Betriebliche Berufsausbildung:  
Ergebnisse der Kosten- und Nutzen- 
erhebung 2007 

Deutsche Betriebe leisten einen wichtigen Beitrag 
zur beruflichen Qualifizierung der Jugendlichen. Es 
gibt viele Gründe, warum Betriebe ausbilden, doch 
dürfte das Verhältnis von Kosten und Nutzen bei der 
Entscheidung für oder gegen die Aufnahme einer 
betrieblichen Ausbildung eine zentrale Rolle spielen: 
Je günstiger dieses Verhältnis aus betrieblicher Sicht 
ist, desto eher dürften die Betriebe bereit sein, Aus-
bildungsplätze zur Verfügung zu stellen. 

Die Durchführung einer qualitativ anspruchsvollen 
Ausbildung verursacht naturgemäß erhebliche Kos-
ten. Dies bestätigen auch die Ergebnisse der Be-
triebsbefragung zu den Kosten und dem Nutzen der 
betrieblichen Ausbildung, die vom Bundesinstitut für 
Berufsbildung (BIBB) für das Jahr 2007 durchgeführt 
wurde.  Gleichzeitig zeigen sie aber auch, dass 
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Ausbildungsbetriebe in der Regel von der Ausbildung 
Jugendlicher profitieren dürften. Die Kosten, die für 
die Auszubildenden während der Ausbildung durch-
schnittlich anfallen, können durch die Übernahme 
der Auszubildenden und die damit eingesparten Per-
sonalgewinnungs- und Einarbeitungskosten für neue 
Fachkräfte sowie durch weniger gut messbare Fakto-
ren, wie etwa Imagegewinn, kompensiert werden. 
Ein Drittel der Betriebe generiert bereits während 
der Ausbildung durch den produktiven Arbeitsein-
satz der Auszubildenden einen positiven Nettoertrag. 
Für diese Betriebe ist die Übernahme von Auszu-
bildenden eine Möglichkeit, zusätzlichen Nutzen zu 
generieren, jedoch keine zwingende Voraussetzung 
für eine positive Kosten-Nutzen-Bilanz. 

Die Kosten- und Nutzenerhebung 2007  
des Bundesinstituts für Berufsbildung

Seit vielen Jahren ermittelt das BIBB regelmäßig die Kosten 
und den Nutzen der dualen Berufsausbildung für Betriebe. 
Die konzeptionelle Grundlage dieser Untersuchungen liefer-

te die Sachverständigenkommission Kosten und Finanzie-
rung der beruflichen Bildung in den frühen 1970er-Jahren 
(Sachverständigenkommission 1974). Insgesamt führte das 
BIBB einschließlich der aktuellen Erhebung 4 Befragungen 
für die Jahre 1980, 1991, 2000 und 2007 durch.

In der Erhebung für das Berichtsjahr 2007 wurden Per-
sonal- und Ausbildungsverantwortliche in 2.986 Aus-
bildungsbetrieben aller Branchen und Betriebsgrößen-
klassen persönlich befragt. In detaillierter Form wurden 
die Ausbildungskosten und -erträge sowie Informationen 
zum Übernahmeverhalten der Betriebe und (möglicher-
weise) eingesparten Personalgewinnungskosten bei der 
Einstellung von Fachkräften vom externen Arbeitsmarkt 
abgefragt. Untersucht wurden die am stärksten besetz-
ten 51  Ausbildungsberufe im dualen System aus den 
Ausbildungsbereichen Industrie und Handel, Handwerk, 
öffentlicher Dienst, Landwirtschaft und den freien Berufen. 
Zusammengenommen ergibt sich ein umfassendes Bild 
über das Verhältnis von Kosten und Nutzen der Ausbil-
dung, das Ausbildungsverhalten und die Ausbildungsmoti-
ve deutscher Betriebe.

Übersicht A9.3-1:   Bruttokosten 2007 nach Kostenarten – durchschnittliche Beträge in € pro Jahr und 
Auszubildenden 

Bruttokosten 
in €

Personalkosten  
der Auszubildenden

Personalkosten  
der Ausbilder

Anlage- und  
Sachkosten

Sonstige Kosten

in €
in % der  

Bruttokosten
in €

in % der 
Bruttokosten

in €
in % der 

Bruttokosten
in €

in % der  
Bruttokosten

Insgesamt 15.288 9.490 62 3.292 22 691 5 1.814 12

Region

Alte Länder 16.149 10.001 62 3.650 23 733 5 1.764 11

Neue Länder 12.133 7.620 63 1.981 16 535 4 1.997 16

Ausbildungsbereich

Industrie und Handel 16.739 10.453 62 3.499 21 825 5 1.962 12

Handwerk 13.334 7.894 59 3.202 24 649 5 1.588 12

Öffentlicher Dienst 17.297 11.609 67 2.390 14 443 3 2.855 17

Landwirtschaft 12.100 7.931 66 2.441 20 280 2 1.449 12

Freie Berufe 12.958 8.642 67 2.786 21 125 1 1.406 11

Betriebsgrößenklasse

1–9 Beschäftigte 13.199 7.935 60 3.511 27 314 2 1.440 11

10–49 Beschäftigte 13.989 8.556 61 3.281 23 434 3 1.718 12

50–499 Beschäftigte 15.414 9.987 65 3.068 20 529 3 1.830 12

Mehr als 500 Beschäftigte 19.035 11.473 60 3.494 18 1.745 9 2.322 12

Aufgrund von Rundungen ergibt die Summe nicht immer 100 %.

Quelle: BIBB-Kosten- und Nutzenerhebung 2007
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Bruttokosten, Erträge und Nettokosten  
der Ausbildung

Die Ermittlung der Kosten der betrieblichen Berufs-
ausbildung ist nicht einfach, da die meisten Betriebe 
entweder die Ausbildungskosten nicht gesondert er-
fassen oder dies auf so unterschiedliche Weise erfolgt, 
dass die Angaben der verschiedenen Betriebe nicht 
vergleichbar wären. Daher werden in den Betrieben 
die einzelnen Kostenkomponenten mithilfe eines 
differenzierten Instrumentariums separat erhoben 
und anschließend nach einem einheitlichen System 
in Kostengrößen umgerechnet. Die Berechnung der 
Durchschnittswerte der Brutto-  und Nettokosten 
sowie der Erträge erfolgt auf der Ebene der einzel-
nen Auszubildenden: 10.751 Auszubildende aus den 
2.986 befragten Betrieben bildeten die Stichprobe. 
Um repräsentative Durchschnitte zu berechnen, wur-
den stichprobenneutrale Gewichtungsfaktoren über 
die Randverteilungen der Auszubildenden nach Aus-
bildungsjahr und Ausbildungsberuf über die Faktoren 
Region (alte und neue Länder), Betriebsgrößenklasse 
und Ausbildungsbereich bestimmt. Die Gesamtdurch-
schnitte sind dann das gewichtete arithmetische 
Mittel für alle Auszubildenden des Jahres 2007.

Im Jahr 2007 sind den Betrieben in Deutschland 
im Durchschnitt pro Auszubildenden und Jahr 
Bruttokosten in Höhe von 15.288  € entstanden. An 
Erträgen durch produktive Leistungen der Auszu-
bildenden stehen diesem Wert 11.692  € gegenüber. 
Daraus ergibt sich eine Nettobelastung der Betriebe 
von durchschnittlich 3.596  € pro Jahr und Auszubil-
denden (vgl. Wenzelmann u. a. 2009). 

Bruttokosten

Gesamtkosten ohne Berücksichtigung der produktiven 
Leistungen der Auszubildenden. Sie setzen sich aus den 
folgenden Kostenarten zusammen:

�� Personalkosten der Auszubildenden (Bruttojahresgehälter 
sowie gesetzliche, tarifliche und freiwillige Sozialleistungen)

�� Personalkosten der Ausbilder (Bruttojahresgehälter ein-
schließlich der Personalnebenkosten für haupt-, neben-
berufliche und externe Ausbilder entsprechend ihres 
Zeitaufwandes für Ausbildungsaufgaben)

�� Anlage- und Sachkosten für die betrieblichen Lern-
orte Arbeitsplatz, Lehrwerkstatt und innerbetrieblicher 
Unterricht (Anschaffungskosten für die Werkzeug- und 
Geräteausstattung, Miete für Räume, Verbrauchsmate-
rialien für Übungszwecke)

�� Sonstige Kosten (Kammergebühren, Kosten für Lehr- und 
Lernmaterialien, Berufs- und Schutzkleidung, externe 
Kurse und die Ausbildungsverwaltung)

Mit 9.490  € entfallen mehr als 60 % der Bruttokos -
ten auf die Personalkosten der Auszubildenden  
Y Übersicht A9.3-1. Die Personalkosten sind dabei 
in den alten Ländern deutlich höher als in den neuen 
Ländern. In den Ausbildungsbereichen öffentlicher 
Dienst und Industrie und Handel werden höhere 
Ausbildungsvergütungen als in den anderen Berei-
chen gezahlt Y vgl. Kapitel A9.1.

Die Kosten für das Ausbildungspersonal betragen 
3.292  € – dies entspricht in etwa 22 % der Bruttokos-
ten. Die Lohn- und Gehaltskosten einschließlich der 
Personalnebenkosten aller an der Ausbildung betei-
ligten Personen werden in dem Umfang einbezogen, 
der ihrem jeweiligen Zeitaufwand für die Ausbildung 
entspricht. Bei den Ausbildern wird zwischen haupt- 
und nebenberuflichen sowie externen Ausbildern 
unterschieden. Während bei den hauptberuflichen 
Ausbildern die Durchführung der Ausbildung die 
zentrale Aufgabe ist, sind die nebenberuflichen Aus-
bilder neben ihren eigentlichen Aufgaben im Betrieb 
nur zeitweise mit Ausbildungsaufgaben betraut. 
Ausbildungszeiten, in denen sich nebenberufliche 
Ausbilder voll und ganz den Auszubildenden wid-
men, ohne ihren eigentlichen Tätigkeiten im Betrieb 
nachzugehen und damit keine produktiven Leistun-
gen erbringen, werden daher bei der Kostenberech-
nung in vollem Umfang berücksichtigt. Zeiten, in 
denen nebenberufliche Ausbilder während der Aus-
übung ihrer eigentlichen Tätigkeiten Ausbildungsin-
halte an die Auszubildenden vermitteln, werden nur 
dann berücksichtigt, wenn eine Einschränkung der 
Produktivität vorliegt.229 Externe Ausbilder werden 

229 Wenn z. B. ein nebenberuflicher Ausbilder 10 Stunden für die Ausbildung aufwen-
det und seine Produktivität wegen der Ausbildungsleistung um 10 % verringert 
wurde, wird nur eine Stunde in die Kostenberechnung einbezogen. Durch diese Dif-
ferenzierung zwischen 2 Varianten der Erbringung von Ausbildungsleistungen der 
nebenberuflichen Ausbilder kann die tatsächliche Belastung der Betriebe durch die 
nebenberuflichen Ausbilder besser ermittelt werden. Auch bei den hauptberuflichen 
Ausbildern werden produktive Leistungen berücksichtigt.
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für spezielle Unterweisungen im innerbetrieblichen 
Unterricht oder der Lehrwerkstatt eingesetzt. Für sie 
werden die Kosten für Honorare, Reisen und Über-
nachtungen erfasst. 

Auch die Personalkosten der Ausbilder liegen in den 
alten Ländern deutlich über denen in den neuen 
Ländern. Hier wie auch bei den Personalkosten der 
Auszubildenden wird das unterschiedliche Lohn-
niveau zwischen den beiden Landesteilen wirksam. 
In den Ausbildungsbereichen Industrie und Handel 
sowie Handwerk fallen die höchsten Personalkosten 
für Ausbilder an, im öffentlichen Dienst dagegen mit 
nur 2.390  € die niedrigsten. 

Die Anlage- und Sachkosten betragen durchschnitt-
lich 691  € und somit etwa 5 % der gesamten Brutto-
kosten. In der Landwirtschaft und den freien Berufen 
fallen diese Kosten kaum an. In Großbetrieben  sind 
mit weitem Abstand die höchsten Anlage- und Sach-
kosten aufzubringen, die knapp ein Zehntel der 
Brutto kosten umfassen. An sonstigen Kosten ent-
stehen durchschnittlich 1.814  € im Jahr. Sie machen 
damit 12 % der Bruttokosten aus. 

Durch die Auszubildenden entstehen für den Betrieb 
nicht nur Kosten, sondern sie leisten in der Regel 
auch einen nicht unerheblichen Beitrag zur laufen-
den Produktion des Betriebes. Diese sogenannten 

Übersicht A9.3-2:   Bruttokosten, Erträge und Nettokosten 2007 pro Auszubildenden und Jahr nach verschiedenen 
Merkmalen (in €) 

Bruttokosten Erträge Nettokosten

Insgesamt 15.288 11.692 3.596

Region

Alte Länder 16.149 12.269 3.880

Neue Länder 12.133 9.576 2.557

Ausbildungsbereich

Industrie und Handel 16.739 12.133 4.607

Handwerk 13.334 10.820 2.513

Öffentlicher Dienst 17.297 10.063 7.234

Landwirtschaft 12.100 11.138 962

Freie Berufe 12.958 12.691 268

Betriebsgrößenklasse

1–9 Beschäftigte 13.199 10.732 2.468

10–49 Beschäftigte 13.989 11.019 2.969

50–499 Beschäftigte 15.414 12.615 2.799

Mehr als 500 Beschäftigte 19.035 11.870 7.165

Lehrwerkstatt

Keine Lehrwerkstatt 14.564 12.419 2.145

Lehrwerkstatt 20.063 6.890 13.174

Berufsgruppe

Kaufmännische Berufe 15.689 13.860 1.829

Gewerbliche Berufe 14.835 9.710 5.126

Technische Berufe 16.490 8.830 7.660

Ausbildungsdauer:

Dreieinhalbjährig 16.026 8.112 7.914

Dreijährig 15.014 13.018 1.995

Quelle: BIBB-Kosten- und Nutzenerhebung 2007
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produktiven Leistungen senken die Kostenbelastung 
der Betriebe und müssen deshalb als Ausbildungser-
träge von den Bruttokosten abgezogen werden. Die 
Nettokosten der Ausbildung ergeben sich aus der 
Differenz von Bruttokosten und Erträgen. 

Erträge

Die Erträge aus den produktiven Leistungen werden mittels 
des Äquivalenzprinzips berechnet, d. h., es wird untersucht, 
welche Kosten dem Betrieb entstehen würden, wenn die 
Aufgaben der Auszubildenden von normalen Arbeitskräften 
durchgeführt würden. Unterschieden wird dabei zwischen 
einfachen produktiven Tätigkeiten, die von an- und unge-
lernten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern durchgeführt 
werden könnten, und schwierigen Tätigkeiten, die von Fach-
kräften ausgeführt werden müssten. Bei den schwierigeren 
Tätigkeiten wird zusätzlich ein Leistungsgrad berücksichtigt, 
der die Leistungsfähigkeit im Vergleich zu einer ausgebilde-
ten Fachkraft wiedergibt.

Zu den Erträgen werden Fördermittel an die Betriebe aus 
Programmen des Bundes, der Länder, des Europäischen 
Sozialfonds oder der Bundesagentur für Arbeit addiert, da 
sie ebenfalls die Bruttokosten verringern.

Pro Jahr und Auszubildenden ergeben sich im Durch-
schnitt Erträge durch die produktiven Leistungen von 
11.524  €. Diese werden fast zu gleichen Teilen (48 % 
und 51 %) durch einfache bzw. Fachkräftetätigkeiten 
erwirtschaftet. Daneben werden auch Erträge, die 
in der Lehrwerkstatt anfallen, erfasst. Sie machen 
etwa 1 % der gesamten Erträge aus. 8 % der Betriebe 
erhalten für einen oder mehrere Auszubildende Mit-
tel aus Förderprogrammen des Bundes, der Länder, 
des Europäischen Sozialfonds, der Bundesagentur 
für Arbeit oder aus einer Umlagefinanzierung. Diese 
Fördermittel machen im Durchschnitt 168  € pro Aus-
zubildenden aus, sodass sich ein Gesamtertrag von 
11.692  € ergibt. Nach Abzug der Erträge von den 
Bruttokosten ergeben sich somit Nettokosten in Höhe 
von 3.596  € Y Übersicht  A9.3-2.

Zu beachten ist, dass die in der Y Übersicht A9.3-2 
dargestellten Größen Durchschnittswerte sind. Für 
alle berechneten Größen ist jedoch eine hohe Varianz 
zwischen den Betrieben zu beobachten. So erwirt-

schaften, auf Deutschland hochgerechnet, etwa ein 
Drittel der Auszubildenden bereits während der Aus-
bildung Nettoerträge für ihren Betrieb, während für 
10 % der Auszubildenden die Nettokosten bei mehr 
als 15.000  € im Jahr liegen. Verschiedene Faktoren 
können zur Erklärung der hohen Varianz heran-
gezogen werden. Zum einen gibt es nach wie vor 
deutliche Unterschiede bei den Ausbildungskosten 
zwischen den neuen und den alten Ländern. Eine 
Ursache hierfür ist die bestehende Differenz bei den 
Gehältern. Diese sind in den neuen Ländern sowohl 
bei den Auszubildenden als auch den Fachkräften 
mehr als 20 % niedriger als in den alten Ländern. 
Dies hat zur Folge, dass die Bruttokosten und die 
Erträge in den neuen Ländern wesentlich niedriger 
ausfallen. In den neuen Ländern betragen die Netto-
kosten durchschnittlich 2.557  €, während sie in den 
alten Ländern bei 3.880  € liegen. 

Betrachtet man Unternehmen unterschiedlicher Grö-
ße, so fällt auf, dass in Großbetrieben mit mehr als 
500 Beschäftigten mehr als doppelt so hohe Nettokos-
ten zu verzeichnen sind wie in den anderen Betriebs-
größenklassen. Dies hängt vor allem mit den deutlich 
höheren Bruttokosten in Großbetrieben zusammen, 
während sich die Erträge in allen Betriebsgrößen-
klassen nur um weniger als 2.000  € unterscheiden.

Auch zwischen den Ausbildungsbereichen weichen 
die Nettokosten erheblich voneinander ab. Die 
höchsten Nettokosten fallen im öffentlichen Dienst 
und Industrie und Handel an (7.234  € bzw. 4.607  €), 
in der Landwirtschaft mit 962  € und in den frei-
en Berufen sind diese mit 268  € sehr gering. Im 
Handwerk liegen die Nettokosten bei 2.513  €. Der 
öffentliche Dienst weist die höchsten Bruttokosten 
und die niedrigsten Erträge auf.

Die Ausbildung in einer Lehrwerkstatt ist in der 
Regel mit hohen Kosten verbunden: Die Bruttokosten 
betragen in diesem Fall durchschnittlich 20.063  €, 
während nur relativ geringe Erträge in Höhe von 
6.890  € erwirtschaftet werden. Dies ergibt einen 
Nettokostenunterschied von 11.029  € im Vergleich 
zu Auszubildenden, die ohne Lehrwerkstatt ausge-
bildet werden. Gut 13 % der Auszubildenden erhal-
ten zumindest einen Teil ihrer Ausbildung in der 
Lehrwerkstatt. 
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Schaubild A9.3-1:   Nettokosten 2007 nach Ausbildungsjahren und Ausbildungsdauer (in €)

Kaufmännische Berufe230 verzeichnen die niedrigsten 
Nettokosten. Dies hängt vor allem mit den hohen 
Erträgen zusammen, die in der kaufmännischen 
Ausbildung erzielt werden und deutlich über den 
Erträgen in gewerblichen und technischen Berufen 
liegen. Die Bruttokosten unterscheiden sich dagegen 
nur um wenig mehr als 1.600   €. 

Große Unterschiede gibt es auch zwischen dreijähri-
gen und dreieinhalbjährigen Ausbildungen.231 Wäh-
rend die Bruttokosten sich nur um knapp 1.000  € 
unterscheiden, liegen die Erträge weit auseinander: 
Bei den dreijährigen Ausbildungen stehen Brutto-
kosten von 15.014  € Erträgen von 13.018  € gegen-
über, bei den dreieinhalbjährigen Berufen sind die 
entsprechenden Werte 16.026  € bzw. 8.112  €. Dies 
ergibt eine Differenz von fast 6.000  € pro Ausbil-
dungsjahr bei den Nettokosten Y Schaubild A9.3-1. 
Bei den dreijährigen Ausbildungsberufen liegen die 
Nettokosten bereits im 1. Ausbildungsjahr unter 

230 In die Befragung waren 25 gewerbliche, 21 kaufmännische und 5 technische 
Berufe einbezogen. 

231 Es wurden 12 dreieinhalbjährige Ausbildungsberufe berücksichtigt, z. B. der 
Chemikant/die Chemikantin, der Zahntechniker/die Zahntechnikerin und der 
Kraftfahrzeugmechatroniker/die Kraftfahrzeugmechatronikerin.

3.300  € und betragen im 3. Jahr nur noch 199  €. 
Die Nettokosten der dreieinhalbjährigen Ausbildun-
gen liegen dagegen mit 10.283  € im 1., 8.999  € im 
2., 6.911  € im 3. und 4.919  € im letzten Ausbil-
dungsjahr wesentlich höher. Zu beachten ist, dass 
die Auszubildenden im 4. Ausbildungsjahr nur ein 
halbes Jahr im Betrieb sind, der angegebene Wert 
bezieht sich auf dieses halbe Jahr. Es wird deutlich, 
dass die dreieinhalbjährigen Berufe einer kostenin-
tensiveren Ausbildung bedürfen, z. B. ist der Anteil 
der Betriebe, die Lehrwerkstätten einsetzen, bei 
diesen Berufen wesentlich höher als bei den dreijäh-
rigen Berufen. Darüber hinaus ist der Zeitanteil, der 
auf sonstige Zeiten entfällt (dazu gehören u. a. Unter-
weisungs- und Selbstlernzeiten), höher. Die Auszubil-
denden werden daher seltener für produktive Tätig-
keiten eingesetzt. Dies gilt sowohl für die einfachen 
Tätigkeiten als auch für die Fachkräftetätigkeiten. 
So verbringen Auszubildende, die eine dreieinhalb-
jährige Ausbildung absolvieren, durchschnittlich 
35 % weniger Zeit mit einfachen Tätigkeiten und 
sogar 50 % weniger mit Fachkräftetätigkeiten als die 
Auszubildenden in einem dreijährigen Ausbildungs-
beruf. Auch der Leistungsgrad, gemessen in Relation 
zu einer ausgebildeten Fachkraft, ist vor allem im 

 1. Ausbildungsjahr 2. Ausbildungsjahr  3. Ausbildungsjahr 4. Ausbildungsjahr 

  3,5-jährige Berufe   3-jährige Berufe 

Quelle: BIBB-Kosten- und Nutzenerhebung 2007
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1. Jahr der Ausbildung rund 30 % niedriger als bei 
Auszubildenden in dreijährigen Ausbildungsberufen. 
Dies weist darauf hin, dass Auszubildende in diesen 
Berufen zunächst in größerem Umfang als bei den 
dreijährigen Berufen den Umgang mit Materialien 
und Maschinen erlernen müssen, ehe sie für Fach-
kräftetätigkeiten eingesetzt werden können.  

Entwicklung der Kosten im Vergleich  
zur Kosten-Nutzen-Erhebung 2000

Ein unmittelbarer Vergleich der Ergebnisse der 
Befragungen der Jahre 2007 und 2000 (vgl. Beicht/ 
Walden/Herget 2004) ist aufgrund methodischer 
Anpassungen bei der Berechnung der Ausbilder-
kosten nur eingeschränkt möglich. Wichtige Kenn-
größen der Kosten und der Erträge können jedoch 
gegenübergestellt werden. So zeigt sich zum Beispiel, 
dass die produktiven Leistungen der Auszubildenden 
nominal zugenommen haben. Im Jahr 2000 lagen 
sie durchschnittlich bei 7.730  €, 2007 bei 11.692  €. 
Es gab also einen Anstieg um rund 50 %, der teilwei-
se auf die gestiegenen Löhne, aber auch auf einen 
höheren Anteil an produktiven Zeiten und somit auf 
Veränderungen in der Gestaltung der betrieblichen 
Ausbildung zurückzuführen ist. Die produktiven 
Leistungen sind in allen Ausbildungsbereichen und 
Betriebsgrößenklassen gestiegen. Überdurchschnitt-
liche Anstiege finden sich im Handwerk und im 
öffentlichen Dienst sowie den Betrieben mit mehr 
als 50 Beschäftigten. Einen unterdurchschnittlichen 
Zuwachs kann man bei den Kleinstbetrieben mit we-
niger als 10 Beschäftigten und in der Landwirtschaft 
und den freien Berufen feststellen. Diese Ausbil-
dungsbereiche konnten aber bereits 2000 besonders 
hohe Erträge erzielen. Die stärkere Einbeziehung 
der Auszubildenden in den Arbeitsprozess, der sich 
in den Erträgen zeigt, korrespondiert mit der Aus-
sage von 62 % der Betriebe, dass diese Maßnahme 
zur Steigerung des Nutzens und der Verringerung 
der Ausbildungskosten in ihrem Betrieb eingesetzt 
wurde. 55 % der Betriebe geben auch als wichtigen 
bzw. sehr wichtigen Grund für die eigene Ausbildung 
die Möglichkeit an, Auszubildende während der 
Ausbildung als Arbeitskräfte einzusetzen Y Schau-
bild A9.3-3. Im Jahr 2000 nannten dies nur 44 % als 
bedeutendes Ausbildungsmotiv. 

Auf der Kostenseite sind die Personalkosten der 
Auszubildenden, d. h. die Auszubildendenlöhne und 
Personalnebenkosten, nominal nur um etwa 15 % ge-
stiegen. Weitere Kostengrößen wie die Anlage- und 
Sachkosten stiegen nominal um 25 % und die sons-
tigen Kosten um 5 %. Keine Aussage kann hingegen 
zu der Entwicklung der Personalkosten für Ausbilder 
getroffen werden. Hier wurden Fragekonzept und 
Berechnungsweise modifiziert, um die tatsächliche 
Kostenbelastung der Betriebe genauer erfassen zu 
können. Insgesamt ist jedoch auf Grundlage der be-
obachteten Veränderungen davon auszugehen, dass 
die durchschnittliche Nettobelastung für die Betriebe 
seit dem Jahr 2000 zurückgegangen ist.

Nutzen der betrieblichen Ausbildung nach 
Abschluss der Ausbildung

Bisher wurden nur Kosten und Nutzen behandelt, 
die während der Ausbildung anfallen. Betriebe 
können darüber hinaus noch von Erträgen der 
Ausbildung profitieren, die erst nach Abschluss der 
Ausbildung wirksam werden, d. h., wenn die Betrie-
be die ehemaligen Auszubildenden als Fachkraft im 
Betrieb weiterbeschäftigen. 

Hierbei ist zunächst an die Einsparung von Perso-
nalgewinnungskosten  zu denken, die – bei einem 
Verzicht auf Ausbildung – bei der Einstellung von 
Fachkräften über den externen Arbeitsmarkt anfal-
len würden. Das Einsparpotenzial unterscheidet sich 
zum Beispiel nach Beruf oder nach Region, in der 
gesucht wird. 

Personalgewinnungskosten

Die Berechnung der Personalgewinnungskosten erfolgt auf 
betrieblicher Ebene. Dabei werden nur die 1.010 Betriebe 
der Stichprobe berücksichtigt, die in den letzten 3 Jahren 
auch tatsächlich Fachkräfte im ausgewählten Beruf einge-
stellt haben. Die Personalgewinnungskosten setzen sich aus 
den folgenden Komponenten zusammen:

Bewerbungsverfahren (Inserierungskosten, Personal- 
kosten, Kosten für externe Berater/-innen)
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Weiterbildung während der Einarbeitungszeit (Kosten  
für Weiterbildungskurse, Arbeitsausfallkosten)
Leistungsunterschiede in der Einarbeitungszeit  
(Leistungs- und Lohnunterschiede zwischen einer  
neu eingestellten und einer im Betrieb ausgebildeten 
Fachkraft)

Insgesamt wendet ein Betrieb durchschnittlich 
4.214  € für die Rekrutierung einer neuen Fachkraft 
auf – diesen Betrag kann er also bei Übernahme 
eines Auszubildenden einsparen Y Übersicht A9.3-3. 
Als wichtigster Kostenfaktor fallen hierbei mit 
2.319  € die Kosten ins Gewicht, die durch Leistungs-
unterschiede zwischen einer neu eingestellten Fach-

Übersicht A9.3-3:  Eingesparte Personalgewinnungskosten 2007 bei Ausbildung (in €)

Gesamt Alte Länder Neue Länder

Bewerbungsverfahren 1.191 1.287 705

Davon: 
Inserierungskosten 432 490 140

Bewerbungsverfahren (Personalkosten) 519 538 420

Externe Berater 240 259 145

Weiterbildung während der Einarbeitungszeit 704 720 625

Davon: 
Arbeitsausfallkosten durch Weiterbildung 299 316 218

Kosten der Weiterbildungskurse 405 404 407

Leistungsunterschiede in der Einarbeitungszeit 2.319 2.441 1.702

Personalgewinnungskosten insgesamt 4.214 4.447 3.032

Quelle: BIBB-Kosten- und Nutzenerhebung 2007

Übersicht A9.3-4:   Eingesparte Personalgewinnungskosten 2007 bei Ausbildung nach verschiedenen 
Merkmalen (in €)

Bewerbungsverfahren Weiterbildung während  
der Einarbeitungszeit

Leistungsunterschiede  
in der Einarbeitungszeit

Personalgewinnungs- 
kosten insgesamt

Ausbildungsbereich

Industrie und Handel 1.525 1.048 2.798 5.370

Handwerk 664 329 1.902 2.895

Öffentlicher Dienst 1.168 1.029 2.183 4.380

Landwirtschaft* 536 376 1.399 2.311

Freie Berufe 1.157 183 1.660 3.001

Betriebsgrößenklasse

1–9 Beschäftigte 821 542 2.070 3.432

10–49 Beschäftigte 1.184 764 2.233 4.181

50–499 Beschäftigte 2.121 978 3.180 6.279

Mehr als 500 Beschäftigte 3.246 1.402 3.086 7.735

Berufsgruppe

Kaufmännische Berufe 1.487 796 2.411 4.694

Gewerbliche Berufe 919 581 2.192 3.692

Technische Berufe 1.103 848 2.484 4.435

* Nur wenige Betriebe der Landwirtschaft haben neue Fachkräfte eingestellt, daher sind die angegebenen Werte nur als Tendenz zu interpretieren.

Quelle: BIBB-Kosten- und Nutzenerhebung 2007
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kraft und einer im Betrieb ausgebildeten Fachkraft 
während der Einarbeitungszeit entstehen.232 Außer-
dem werden hier die Lohnunterschiede zwischen der 
neuen Fachkraft und einem im Betrieb ausgebildeten 
Beschäftigten berücksichtigt (Lohnauf- bzw. Lohn-
abschlag). Alle anderen Faktoren sind von weitaus 
geringerer Bedeutung. Das Bewerbungsverfahren 
verursacht Kosten in Höhe von 1.191  €. Diese setzen 
sich aus 432  € für Inserierungskosten, 519  € für die 
Personalkosten, die für das gesamte Auswahlverfah-
ren233 anfallen, und 240  € für externe Berater/-innen, 
die bei der Gewinnung einer neuen Fachkraft zurate 
gezogen werden, zusammen. Die Betriebe investieren 
während der Einarbeitungszeit insgesamt 704  € in 
die Weiterbildung ihres neuen Beschäftigten: 405  € 
für Lehrgangsgebühren und Reisekosten und 299  € 
an Arbeitsausfallkosten.

Betrachtet man die Personalgewinnungskosten nach 
verschiedenen Betriebsmerkmalen, ergeben sich 
große Unterschiede. So sind diese in den neuen 
Ländern mit 3.032  € gut 30 % geringer als in den 
alten Ländern mit 4.447  €. Hier zeigt sich wiederum 
das Lohngefälle zwischen den Landesteilen, da bei 
allen Kostenkomponenten, bei denen der Lohn eine 
entscheidende Rolle spielt, die Unterschiede recht 
deutlich sind (Leistungsunterschiede in der Einarbei-
tungszeit, Arbeitsausfallkosten durch die Weiterbil-
dung, Personalkosten des Bewerbungsverfahrens). 
Auch die Inserierungskosten und die Kosten für 
externe Berater/-innen sind in den alten Ländern 
höher. 

Zwischen den Ausbildungsbereichen mit den höchs-
ten und niedrigsten Personalgewinnungskosten 
ergibt sich eine Differenz von gut 3.000  €. Insge-
samt müssen Betriebe aus Industrie und Handel mit 
5.370  € für die Rekrutierung externer Fachkräfte die 
höchsten Kosten veranschlagen – für sie lohnt sich 
daher die Übernahme eines Auszubildenden in be-
sonderem Maße. Auch im öffentlichen Dienst besteht 
mit 4.380  € ein nicht zu unterschätzendes Einspar-
potenzial, während die Personalgewinnungskosten 

232 Im Durchschnitt gehen die Betriebe von einer Einarbeitungszeit von etwas über
4 Monaten aus. Nur knapp 9 % der Betriebe veranschlagen eine Einarbeitungszeit 
von mehr als 6 Monaten.

233 Ausschreibung, Bearbeitung der eingegangenen Bewerbungsunterlagen, Vorberei-
tung, Durchführung und Nachbereitung der Vorstellungsgespräche.

bei den freien Berufen, im Handwerk und vor allem 
der Landwirtschaft wesentlich geringer zu Buche 
schlagen. Auffallend ist, dass in den 3 letztgenann-
ten Bereichen kaum Kosten für Weiterbildungen für 
neue Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter anfallen Y 

Übersicht A9.3-4.

Die Personalgewinnungskosten steigen mit wach-
sender Betriebsgröße deutlich an – während in 
Kleinstbetrieben mit bis zu 9 Beschäftigten Kosten 
von 3.432  € aufgewandt werden müssen, belaufen 
sich diese bei den Großbetrieben mit mehr als 500 
Beschäftigten auf 7.735  €. Vor allem die Kosten für 
das Bewerbungsverfahren – und dabei besonders 
die Inserierungskosten und die Kosten für externe 
Berater/-innen – sind bei Großbetrieben deutlich 
höher, während die Unterschiede bei dem Faktor 
„Leistungsunterschiede in der Einarbeitungszeit“ 
geringer ausfallen. 

Bei der Einstellung neuer Fachkräfte in kaufmän-
nischen Berufen fallen im Durchschnitt höhere 
Kosten als in gewerblichen Berufen an. Dies liegt 
vor allem an den teureren Bewerbungsverfahren. 
Neueingestellte in technischen Berufen benötigen 
eine besonders intensive Weiterbildung während der 
Einarbeitungszeit. 

Insgesamt variieren die Personalgewinnungskosten 
ähnlich wie auch die Nettokosten erheblich zwischen 
den Betrieben. Rund 2 % der Betriebe haben Per-
sonalgewinnungskosten von weniger als 100  €, bei 
jedem zehnten Betrieb liegen sie jedoch bei mehr als 
10.000  €. 

Neben der Möglichkeit der Einsparung von Perso-
nalgewinnungskosten gibt es durch die Übernahme 
eines Auszubildenden eine Reihe von weiteren Vor-
teilen für den Betrieb, die sich zwar einer genauen 
monetären Erfassung entziehen, dennoch aber von 
einiger Bedeutung sein dürften: 

�� Auch nach einer Einarbeitung gibt es oft noch 
Leistungsunterschiede zwischen im eigenen Be-
trieb ausgebildeten und über den Arbeitsmarkt 
eingestellten Fachkräften. Selbst Ausgebildete 
haben u. a. Wissen über Besonderheiten des 
Betriebs erworben, sind mit der Firmenphilo-
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sophie vertraut, und ihre Ausbildung konnte an 
unternehmensspezifische Bedürfnisse angepasst 
werden (vgl. Beicht/Walden/Herget 2004,  
S. 172 f.). 

�� Das Fehlbesetzungsrisiko und die Fluktuation 
liegen für die im eigenen Betrieb ausgebildeten 
Fachkräfte deutlich niedriger als bei Einstellun-
gen über den Arbeitsmarkt. 

�� Besondere Bedeutung hat auch die Vermeidung 
von Ausfallkosten, die entstehen, wenn der 
Fachkräftebedarf nicht gedeckt werden kann 
und es z. B. zu Produktionsengpässen und daher 
einem Verzicht auf Aufträge kommt. 

Der Nutzen einer eigenen Ausbildung und der an-
schließenden Übernahme des Ausgebildeten ist hier 
umso höher, je schwieriger es ist, auf dem externen 
Arbeitsmarkt eine neue Fachkraft zu rekrutieren. 
Die Ausbildungsbetriebe wurden um eine Beurtei-
lung der Zahl der auf dem Arbeitsmarkt verfügbaren 
Arbeitskräfte gebeten. Insgesamt bewerteten nur 
knapp ein Drittel diese als sehr gut oder gut, etwa 

40 % jedoch als schlecht oder sehr schlecht. Noch 
etwas schlechter sieht es mit der Einsatzfähigkeit 
dieser Arbeitskräfte im Betrieb aus: Etwas weniger 
als ein Viertel der Betriebe sahen diese als gut oder 
sehr gut an.

Nicht immer ist allerdings die Übernahme eines 
Auszubildenden möglich – sei es, weil der Auszubil-
dende ein Übernahmeangebot nicht angenommen 
hat, wirtschaftliche Gründe dagegen sprachen oder 
der Betrieb mit den Leistungen des Auszubildenden 
nicht zufrieden war. 57 % der Betriebe, bei denen im 
Jahr 2007 Auszubildende erfolgreich ihre Prüfung 
abgelegt haben, haben zumindest einen Auszubil-
denden übernommen.234 Auch in den Jahren 2006 
und 2005 ist dieser Anteil mit 53 % stabil. In den 
neuen Ländern wurde 2007 mit 63 % ein höherer 
Wert als in den alten Ländern gemessen. Besonders 

234 Die hier genannten Zahlen sind nicht mit den Zahlen des IAB-Betriebspanels 
vergleichbar, da dort Anteile von Auszubildenden dargestellt werden, während 
hier Anteile von Betrieben gemessen werden Y vgl. Kapitel A5.9.2. 

Schaubild A9.3-2:   Anteil der Betriebe, die 2007 zumindest einen Auszubildenden übernommen haben (in  %)
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übernahmefreudig sind die Betriebe in den Ausbil-
dungsbereichen Industrie und Handel sowie im öf-
fentlichen Dienst. Erwartungsgemäß steigt der Anteil 
der Betriebe, die 2007 zumindest einen Auszubilden-
den weiterbeschäftigt haben, mit der Betriebsgröße 
an. Bei Großbetrieben mit einer größeren Zahl von 
Auszubildenden und Arbeitsplätzen ist es sehr viel 
wahrscheinlicher, dass zumindest ein Auszubilden-
der übernommen wird Y Schaubild A9.3-2.

Betriebe, die Auszubildende übernehmen und zu-
sätzlich Fachkräfte über den Arbeitsmarkt einstellen, 
haben durchschnittlich höhere Personalgewin-
nungskosten als Betriebe, die keine Auszubildenden 
übernehmen. Die ermittelten durchschnittlichen 
Kosten belaufen sich auf 4.631 bzw. 3.753  €. Betrie-
be, die in jedem der letzten 3 Jahre Auszubildende 
übernommen haben, müssten dabei mit 6.088  € 
die höchsten Investitionen für die Gewinnung einer 
neuen Fachkraft tätigen. Bei diesen Betrieben ist also 

der Anreiz, Auszubildende zu übernehmen, beson-
ders hoch. 

Bewertung des Ausbildungsnutzens  
durch die Betriebe

Der Nutzen einer Ausbildung für Betriebe setzt 
sich – wie gezeigt – aus einer Vielzahl von unter-
schiedlichen Elementen zusammen, die allerdings 
nur zum Teil monetär bewertet werden können. Um 
eine Vorstellung zu erhalten, welche davon für die 
Betriebe am wichtigsten sind, wurden alle Ausbil-
dungsbetriebe um eine Einschätzung zu einer Reihe 
von Aussagen gebeten, die diese unterschiedlichen 
Nutzenaspekte beschreiben. Die Antworten wurden 
auf einer Skala von 1 (sehr wichtig) bis 5 (völlig 
unwichtig) gegeben. Für die Auswertung wurden die 
Kategorien 1 und 2 (sehr wichtig/wichtig) sowie 4 
und 5 (unwichtig/völlig unwichtig) zusammengefasst 
Y Schaubild A9.3-3.

Schaubild A9.3-3:   Wichtigkeit von Gründen für die eigene Ausbildung 2007 (in  %) 

um den betrieblichen Anforderungen ent-
sprechende Nachwuchskräfte zu qualifizieren

Quelle: BIBB-Kosten- und Nutzenerhebung 2007
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Schaubild A9.3-4:   Zufriedenheit der Betriebe mit dem Kosten-Nutzen-Verhältnis der Ausbildung nach 
verschiedenen Merkmalen 2007 (in  %) 

Betriebsgrößenklasse

Quelle: BIBB-Kosten- und Nutzenerhebung 2007
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Die Betriebe wurden nach den Gründen für die eige-
ne Ausbildung gefragt. Dabei erhielt mit einem Anteil 
von 84 % die Aussage, dass der Betrieb ausbildet, um 
Nachwuchskräfte zu qualifizieren, die genau den be-
trieblichen Anforderungen entsprechen, mit Abstand 
den höchsten Zuspruch. Ebenfalls hohe Zustimmung 
bekamen die folgenden Aussagen, die in eine ähnli-
che Richtung gehen und zeigen, dass die Betriebe ein 
hohes Interesse an der Übernahme der Ausgebilde-
ten und an einer hohen Ausbildungsqualität haben:

�� der Betrieb bildet aus, um die Möglichkeit zu 
haben, bei der Übernahme der Auszubildenden 
„die Besten“ auszuwählen (70 %),

�� der Betrieb bildet aus, um das Risiko perso-
neller Fehlentscheidungen bei der Einstellung 
betriebsfremder Kräfte zu vermeiden (60 %), 

�� der Betrieb bildet aus, um eine hohe Personal-
fluktuation zu vermeiden (58 %). 

Von geringerer Bedeutung ist dagegen das Einsparen 
von Einarbeitungskosten (34 %) bzw. von Kosten der 
Personalsuche (27 %). Darüber hinaus spielen eine 

Reihe weiterer Faktoren eine wichtige Rolle bei der 
Entscheidung für oder gegen eine Ausbildung, die 
die restlichen Kosten kompensieren dürften. 

Ausbildung ist auch ein wesentlicher Faktor zur 
Verbesserung des betrieblichen Images in der Öffent-
lichkeit, bei Kunden und Lieferanten. Diesen Aspekt 
halten 81 % der Betriebe bei der Frage nach dem 
Stellenwert der Ausbildung für die Personalpolitik und 
die Entwicklung des Unternehmens für sehr wichtig 
bzw. wichtig. In eine ähnliche Richtung geht die Ein-
schätzung von immerhin 71 % der Betriebe, dass die 
Ausbildung die Attraktivität des Betriebs für leistungs-
fähige Arbeitskräfte steigert. Die Ausbildung nimmt 
ebenso eine bedeutsame Funktion bei der Mitarbeiter-
bindung ein. Dies bestätigen sogar 87 % der Betriebe. 

Die betriebliche Berufsausbildung lohnt sich in  der 
Regel für die ausbildenden Betriebe, obwohl sie 
zunächst im Schnitt Kosten verursacht. Dies ist vor 
allem dem Nutzen zu verdanken, der durch die 
Übernahme von Auszubildenden entsteht: Personal-
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gewinnungskosten werden eingespart, und selbst 
Ausgebildete leisten, zumindest vorübergehend, 
mehr als vom externen Arbeitsmarkt eingestellte 
Fachkräfte. Auch der Nutzen in Form von Imagege-
winn und Attraktivität des Betriebs für leistungsfähi-
ge Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter spielt eine nicht 
zu vernachlässigende Rolle. Darüber hinaus können 
viele Betriebe bereits durch den Arbeitseinsatz der 
Auszubildenden ihre Ausbildungskosten decken.
Ebenso bestätigt die subjektive Beurteilung der Be-
triebe, dass sich Ausbildung wirtschaftlich lohnt.  
Die Betriebe wurden auf einer fünfstufigen Skala  
(1 = sehr zufrieden, 5 = völlig unzufrieden) gefragt, 
ob sie alles in allem mit dem Verhältnis von Nutzen 
und Kosten der eigenen betrieblichen Ausbildung 
zufrieden sind. Für die Auswertung wurden die 
Kategorien 1/2 sowie 4/5 zusammengefasst. Insge-
samt fällt die Beurteilung sehr positiv aus. 60 % der 

Betriebe sind mit dem Kosten-Nutzen-Verhältnis 
der Ausbildung zufrieden, nur 11 % unzufrieden. 
Betrachtet man die Einschätzungen nach verschie-
denen Merkmalen, ergibt sich ein differenzierteres 
Bild. Zwar gibt es kaum Unterschiede nach alten 
und neuen Ländern, bei den Ausbildungsbereichen 
zeigen jedoch die Betriebe aus den freien Berufen 
und dem öffentlichen Dienst eine besonders hohe 
Zufriedenheit. Auffällig ist der starke Anstieg der 
Zufriedenheit mit wachsender Betriebsgröße – die 
höchste Zufriedenheit findet sich mit 77 % bei den 
Großbetrieben mit mehr als 500 Beschäftigten. 
Dies ist insofern überraschend, als Großbetriebe im 
Durchschnitt die höchsten Nettokosten zu tragen 
haben Y Schaubild A9.3-4.

(Gudrun Schönfeld, Felix Wenzelmann,  
Harald Pfeifer, Regina Dionisius)
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